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Einleitung 

Gemäß § 44 UVP-G hat der/die Bundesminister/in tür Umwelt, Jugend und Fami l ie 
dem National rat a l le d rei Jah re, erstmals 1998, über die Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes zu berichten .  

I n  nunmehr vier Jah ren seit I nkrafttreten konnten Erfahrungen mit dem neuen Ge­
setz gesammelt werden ,  wenng leich die Zahl der erwarteten UVP-Verfah ren zu­
nächst h inter den E rwartungen zurückbl ieb. 

Ziel d ieses Berichts ist es im wesentl ichen, einen Überbl ick über die bisher abge­
sch lossenen und laufenden UVP- und Bürgerbetei l igungsverfahren ,  i h re Zah l und 
Dauer ,  sowie d ie wesentl ichen Erfahrungen damit aus Sicht des Bundesmin isterium 
tür Umwelt, Jugend und Fami l ie zu bieten. Der Bericht beleuchtet weiters die Tätig­
keit der  m it UVP befaßten Bundesorgane und e in ige mit dem Vol lzug des UVP-G 
verbundene Probleme. 

Stand des Berichtes ist der 1.  Dezember 1998. 

1 .  A llgemei nes 

Das Umweltverträgl ichkeitsprüfungsgesetz (UVP-G), BGB!. N r. 697/ 1 993, trat am 1 .  
7. 1 994 i n  Kraft . Es sieht fü r  bestimmte Vorhaben 

- die Durchführung  einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) m it Beteil igung 
der  Öffentl ichkeit , 

- ein konzentrie rtes Genehmigungsverfah ren mit Parte isteI lung fü r bestimmte For­
malparteien (Gemeinden, Bürgerinitiativen, Umweltanwalt), 

- e ine Abnahmeprüfung und Nachkontro l le 

vor. 

E i n  al lfäl l iges Feststel lungsverfahren über die UVP-Pfl icht eines Vorhabens, d ie 
U mweltverträgl ichkeitsprüfung (UVP) und das konzentrierte Genehmigungsverfah­
rens  sowie Abnahmeprüfung und Nachkontrol le sind in 1 .  I nstanz von der Landesre­
g ie rung durchzufüh ren .  Berufungsinstanz ist der beim Bundesmin isterium fü r Umwelt 
du rch das Bundesgesetz über den Umweltsenat (USG), BGBI .  N r. 698/ 1 993, e inge­
richtete unabhängige Umweltsenat. Für Bundesstraßen und Hochleistungsstrecken 
ist d ie  UVP im Rahmen der E rlassung einer Trassenverordnung vom zuständigen 
Bundesminister (BM für wirtschaftl iche Angelegenheiten bei Bundesstraßen und BM 
für W issenschaft und Verkeh r  für Hochleistungsstrecken) durchzufüh ren. 

Bestimmte bedeutende umweltrelevante Vorhaben, deren Größenordnung nach 
Me inung des Gesetzgebers n icht die Durchführung einer UVP, wohl aber die ver­
stärkte Einbindung der Öffentl ichkeit erforderl ich macht, s ind einem Bürgerbetei l i­
gungsverfahren zu unterziehen, das in dem im Anhang 2 bestimmten Leitverfah ren 
du rchzuführen ist .  
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D ie verfassungs recht l iche Grundlage für das UVP-G wurde durch eine Novel le 
des B-VG (BGBI N r. 508/1 993) geschaffen, welche die Umweltve rträg l ichkeitsprü­
fung für Vorhaben ,  bei denen mit erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu rech­
nen ist und bei Bedarf die Genehmigung solcher Vorhaben in der Gesetzgebung 
dem Bund, in der  Vol lziehung den Ländern zuweist (Art 11 Abs. 1 Z 7 B-VG) .  Der  
Umweltsenat wurde als sachlich i n  Betracht kommende Oberbehörde in Art. 1 1  Abs. 
7 B-VG verankert. Die G rundlage für die Zuständigkeit der Bundesmin ister zur 
Du rchführung der UVP in  Angelegenheiten , für welche die Verwaltungsvorschriften 
e ine Trassenfestlegung du rch Verordnung vorsehen, bi ldet Art. 1 0  Abs . 1 Z 9 B-VG . 

D ie verfassungsrechtl iche G rundlage für die Bürgerbetei l igung bi ldet nach der 
B-VG-Novelle BGB!. Nr. 508/1 993 Art. 1 1  Abs . 6 B-VG , der eine Bedarfskompetenz 
des Bundes für die Regelung des Bürgerbetei l igungsverfahrens für bundesgesetzl ich 
zu bestimmende Vorhaben, d ie Betei l igung an einem nachfolgenden Verwaltungs­
verfahren und d ie Berücksichtigung der Ergebnisse des Bürgerbeteiligungsverfah­
rens bei der Erteilung der fü r  die betroffenen Vorhaben erforderl ichen Ge­
nehmigungen , vorsieht. 

Aufgrund eines I n it iativantrags (Antrag Nr. 3 1 1 /A XX. GP.-NR vom 30.10.1996, AB 
440 S. 48) wurde das UVP-G mit BGB!. Nr. 773/1996 novel l iert. Geändert wurden 
d ie Genehmigungsvoraussetzungen für Straßen- und Eisenbahnvorhaben und das 
Verfah ren der UVP für Trassenvorhaben sowie e in ige Verfah rensvorschriften im 
Bürgerbeteiligungsverfahren. 

2. Zur Umsetzung der UVP-RL in Österreich 

Mit dem UVP-G wird die Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
85/337/EWG vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be­
stimmten öffentl ichen und privaten Projekten (UVP-RL), ABI. Nr. L 175/40 vom 5. 7. 
1985 ,  in das österreichische Recht umgesetzt. D iese Richt l in ie war auch Bestandteil 
des EWR-Abkommens (Anhang XX, Pkt. 1) und ist nunmehr Bestandtei l des m it 
dem EU-Beitritt für Österreich verbindlichen acquis communautaire. Die Richtl in ie g i lt 
daher seit Inkrafttreten des EWR mit 1. Jänner 1994 auch für Österre ich . 

Ziel der Richtlin ie ist die frühestmögliche Berücksichtigung von Auswirkungen 
menschlicher Tätigkeiten auf die Umwelt und die Vermeidung von Umweltbelastun­
gen im Sinne des Vorsorgeprinzips. Die Umweltauswirkungen e ines Projekts s ind im 
Hinbl ick auf den Schutz der  mensch l ichen Gesundhe it, eine anzustrebende Verbes­
serung der Umweltbedingungen, d ie Erhaltung der Artenvielfalt und d ie Reprodukt i ­
onsfäh igke it des Ökosystems als Grundlage allen Lebens zu bewerten. 

Die Richtl in ie legt sowoh l  inhaltl iehe (wie Aufgaben der UVP, Angaben des Antrag­
stellers ,  Berücksichtigung der UVP) als auch verfahrensmäßige Vorgaben 
( I nforma.t ion der Öffent l ichkeit, Stellungnahmemögl ichkeit für d ie betroffene Öffent­
l ichkeit , Behördenbetei l igung) fest. 

I m  Hin�! ick auf das späte I nkrafttreten des UVP-G und die in § 46 UVP-G vorgese­
henen Ubergangsfristen hat die EU-Richt l in ie zu ein igen Diskussionen über i h re 
Anwendung in Österreich sowie zu Beschwerdeverfahren bei der 
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EFTA-Überwachungsbehörde (ESA) und in der Folge bei der Europäischen Kom­
miss ion geführt. 

Diese Beschwerdeverfahren betrafen: 5 Abfal lverbrennungsanlagen, 3 Deponien, 3 
Bundesstraßenvorhaben ,  1 Eisenbahnvorhaben , 1 Starkst romleitung ,  1 Zivi lf l ugplatz , 
1 Anlage zur Demontage von Elektro- und Elektronikgeräten . 

I n  den Beschwerden wurde im wesent lichen argumentiert ,  daß die angeführten , bis 
zum 30.6. (Trassenvorhaben) bzw. 31.12.1994 (sonstige) beantragten und daher  
nicht dem UVP-G unterl iegenden Vorhaben der UVP-RL unte rliegen würden. Du rch 
das verzögerte I nkrafttreten des UVP-G sei die UVP-RL verspätet umgesetzt und auf 
die konkreten P rojekte nicht angewendet worden. 

Österreich argumentierte, daß die Mindestanforderungen der Richtl in ie z. T. bere its 
in den anzuwendenden Materiengesetzen enthalten, z. T. aber aufgrund einer un­
mitte lbaren Anwendung der Richtl inie in den konkreten Verfah ren erfü l lt worden sei­
en . 

Die Beschwerdeverfah ren wurden von der Kommission im Frühjahr 1998 eingestel lt .  

3. Zur Organisation der UVP-Vollzieh u n g  in den zuständigen Be­
hörden 

Die Durchfüh rung der UVP als integrative und fachübergreifende Erhebung und Be­
wertung der Umweltauswirkungen sowie des konzent rie rten Genehmigungsverfah­
rens stel lt an d ie Vollzugsbehörden erhöhte Anforderungen in Bezug auf Koordinati­
on und Verfahrensmanagement. In  den Ämtern der Landesregierungen bestehen 
bere its Behördenapparate mit einer hohen Konzentrat ion von Fachwissen, die für die 
E rfül lung der Anforderungen durch die UVP gute Ausgangsbed ingungen aufweisen. 

I n  einigen Ländern wurde die Koordinations- und/oder Entscheidungskompetenz fü r 
UVP-Verfahren einer Abtei lung des Amtes der Landesregierung zugewiesen 
(Kärnten, N iederösterreich, Oberösterreich, Tirol, Wien), in e in igen Ländern ist die 
Zuständigkeit für UVP-Verfah ren auf die jeweils für die anwendbare Hauptmaterie 
zuständigen Abtei lungen aufgetei lt (Salzburg, Steiermark), in Vorarlberg wird eine 
abtei lungs überg reifende Projektgruppe tätig, im Bgld. w i rd die Zuständigkeit im Ein­
zelfal l  best immt. 

In den für Lin ienvorhaben nach dem 3. Abschn itt zuständigen Bundesministerien 
wi rd die UVP-Zuständigkeit von jenen Abteilungen wahrgenommen ,  die auch für d ie 
Erlassung der Trassenverordnung zuständig s ind. 
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4. UVP-Genehmigungsverfahren 

4.1. Verfahren nach dem 2. Abschnitt des UVP-G (UVP und konzentriertes Ge­
nehmigungsverfahren) 

4.1.1. Abgeschlossene Verfahren 

Bis zum 30. 1 1 . 1 998 wurden 5 Verfahren durch Erlassung des Genehmigungsbe­
scheides abgeschlossen. 

Ein Verfahren betraf e in Vorhaben nach Anhang 1, Z 7 (An lagen, d ie dem Luftrein­
haltegesetz für Kesselanlagen unterl iegen, mit e iner Brennstoffwärmeleistun g  von 
m indestens 200 MW) iVm § 3 Abs. 4 UVP-G . Verfahrensgegenstand war der  Umbau 
und Ausbau des Heizkraftwerkes Salzburg Mitte der Salzburger Stadtwerke AG. 

Zu d iesem Vorhaben wurde ein Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G durchgeführt. Das 
Genehmigungsverfahren ab Einbringung des Genehmigungsantrages einschl ießl ich 
Umweltverträgl ichkeitserklärung (UVE) gemäß § 5 Abs. 1 UVP-G dauerte in  e rste'r 
I nstanz 20 Monate, der Genehmigungsbescheid mit Auflagen wurde im Februar 
1 998 erlassen .  

An der Erstel lung des Umweltverträglichkeitsgutachtens gemäß 12  UVP-G (UV-GA) 
waren 25 Gutachterinnen betei l igt, die Ausarbeitung wurde von einem Sachverstän­
digenkoord inator der Behörde koordin iert, der dem Verfah rensleiter während des 
gesamten Verfahrens bis zur Erlassung des Genehmigungsbescheides zur Seite 
stand .  

An der öffentl ichen Erörterung gemäß § 14 UVP-G, d ie  an  einem Tag durchgeführt 
wurde ,  nahmen 61 Personen tei l ,  darunter die Vertreterinnen de r  Behörde, der m it­
wirkenden Behörden und der Konsenswerberin . 

Die mündl iche Verhandlung gemäß § 1 6  UVP-G wurde an drei aufeinanderfolgenden 
Tagen durchgeführt, wobei das Vorhaben nach einem vorher kundgemachten Zeit­
p lan gemäß den anzuwendenden Materiengesetzen aufgetei lt wurde (z. B. Gewerbe­
recht, Luftre inhalterecht, Baurecht, Naturschutzrecht). 

Durch Erhebung von Einwendungen gemäß § 1 9  Abs. 1 UVP-G erlangte e in Nach­
bar ParteisteI lung, keine Bürgerinitiative erlangte gemäß § 1 9  Abs. 4 ParteisteI lung .  

Gegen den Genehmigungsbescheid wurde von einer Person Berufung erhoben . 
D iese wurde als unzulässig zurückgewiesen. Der Berufungsbescheid wurde vom 
Umweltsenat nach mündl icher Verhand lung im Mai 1 998 erlassen ,  sodaß das Ge­
nehmigungsverfah ren nach dreimonatiger Verfahrensdauer in zweiter Instanz zu die­
sem Zeitpunkt endgültig abgeschlossen werden konnte. 

Drei  Verfahren betrafen Vorhaben nach Anhang 1, Z 14 (Neuerschl ießung oder E r­
weiterung von Schigebieten mit Sei lförderanlagen zur Personenbeförderung  
(Sei lbahnen) oder Schleppl iften , wenn damit ein F lächenverbrauch durch P istenneu­
bau mit Geländeve ränderungen von mehr als 20 Hektar verbunden ist), 
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Verfahrensgegenstand im ersten abgesch lossenen Verfahren f ü r  Vorhaben dieses 
Typs war der Ausbau des Schigebietes Stuhleck der Österreich ischen Seilbahnen 
Bau- u. Betriebs GesmbH durch Ersatz und Neubau mehrerer Sesse lbahnen und 
Schlepp l ifte . 

Zu diesem Vorhaben wurde e in Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G durchgeführt .  Das 
Genehmigungsverfahren ab Einbringung des Genehmigungsantrages einsch l ießl ich 
UVE dauerte 1 3  Monate , der Genehmigungsbescheid mit Auflagen wurde im August 
1997 erlassen. An der Erstel lung des UV-GA waren 24 Gutachterinnen betei l igt. 

An der öffentl ichen E rörterung gemäß § 1 4  UVP-G , die an zwei Tagen durchgeführt 
wu rde, nahmen insgesamt ca. 1 00 Personen tei l ,  darunter die Vertreter innen der 
Behörde , der mitwi rkenden Behörden und der Konsenswerberin .  

D ie mündliche Verhandlung gemäß § 1 6  UVP-G wurde an zwei aufeinanderfolgen­
den Tagen durchgeführt ,  wobei das Vorhaben gemäß den anzuwendenden Materi­
engesetzen aufgetei lt wurde (z. B. Gewerberecht, E isenbahnrecht, Naturschutz­
recht). 

Du rch E rhebung von Einwendungen gemäß § 1 9  Abs. 1 UVP-G erlangte, soweit er­
sichtl ich, kein Nachbar ParteisteIlung; keine Bürgerin itiative erlangte gemäß § 1 9  
Abs. 4 ParteisteIlung. 

Gegen den Genehmigungsbescheid wurde keine Berufung erhoben. 

Verfahrensgegenstand im zweiten abgesch lossenen Verfahren für Vorhaben dieses 
Typs war der Ausbau des Schigebietes Hauser Kaibling-Planai H ochwurzen Rei­
teralm und Lehen der ARGE P lanai-Hochwurzen-Bahnen GmbH-Hauser Kaibl ing 
Seibahn und Liftges. mbH. & Co KG durch Neubau mehrerer Sesselbahnen und 
Schlepplifte, wodurch eine Schischaukelverbindung zwischen den betei l igten Schi­
gebieten geschaffen werden so l l .  

Zu diesem Vorhaben wurde ein Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G durchgeführt. Das 
Genehmigungsverfahren ab E inbringung des Genehmigungsantrages einschl ießl ich 
UVE dauerte 1 3  Monate, der Genehmigungsbescheid mit Auflagen wurde im Jul i  
1 998 erlassen. Fü r das Tei lprojekt 8-Einsei lumlaufbahn Lehen wurde nur eine 
G rundsatzgenehmigung ertei lt. An der Erste l lung des UV-GA waren 21 GutachterI n­
nen betei l igt. 

An der öffentl ichen Erörterung gemäß § 1 4  UVP-G, die an zwei aufeinanderfolgen­
den Tagen durchgeführt wurde, nahmen Vertreterinnen der Behörde , der mitwirken­
den Behörden und der Konsensw�rberin sowie i nteressierte Bürgerinnen tei l .  

D i e  mündliche Verhandlung gemäß § 1 6  UVP-G wurde an drei aufeinanderfolgenden 
Tagen durchgeführt, wobei das Vorhaben gemäß den anzuwendenden Materienge­
setzen aufgetei lt wurde (z. B. Gewerberecht, E isenbahnrecht, Naturschutzrecht) . 

Du rch Erhebung von Einwendungen erlangte keine Bürgerin itiative gemäß § 1 9  Abs . 
4 ParteisteI lung. 
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Gegen den Genehm igungsbescheid wurde ke ine Berufung erhoben. 

Verfah rensgegenstand im dritten abgeschlossenen Verfahren fü r Vorhaben dieses 
Typs war der Ausbau des Schigebietes Präbichl der Schi l ift P räbich l GmbH & Co 
KG durch Neubau einer Sesselbahn und eines Sch leppl iftes . 

Zu d iesem Vorhaben wurde e in Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G du rchgeführt . Das 
Genehmigungsverfahren ab Einbringung des Genehmigungsantrages einschl ießl ich 
UVE dauerte 1 0  Monate, der Genehmigungsbescheid mit Auflagen wurde im Ju li 
1998 erlassen. An der E rstel l ung des UV-GA waren 2 1  Gutachter innen betei l igt. 

D ie öffent l iche Erörterung gemäß § 1 4  UVP-G und die mündliche Verhandlung ge­
mäß § 1 6  UVP-G wurden je an einem Tag durchgeführt. 

Durch E rhebung von Einwendungen gemäß § 1 9  Abs . 4 UVP-G erlangte keine Bür­
geri nit iat ive ParteisteIlung. 

Gegen den Genehmigungsbescheid wurde keine Berufung erhoben. 

Ein Verfahren betraf ein Vorhaben nach Anhang 1, Z 1 6  (Neubau von Flughäfen und 
Flugfeldern , ausgenommen H ubschrauberlandeplätze im öffentl ichen I nteresse, so­
wie Neuerrichtung oder Erweiterung von Pisten). Verfah rensgegenstand war die Er­
richtung e ines Hubschrauberlandeplatzes bei Pöchlarn durch die Lasselsberger 
Holding International GmbH. 

Zu diesem Vorhaben wurde ein Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G durchgeführt. Das 
Genehmigungsverfahren ab Einbringung des Genehmigungsantrages einschließlich 
Umweltverträgl ichkeitserklärung (UVE) gemäß § 5 Abs. 1 UVP-G dauerte in erster 
Instanz 26 Monate (wobei e in nach einer Verwaltungsvorschrift erforderl icher Antrag 
erst 3 Monate vor Bescheiderlassung eingebracht wurde) ,  der Genehmigungsbe­
scheid m it Auflagen wurde im November 1 998 erlassen. 

An der Erstel lung des Umweltverträglichkeitsgutachtens gemäß 12 UVP-G (UV-GA) 
waren 20 Gutachterinnen betei l igt , die Ausarbeitung wurde von einer Sachverständi­
genkoordinatorin der Behörde koordiniert, die dem Verfahrensleiter während des 
gesamten Verfahrens bis zur E rlassung des Genehmigungsbescheides zur Seite 
stand. 

An der öffentl ichen E rörterung gemäß § 1 4  UVP-G und der mündlichen Verhandlung 
gemäß § 1 6  UVP-G , die am selben Tag durchgeführt wurden, nahmen außer den 
Vertreterinnen der Behörde , der mitwirkenden Behörden und der Konsenswerberin 
seitens der Öffentl ichkeit und der Nachbarinnen nur einige wen ige Vertreterinnen 
betroffener Gemeinden tei l .  

Durch E rhebung von Einwendungen gemäß § 1 9  Abs. 1 UVP-G erlangte kein Nach­
bar ParteisteI lung, keine Bürgerin itiative erlangte gemäß § 1 9  Abs . 4 ParteisteI lung. 
Die Berufungsfrist war mit 30. 1 1 . 1 998 noch offen .  
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4. 1.2. Laufende Verfahren 

Derzeit laufen 7 Genehmigungsverfahren nach dem 2. Abschnitt des UVP-G , davon 
fü r  

2 Vorhaben nach Anhang 1 Z 4 (An lagen zur  sonstigen Behandlung,  ausgenommen 
zu r Sort ierung und Aufbereitung, von n icht gefährl ichen Abfäl len m it einer Kapazität 
von mindestens 1 00 000 Tonnen pro Jah r, im Fal l  der therm ischen Behandlung von 
n icht gefährl ichen Abfällen mit einer Kapazität von mindestens 20 000 Tonnen pro 
Jah r) = Errichtung einer An lage zu r thermischen Verwertung von Restmül l  und Klär­
sch lamm in Zistersdorf , NÖ und Errichtung einer An lage zur thermischen Verwertung 
von Restmül l  in  Zwentendorf/Dürn rohr, NÖ; in bei den Fäl len wurde ein Vorverfahren 
gemäß § 4 UVP-G durchgeführt; 

1 Vorhaben nach Anhang 1 Z 5 (Abfal ldeponien mit einem Gesamtvolumen von 
m indestens 1 00 000 m3) = Erweiterung der Deponie Grasiboden ,  Ti r; es wurde ein 
Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G durchgeführt; 

2 Vorhaben nach Anhang 1 Z 7 (Anlagen, die dem Luftreinhaltegesetz für Kes­
selan lagen unterl iegen ,  mit einer Brennstoffwärmeleistung von mindestens 200 MW) 
= E rrichtung eines Gas-Dampf-Blockkraftwerkes in Wien-Donaustadt (kein Vorver­
fah ren gemäß § 4 UVP-G durchgeführt) und Erweiterung des Gas-Dampfkraftwerkes 
Time lkam, OÖ (Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G durchgeführt) ; 

1 Vorhaben nach Anhang 1 Z 14 (Neuerschließung oder Erweiterung von Sch ige­
bieten mit Sei lförderanlagen zur Personenbeförderung (Sei lbahnen) oder Schlepp­
liften , wenn damit e in Flächenverbrauch durch Pistenneubau mit Geländeverände­
rungen von mehr als 20 Hektar verbunden ist) = Schigebietsausbauvorhaben 
K re ischberg-Frauenalpe, Stmk. (Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G durchgeführt) .  

1 Vorhaben nach Anhang 1 Z 2 0  (Naßbaggerungen i n  Schottergruben ab  einer offe­
nen Fläche von 1 0  Hektar) = Gewinnung von Sand und Kies in G rafenwörth , NÖ 
(ke in Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G durchgeführt) . 

Der  j eweil ige Verfahrensstand kann der Zusammenstel lung in Bei lage 1 entnommen 
werden. 

4.1.3. Eingestellte Verfahren 

Bei 2 Vorhaben nach Anhang 1 Z 14 (Schigebiete) wurde der Antrag zurückgezogen 
und verkleinerte Vorhaben nach den Materiengesetzen (Naßfe ld ,  Ktn . ) ,  bzw. nach 
den Materiengesetzen und dem UVP-G (Präbich l ,  Stmk. )  eingereicht. 
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4.1.4. Verfahren in Vorbereitung 

Nach dem BMUJF zur Verfügung stehenden Informationen 1 laufen derzeit für fol­
gende Vorhabenstypen Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G: 

1 Vorhaben nach Anhang 1 Z 1 (Anlagen zur thermischen Behandlung von gefährl i­
chen Abfällen), 

5 Vorhaben nach Anhang 1 Z 4 (Anlagen zur sonstigen Behandlung von n icht ge­
fäh rl ichen Abfäl len ) ,  

2 Vorhaben nach Anhang 1 Z 6 ( I nertstoff- und Baurestmassendeponien) ,  

1 Vorhaben nach Anhang 1 Z 16 (Flughäfen ,  Flugfelder, P isten) ,  

1 Vorhaben nach Anhang 1 Z 20 (Naßbaggerungen in Schottergruben) . 

4.1 .5. Erfahrungen der Behörden mit dem 2. Abschnitt des UVP-G 

Detai l l ierte Berichte der Behörden sind den als Beilage 2 und 3 im Anhang beige­
fügten Berichten aufgrund der Fragebögen des Umweltrates zu entnehmen. Al lge­
mein kann festgestellt werden ,  daß das konzentrierte Genehmigungsverfahen und 
die gesamthafte Prüfung der Umweltauswirkungen in der UVP und die damit ver­
bundene Projektplanung und -durchführung von den Behörden grundsätzl ich positiv 
gesehen werden. Al lerdings wird auch auf die vorwiegend negative Einste l lung po­
tentiel ler I nvestoren h ingewiesen , die eine zu lange Dauer und zu hohe Kosten des 
UVP-Verfahrens fürchten. 

Auf Basis der bisherigen Erfahrungen wurden von den Behörden bei den Sitzungen 
des Bund-Länder-Arbeitskreises und im Begutachtungsverfahren zum Entwurf des 
BMUJF  für ein neues UVP-G zah l reiche Vorschläge für eine Vereinfachung des 
Verfah rens gemacht. 

Zu berücksichtigen bei jeder Bewertung zum derzeitigen Zeitpunkt ist jedoch der 
Mangel an Erfahrung aufgrund der geringen Zahl durchgeführter UVP-Verfahren. 
Insbesondere zu den Bestimmungen für die Zeit nach E rlassung des Genehmi­
gungsbescheides (Abnahmeprüfung, Nachkontrol le) gibt es keinerlei E rfahrungen. 
Von den Behörden ,  die bereits UVP-Verfahren durchgefüh rt haben, wurde die E r­
wartung geäußert , daß ein Teil der für die ersten durchgefüh rten UVP-Verfahren 
geleisteten fachl ichen und o rganisatorischen Arbeit für alle weiteren Verfah ren ver­
wendet und darauf aufgebaut werden kann ,  sodaß der Verfahrensaufwand in Zu­
kunft verrihgert werden kann. 

Zu den konkreten Verfahrenskosten, insbesondere der Kostensteigerung für die 
Behörden aufgrund der UVP, konnten die Länder bisher keine konkreten Angaben 
machen. Es konnte auch n icht erhoben werden ,  in welcher Größenordnung Einspa-

1) Die angeführten Daten wurden dem BMUJF von den Landesregierungen zur Verfügung gestellt. Da 
diese jedoch nicht verpflichtet sind ,  Anzeigen gemäß § 4 UVp ·G dem BMUJF zu ü bermitteln, kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß die Angaben unvollständig sind. 
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rungen im Bereich der - nicht mehr durchzufüh renden - Verfahren nach den Materi­
engesetzen erzielt werden konnten . 

4.2. Verfahren nach dem 3. Abschnitt des UVP-G (UVP für Bundesstraßen und 
Hochleistungsstrecken) 

4.2.1. Abgeschlossene Verfahren 

Bis zum 1 .  1 2 . 1 998 wurde 1 Verfahren durch Erlassung der Trassenverordnung 
abgeschlossen. Bei dem Vorhaben handelt es sich um den Bau einer Eisenbahn­
Hochle istungsstrecke nach § 24 Abs. 1 Z 2 UVP-G (Güterzugumfahrung St. Pöl­
ten ) . 
Zu diesem Vorhaben wurde ein Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G durchgeführt .  Das 
Verfah ren zur E rlassung der Trassenverordnung dauerte ab Einbringung der UVE 
samt P lanunterlagen 31 Monate, die Trassenverordnung wurde m it BGB!. II N r. 
382/1997 im Dezember 1 997 erlassen . 

In d iesem Verfah ren wurde die erste nach UVP-G erstel lte UVE vorgelegt. 

An der Erste l lung des UV-GA waren 1 7  Gutachterinnen betei l igt , die Ausarbeitung 
wurde von einem Sachverständigenkoordinator der Behörde koordiniert, der dem 
Verfahrensleiter während des gesamten Verfahrens bis zur E rlassung der Trassen­
verordnung zur Seite stand. 

An der öffentlichen Erörterung gemäß § 14 UVP-G, die an drei Tagen durchgefüh rt 
wurde, nahmen ca. 1 50 Personen tei l ,  darunter die Vertreterinnen der Behörde, der 
m itwirkenden Behörden und der Konsenswerberin . Die Erörterung wurde nach einem 
in der Kundmachung bekanntgegebenen Zeitplan in Themenbereiche geg l iedert. 

Im Verfahren b i ldeten sich 6 Bürgerin itiativen gemäß § 1 9  Abs. 4 UVP-G . 

Fü r  die Genehmigung des Vorhabens sind ein ige nachfolgende Genehmigungsver­
fahren erforderlich ,  in denen die UVP zu berücksichtigen ist und die Formalparteien 
des § 19 Abs. 3 und 4 UVP-G ParteisteIlung haben. 

4.2.2. Laufende Verfahren 

Derzeit laufen 6 Verfahren zu r Erlassung einer Trassenverordnung nach dem 3. Ab­
schnitt des UVP-G , für die jewei ls .ein Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G durchgeführt 
wurde; Es sind dies 

3 E isenbahnvorhaben nach § 24 Abs. 1 Z 2 UVP-G (Bau von Hoch leistungsstrecken 
mit e iner Länge von mehr als 1 0  km, die n icht bloß durch Ausbaumaßnahmen auf 
bestehenden E isenbahnen eingerichtet werden) ,  und zwar 
- Neubaustrecke Wien - 8t . Pölten im Zuge der Hochleistungsstrecke Wien - 8alz­

burg ,  
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- Neubau einer Umfah rung Enns im Zuge der Hoch leistungsstrecke Wien - Salz­
burg ,  

- Neubaustrecke KundliRadfeld - Baumkirchen im Zuge der  Hochleistungsstrecke 
München - Verona; 

3 Straßenvorhaben nach § 24 Abs. 1 Z 1 l it. a) UVP-G (Festlegung der Trassen von 
Autobahnen und Schnel lstraßen , ausgenommen zusätzl iche Ansch lußstel len) ,  und 
zwar 
- Bau der B 30 1 Südostumfahrung Wien ,  
- Bau der A 9 Phyrnautobahn im Bereich Umfahrung M icheldorf , 

Verlängerung der S 3 1  im Bereich Neutal - Oberpu l lendorf. 

4.2.3. Eingestel lte Verfahren 

keine 

4.2.4. Verfahren in Vorbereitung 

Nach dem BMUJF zur Verfügung stehenden Informationen2 laufen derzeit für fol­
gende Vorhabenstypen Vorverfahren gemäß § 4 UVP-G : 

3 Straßenvorhaben nach § 24 Abs. 1 Z 1 l it. b) UVP-G (Festlegung der Trassen von 
Bundesstraßen B m it e iner durchgehenden Länge von m indestens 5 km) und 

1 Straßenvorhaben nach § 24 Abs. 1 Z 1 l it. c) UVP-G (Festlegung der Trassen von 
Bundesstraßen B mit einer durchgehenden Länge von wen iger als 5 km, die be­
stimmte Voraussetzungen erfü llen ) .  

4.2.5. Erfahrungen der Behörden mit  dem 3. Abschnitt des UVP-G 

Das oben unter 4.1.5. angeführte gi lt im wesentl ichen auch für die Verfahren, die im 
Rahmen der E rlassung der Trassenverordnung durchgeführt wurden .  

Die E isenbahnbehörde im  BMWV sieht e inen Vortei l  der UVP darin ,  daß die Um­
weltauswirkungen im vorhinein gesamthaft erhoben und bewertet werden und er­
wartet sich dadurch eine wesentl iche Entlastung der nachfolgenden Genehmigungs­
verfahren und dadurch insgesamt eine Effektivierung des Genehmigungsablaufes für 
Eisenbahn-Hoch leistungsstrecken .  

Seitens der Bundesstraßenbehörde im BMwA wurde mehrfach das Fehlen einer 
UVP für P läne und P rogramme bedauert , da dies zu D iskussion von Problemen 
füh rt, die bei der Verordnung einer konkreten Trasse bereits entsch ieden sind. 

2) Die angeführten Daten wurden dem BMUJF vom Bundesminister für wi rtschaftliche Angelegenheiten 
zur Verfügung gestellt. Da dieser jedoch nicht verpflichtet ist, Anzeigen gemäß § 4 UVP-G dem 
BMU JF zu übermitteln, kann nicht ausgeschlossen werden, daß die An gaben unvollständig sind. 
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5. UVP-Feststellungsverfahren 

5.1. Feststel lungsverfahren nach dem 2. Abschnitt des UVP-G (§ 3 Abs. 6)3 
Seit Inkrafttreten des UVP-G wurden schätzungsweise 50 bis 60 Feststel lungsbe­
scheide zum 2. Abschnitt e rlassen .  D ie 49 dem BMUJF übermittelten Feststel l ungs­
bescheide betreffen folgende Vorhabenstypen des Anhanges 1: 

Z 1 (Thermische Behand l u ng gefäh rl icher Abfäl le) : 1 
Z 2 (Stoffl iche Verwertung oder sonstige Behandlung gefährlicher Abfälle): 3 
Z 3 (Deponien für gefährl iche Abfälle): 1 
Z 4 (Behandl ung nicht gefäh rl icher Abfäl le): 1 
Z 5 (Abfal ldeponien) : 1 
Z 6 ( Inertstoff- u .  Bau restmassendeponien) : 1 
Z 7 (Kesselanlagen) :  1 
Z 1 2  (E isenbahnen ohne Trassenverordnung) : 1 
Z 1 5  (Roh rle itungsanlagen) : 1 
Z 16 (Flughäfen und Pisten) : 2 
Z 17 (Rohstoffgewinnung): 1 1  
Z 1 8  (Wasserkraftanlagen): 4 
Z 20 (Naßbaggerungen) : 7 
Z 2 1  (An legung oder Verlegung von Fl ießgewässern) : 2 
Z 22 (Schutz- u .  Regul ierungsbauten): 2 
Z 23 (Zel lstoff- u. Zel lu losean lagen): 1 
Z 24 (Papierherste l lung): 1 
Z 25 (Häfen, Kohle- u. Öl länden) :  2 
Z 26 (Massentierhaltung): 4 
Z 28 ( Integierte chemische  An lagen) : 4 
Z 3 1  (N ichteisenmetal lerzeugung): 1 
Z 44 (Extrakt ion pflanzl iche r  Fette oder Öle): 1 
Z 47 (Erzeugung, Be- und Verarbeitung von Explosivstoffen) : 1 
Z 49 (Rodungen) : 2 

6 Festste l lungsbescheide, d ie dem BMUJF bekannt sind , ergingen zu § 46 
(Übergangsbest immungen ,  Anwendbarkeit des UVP-G). 

In diesen Bescheiden wurde  in ca. 75% der Fäl le gegen, in ca. 20% der Fäl le für ei­
ne UVP-Pfl icht entschieden, in ca. 5 % der Fälle erfolgten Zurückweisungen.4 

Zu r Vertei lung auf Vorhabenstypen sei auch auf den UVP-Fragenbogen des Um­
weltrates (Bei lagen 2 und 3)  verwiesen, wobei jedoch zu beachten ist ,  daß in den 
Fragebögen für den Zeitraum bis .:t 996 und für 1 997 z. T. Vorhaben doppelt aufge-

3) Die angeführten Daten zu diesem Kapitel stammen aus den von den Landesregierungen dem 
BMU JF zur I nformation übermittelten Bescheiden erster I nstanz, aus den Verfahrensakten des Um­
weltsenates und aus zwei vom U mweltrat durchgeführten standardisierten Befragun gen der Landesre­
gierungen. Die nca."-Angaben s i nd Schätzwerte, die nicht präzise ermittelt werden können, da keine 
Pflicht der Landesregierungen besteht, die Feststell u ngsbescheide an das BMUJF zu übermitteln und 
Befragungen immer die G efah r  von U ngenauigkeiten in sich bergen. 
4) Gezählt wurden die in e rster oder zweiter Instanz rechtskräftigen Entscheidungen, bei laufenden 
Berufungsverfahren wurde auf die nicht rechtskräftige ersti nstanzliche Entscheidung abgestellt. 
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nommen wurden, weil die Verfah ren vor 1 997 begonnen und in d iesem Jahr abge­
schlossen oder weitergeführt wurden . 

Gegen 1 3  Feststel lungsbesche ide wurde Berufung an den Umweltsenat erhoben, 
davon 6 mal durch den Projektwerber, 2 mal durch die Standortgemeinde, 5 mal 
durch den Umweltanwalt und 1 mal du rch eine mitwirkende Behörde .  

Aufg rund dieser Berufungen kam es in 2 Fällen zur  Aufhebung des Bescheides, in 
einem Fall wurde der Bescheid abgeändert und in 7 Fällen bestätigt. 3 Verfahren 
s ind im  Laufen. 

I n  4 Fäl len kam es zu Beschwerden an einen oder beide Gerichtshöfe öffentl ichen 
Rechts ,  die erfolg los bl ieben. 

5.2. Feststel lungsverfahren nach dem 3. Abschnitt des UVP-G (§ 24 Abs. 6 iVm 
§ 3 Abs. 6, § 24 Abs. 2) 

Seit I nkrafttreten des UVP-G wurden 2 Feststel l ungsbescheide zum 3 .  Abschnitt 
(§ 24 Abs. 2) erlassen.5 Sie hatten e inmal die mögliche Beeinträchtigung eines euro­
parechtl ichen Schutzgebietes und einmal die mögliche Beeinträchtigung eines Pflan­
zenschutzgebietes nach Landesvorschriften zum Gegenstand und es wurde jeweils 
entschieden, daß keine UVP durchzuführen ist. 

6. Zur Tätigkeit des Umweltsenates 

6.1 . A l lgemeines 

Der U mweltsenat wurde auf G rundlage des Art .  1 1  Abs. 7 und 8 B-VG durch das 
Bundesgesetz über den Umweltsenat (USG), BGB!. Nr. 698/1993, eingerichtet. Er ist 
gemäß § 5 USG Berufungsbehörde und sach l ich in Betracht kommende Oberbehör­
de in Angelegenheiten des zweiten Abschnittes des UVP-G. 

Der Umweltsenat besteht aus 20 M itg l iedem und 20 Ersatzmitgl iedern ,  die vom Bun­
despräsidenten/der Bundespräsidentin auf Vorschlag der Bundesregierung ernannt 
werden, wobei die Bundesregierung h insichtl ich von 11 Mitgl iedern an Vorschläge 
der betroffenen Bundesmin isterien , h ins ichtl ich von 9 Mitgl iedern an Vorschläge der 
Landesregierungen gebunden ist. 

Der Umweltsenat entscheidet in Kammern .  Aufgrund der derzeit geltenden Ge­
schäftsvertei lung bestehen 9 Kammern .  Der/die Vorsitzende und der/die Stel lvert re­
tende Vorsitzende des Umweltsenates werden von den Mitgl iedern aus den eigenen 
Reihen tür die Dauer von drei Jahren gewählt . Dieses Amt nehmen seit Bestehen 
des Umweltsenates Dr. Wolfram Massauer (Richter am OGH) und HR Dr. Manfred 
Rupprecht (Stmk. Landesregierung) e in .  

5) D i e  Möglichkeit der Erlassung von Feststellungsbescheiden nach dem 3. Abschnitt wurde durch die 
Novelle des UVP-G BGBI. Nr. 773/1996, die mit 1. Jänner 1997 in  Kraft t rat, geschaffen. 
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6.2. Geschäftsordnung und GeschäftsverteiJung 

Die Vol lversamm lung des Umweltsenats hat eine Geschäftsordnung erlassen 
(derzeitige Fassung vom 6.11.1997) . D iese regelt den inneren Geschäftsbetrieb des 
U mweltsenates wie z. B. die Rechte und Pflichten der Mitgl ieder und Ersatzm itg l ie­
der, Organisation ,  Vol lversamm lung, Beratung und Abst immung in den Kammern, 
Verkündung und Ausfertigung defBescheide. 

Vor Ablauf jeden Jah res beschl ießt die Vol lversammlung eine Geschäftsvertei lung, 
in der Zuständigkeit und Zusammensetzung der Kammern tür das Folgejahr geregelt 
s ind .  

6.3. Vol lversam m lung 

Die Vol lversamm lung wird von al len Mitg l iedern gebi ldet . Ersatzmitgl ieder haben das 
Recht auf Tei lnahme, sind jedoch n icht stimmberechtigt. 

D ie  Vol lversamm lung wird vom/von der Vorsitzenden nach Bedarf oder auf Verlan­
gen von sechs M itg l iedern einberufen .  Sie wählt al le 3 Jah re den Vorsitzenden/die 
Vorsitzende (derzeit H R  Dr. Wolfram Massauer) und den Stel lvertretenden Vorsit­
zenden/die Stel lvertretende Vorsitzende (derzeit W. HR Dr. Manfred Rupprecht) . 

I n  der Vol lversammlung können zur Beratung bestimmter Angelegenheiten (z. B .  
E ntwürfe zum USG,  Entwürfe von Geschäftsvertei lung und Geschäftsordnung, Ent­
würfe der Vergütungsverordnung, etc. )  Ausschüsse gebildet werden. 

B is dato wurden 10 S itzungen der Vol lversammlung des Umweltsenates abgehalten. 

6.4. Geschäftsführung 

Die Geschäftsführung des Umweltsenates obliegt dem BMUJF und wird dort von der 
Abtei lung 1/1 wahrgenommen. Sie umfaßt folgende Tätigkeiten zur Schaffung der 
organisatorischen Voraussetzungen für die Abwicklung der Geschäfte des Um­
weltsenates: 

• M itarbeit an der Ausarbeitung der Erledigungsentwürfe , 
• Organisatorische und fachl iche Vorbereitung von Sitzungen und Vol lversammlun­

gen, 
• Schriftführung bei S itzungen, Verhandlungen und Beratungen, 
• Übermitt lung diverser Schriftstücke, wie Protokol le, d iv. Fach l iteratur etc. an die 

Kammermitg l ieder, 
• Veran lassung der Auszahlung der Vergütung der Umweltsenatsm itgl ieder, 
• Evidenzhaltung der Entscheidungen des Umweltsenates, 
• Veröffent l ichung der Entscheidungen im Rechtsinformationssystem des Bundes 

(R IS ) ,  
• Verwaltung e iner eigenen Fachbibl iothek, 
• Organ isation von Fortbi ldungsveranstaltungen 
• Vorbereitung der Beste l lung von Mitg l iedern und Ersatzmitg l iedern 

III-171 der Beilagen und Zu III-171 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 17 von 106

www.parlament.gv.at



1 6  

6.5. Vergütungsverordnung 

Den M itg l iedern und Ersatzmitgl iedern des Umweltsenates gebührt für ihre Ver­
pfl ichtungen,  d ie sie im Rahmen ihrer Tätigkeit im Umweltsenat übernommen haben ,  
e ine Vergütung. Diese ist auf  Antrag des Bundesmin isters/der Bundesministerin für 
Umwelt , Jugend und Fami l ie von der Bundesregierung durch Verordnung festzuset­
zen. Die u rsprüngl ich mit BGB!. Nr. 275/1 995 erlassene Verordnung wurde mit BGB! .  
11 N r. 95/ 1 997 durch d ie derzeit geltende Vergütungsverordnung ersetzt. Diese sieht 
ein Fal lpauschale und eine Vergütung für darüber hinaus gehenden Arbeits- und 
Ze itaufwand vor. Vergütet werden ferner Sitzungen, Fortb i ldungsveranstaltungen, 
Reisezeit, Reisekosten, Nächtigungskosten , sowie Barauslagen . 

6.6. Anzahl  und Dauer der Verfahren 

Bisher waren beim Umweltsenat 20 Fäl le anhängig, wobei 1 6  Fälle durch Bescheid 
abgesch lossen und 3 Fäl le noch n icht entschieden wurden . I n  5 Fäl len wurden öf­
fentl iche münd l iche Verhand lungen durchgeführt. 

Die durchschn ittl iche Bearbeitungsdauer der mit Bescheid abzuschl ießenden Fälle 
nach Eingang bei der Geschäftsführung des Umweltsenates betrug bisher ca. 3 Mo­
nate. 

Bisher wurde noch kein Bescheid des Umweltsenates von einem Höchstgericht auf­
gehoben. 

7. Bürgerbeteil igung 

Die Bürgerbetei l igung nach dem 5. Abschnitt des UVP-G ist von der jeweils zustän­
digen Leitbehörde in dem Genehmigungsverfahren durchzufüh ren, für das sie zu­
ständig ist; die E rgebnisse sind von den anderen Behörden in ih rer Entscheidung 
nach Maßgabe der von ihnen anzuwendenden Verwaltungsvorsch riften zu berück­
sichtigen. Es g ibt keine Entscheidungskonzentrat ion, die Funkt ion der Berufungs­
und Oberbehörden nehmen weiterhin die nach den Verwaltungsvorschriften zustän­
digen Behörden wahr. 

Die Behörden t reffen gegenüber dem BMUJF keine I nformationspfl ichten . Aus d ie­
sem G rund l iegen dem BMUJF keine verläßlichen und vol lständigen Daten über An­
zahl und Dauer der durchgeführten Bürgerbetei l igungsverfahren vor. Es wird auf die 
Ergebn isse der Befragungen der 8ehörden zur Bürgerbetei l igung durch den Um­
weltrat (Bei lagen 2 und 3)  verwiesen . 
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8. Aufgaben des B M UJF 

8.1. Leg istik 

Gemäß Tei l  2 K Z 1 der An lage zu § 2 des Bundesmin isteriengesetzes 1 986 zählen 
"Al lgemeine Angelegenheiten der Umweltverträglichkeitsprüfung" zum Wirkungsbe­
reich des Bundesminster iums für Umwelt, Jugend und Fami l ie. Dem BMUJF obl iegt 
daher die Vorbereitung leg istischer Vorhaben in d iesen Bereichen .  

Abgesehen von de r  Vorbereitung der Regierungsvorlage, die zu r  Erlassung des 
UVP-G in seiner Stammfassung führte (Nr. 269 BlgNR XVI I I .  GP) , arbeitete das 
BMUJF am In it iat ivantrag zu r  UVP-G-Novel le BGB!. Nr. 773/ 1 996 mit .  

Seit Frühjahr 1 996 wird im BMUJF die Umsetzung der UVP-Änderungsricht l in ie 
97/1 1 /EG in österreich isches Recht vorbereitet (siehe unten 1 0.2 . ) .  

Gemäß § 47 Abs. 1 UVP-G ist der/die BMUJF fü r  die Vollziehung des UVP-G zu­
ständig, soweit sie dem Bund und nicht anderen Bundesminister/innen zukommt. 
Der/die BMUJF ist somit fü r  die Erlassung von Durchführungsverordnungen zum 
2. Abschn itt des UVP-G zuständig; § 6 Abs. 2 UVP-G ermächtigt ihn/sie weiters, für 
einzelne Arten von Vorhaben nach dem 2. oder 3 . Abschnitt des UVP-G durch Ver­
o rdnung nähere Bestimmungen über die in der Umweltverträglichkeitserklärung vor­
zu legenden Angaben zu erlassen. Bislang hat der/die BMUJF keine derart igen Ver­
o rdnungen erlassen . 

8.2. Stel lungnahme und Dokumentation 

Gemäß § 5 Abs. 5 UVP-G kann das BMUJF zu jeder Umweltverträgl ichkeitserklä­
rung (UVE) Stel l ung nehmen. Dieses Recht wurde vom BMUJF bislang in al len 
Fällen wahrgenommen. Es wurde zu 1 7  UVE und einigen dem BMUJF von den Be­
hörden freiwil l ig übermittelten UVE-Konzepten (§ 4 UVP-G) Ste l lung genommen. 

Die Stellungnahmen des BMUJF zu den Umweltverträglichkeitserklärungen sol len 
nicht Umweltverträglichkeitsgutachten nach § 1 2  UVP-G vorwegnehmen , sondern 
beziehen sich im wesentlichen darauf, ob die Angaben der Umweltverträglichkeitser­
klärungen vol lständig und plausibel sind, sowie fachl ich einwandfrei konzipiert wur­
den.  In den Stel lungnahmen des BMUJF wird auf folgende Punkte eingegangen: 

• Darstel lung des Untersuchungsrahmens 
• Vol lständigkeit der Unterlagen in Hinblick auf die inhaltlichen Anforderungen des 

§ 6 Abs. 1 UVP-G 
• Methodischer Ansatz zur Erstel lung der UVE 
• Die Nachvol lziehbarkeit bei der E rstel lung der Daten .  

D ie  Qual ität de r  seit Beginn de r  UVP-Pflicht beim BMUJF eingelangten Umweltver­
träglichkeitserklärungen variiert, je nach Vorhaben und Antragstel lerl n .  Im al lgemei­
nen läßt sich al lerd ings seit Beginn der UVP-Pflicht ein Trend zu qual itativ hochwer­
t igeren UVE feststel len. D ies insofern , als im al lgemeinen die UVE formal und inhalt­
l ich mehr und mehr den Anfo rderungen des § 6 Abs. 1 UVP-G entsprechen. 
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Grobe Abweichungen von den Anforderungen des § 6 Abs .  1 UVP-G lassen sich 
al lerdings bei al len vier der bisher eingereichten UVE für Schiausbauprojekte 
(Anhang 1 Z 1 4) festste l len . Das BMUJF beze ichnete die Umweltverträg l ichkeitser­
klärungen für die Schiausbauprojekte Stuhleck, Präbichl, Planai und 
Kreischberg-Frauenalpe als unvol lständig. Es erfolgte ke ine gesonderte Darstel­
lung der Auswi rkungen in der Errichtungs-, Betriebs- und Abbruchsphase und keine 
nachvol lziehbare Beschreibung der voraussichtlich beeinträchtigten Umwelt. Die Be­
sch reibung der Auswirkungen der Vorhaben auf die Umwelt sowie die Darstel lung 
der Maßnahmen zu r Vermeidung oder Verminderung der Auswirkungen wurden vom 
BMUJF als unzureichend bezeichnet. Angaben zu den angewandten Methoden 
fehlten häufig ,  wodu rch eine Nachvollziehbarkeit zumeist n icht gegeben war. Auf­
grund der Stel lungnahmen zu den erwähnten Schiausbauprojekten kam es zu zahl­
reichen Empfeh lungen und Nachforderungen der Behörde an den P rojektwerber. 

Beim Schiausbauprojekt Präbichl füh rten besondere Umstände dazu , daß dem 
BMUJF schlußendlich keine UVE nach dem UVP-G vorgelegt wurde: Das ursprüng­
l ich beantragte Vorhaben wurde zurückgezogen, Teile des Vorhabens ohne UVP 
genehmigt und e in verkle inertes Vorhaben wieder nach UVP-G eingereicht , wobei 
trotz veränderter Ausgangsbedingungen nur  auf die im ursprüngl ichen Vorhaben 
eingereichte , dem BMUJF übermittelte, UVE verwiesen wurde. 

Zwei vom Umfang sehr kurze UVE, und zwar für die P rojekte Flugfeld Pöchlarn, 
Hubschrauberlandeplatz (Anhang 1 Z 16) und Naßbaggerung in  Grafenwörth 
(Anhang 1 Z 20) zeigten ,  daß auch UVE kürzeren Umfangs hohe Qualität aufweisen 
können. Zu diesen beiden UVE wurden seitens des BMUJF ledigl ich einige Verbes­
serungsvorschläge gemacht. 

Zur UVE für die Müllverbrennungsanlage Zistersdorf (Anhang 1 ,  Z 4) wurde fest­
gestel lt , daß die Darstellungsweise und die G liederung im wesentlichen den Anforde­
rungen des § 6 Abs. 1 UVP-G entsprechen und eine geeignete G rundlage für das 
UVP-Verfahren darstel len. Zur Beschreibung des, Vorhabens wurde der Behörde 
empfohlen einige E rgänzungen zu den Bereichen Abfal lwirtschaft, Emissionsüber­
wachung, Lärm sowie Energie- und Stoffflüsse nachzufordern. Zur Beschreibung der 
voraussichtlich beeinträchtigten Umwelt, der wesentlichen Auswirkungen des Vorha­
bens ,  sowie der Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung der Auswirkungen 
wurde der Behörde die Nachforderung von Ergänzungen zu Auswirkungen von 
Störtäl len, zu Lärm , zu Beweissicherungsmaßnahmen, zu den Schutzgütem Wasser, 
Luft und Kl ima, zu Landschaft und Raumgefüge sowie eine E rgänzung der Zusam­
menfassung empfohlen. 

Die UVE für die Deponie Grasiboden 2 (Anhang 1 ,  Z 5) wurde vom BMUJF als un­
vollständig bezeichnet ,  da der BerEich "Luft und Kl ima" bisher n icht vorl iegt. Es wur­
den, abgesehen von der Erarbeitung des Kapite ls "Luft und Kl ima", Ergänzungen zu 
folgenden bisher e ingelangten Teilen der UVE empfohlen: Abfal lanfa l l ,  Sickerwasser, 
Emissionen ,  Verlegung der Brenner Bundesstraße, Schutzgüter Mensch , Tiere und 
Pflanzen ,  Boden , Wasser sowie Landschaft. Weiters wurde auf die rechtliche S itua­
t ion für die Neugenehmigung von Deponien und für die Genehmigung von wesent l i ­
chen Änderungen bestehender Deponien h ingewiesen. 
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Das BMUJF nahm weite rs zu d rei Umweltverträgl ichkeitserklärungen nach Anhang 1 
Z 7, und zwar für  d ie Vorhaben Heizkraftwerk Salzburg Mitte, Gas-Dampf­
Kraftwerk Donaustadt und G as-Dampfkraftwerk Timel kam S tellung . 

D ie UVE für das Heizkraftwerk Salzburg wurde h insichtlich ih rer G l iederung als gutes 
Beispiel zur Erfü l lung der gesetz l ichen Erfordern isse bezeichnet. Der Behörde wurde 
die Nachforderung von E rgänzungen zu den Bere ichen Klima, Emissionen, G rund­
wasser, Störfal l betrachtung ,  Beweissicherung, Okotoxikologie und Abfal lwi rtschaft 
empfoh len . 

Die UVE zum Vorhaben Kraftwerk Donaustadt wurde als übersichtl ich gestaltet und 
im wesent l ichen den Anforderungen des § 6 Abs. 1 UVP-G entsprechend beurtei lt . 
E rgänzungen wurden ledigl ich zu den Darstel lungen der Bereiche Bauphase, Bewei­
ssicherung , terrestrische Zoolog ie ,  Immission ,  Emission, sowie zum medizinischen 
Gutachten empfoh len . 

Die UVE zum Vorhaben Gas- und Dampfturbinenan lage in Timelkam wurde als un­
übersichtl ich gestaltet bezeichnet .  Maßgebl iche Fachbereiche wurden als n icht aus­
reichend behandelt bezeichnet .  Der Behörde wurde die Nachforderung von E rgän­
zungen zu den Bereichen Energ iewirtschaft, Luft, Lärm, Wasser, Wald, Boden und 
Bauphase empfohlen . 

Zu Lin ienbauvorhaben gern. § 24 UVP-G wurden dem Bundesministerium für  Um­
welt, Jugend und Famil ie zur Ste l lungnahme b isher 7 Umweltverträgl ichkeitserklä­
rungen überm ittelt , und zwar fü r  die Hochleistungsstrecken Güterzugumfahrung St. 
Pölten, HL Strecke Wien - St. Pölten, Unterin ntal, Umfahrung Enns, sowie für  die 
Straßenbauvorhaben 8 301 Südostumfahrung Wien und Ag Pyhrnautobahn. 

Zur GZU St. Pölten wurden seitens des BMUJF die methodischen Ansätze positiv 
bewertet. Es wurde jedoch angemerkt, daß das Vorhaben nur m it der Einbindung in  
d ie  Strecke Wien - St .  Pölten dargestel lt wurde, daß die G l iederung keinen Bezug 
zum UVP-G erkennen läßt und dadurch eine e rschwerte Feststel lung der Vol lstän­
d igkeit vorlag . Weiters wurde der Behörde empfohlen, Nachforderungen zu folgende 
Bereichen zu stel len : Lärm während der Bauphase, Depon ierungsmögl ichkeiten ,  
Energ ieaufbringung, verwendete I ndikatoren zur Darstel lung der Trassenvarianten, 
P rognosemethoden,  gesamthafte Prognose der Umweltauswirkungen auf Mensch ,  
Artenl iste f .  Tiere und Pflanzen,  Störfall Tiere u .  Pflanzen, Grundwasserqual ität. 

Zur UVE der Hochle istungsstrecke Wien - St . Pölten wurde die Ergänzung folgender 
Angaben gefordert :  Angaben zu Abfäl len, Ergänzungen zum Bereich Lärm, G rund­
wasserqual ität, Boden ,  Tiere und Pflanzen , Wald, Bauphase. 

Zu r UVE Ausbau Unterinntal wurde festgestel lt ,  daß die Unterlagen im wesentl ichen 
den Anforderungen des § 6 Abs. 1 UVP-G entsprechen . Ergänzungen wurden für die 
Bere iche Bauphase, Lärm und E rschütterungen , Depon ierung ,  Boden, Wald, 
Schutzstatus von Tier- und Pflanzenarten , Berg - und Grundwasser vorgesch lagen. 

Zu r UVE Umfah rung Enns wurde seitens des BMUJF festgeste l l t ,  daß diese über­
s ichtl ich gestaltet i st und die wesentl ichen Auswirkungen behandelt werden. Es 
wurde der Behörde empfoh len ,  E rgänzungen zu folgenden Bereichen vom Projekt-
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werber nachzufordern: Bauphase, Entsorgung der Abfäl le, Energiebedart , Beweissi­
cherung, Tiere, G rundwasser, Luft und Kl ima, Lärm, Boden sowie Landschaft . 

Die UVE zum Vorhaben B 301 Südostumfah rung Wien wurde vo r al lem aufg rund 
von Mangelhaft igkeit der verkehrl ichen Grundlagen beanstandet. Seitens des 
BMUJF wurde der Behö rde empfohlen, Ergänzungen vor al lem im Bereich der Ver­
kehrsprognosen und der Verkehrsentwicklung, des induzierten Verkehrs ,  der Ab­
grenzung des Untersuchungsraumes, 'desVergleichs der Alternativen und Varianten, 
der d irekten Effekte der B 301 und der verkehrl ichen Wirkung vom Projektwerber 
nachzufordern . Weiters wurden Nachforderungen zu den Bereichen Bauphase, 
Emission , Immiss ion , Lärm , Tiere und Pflanzen ,  Wasser und Luft emp.fohlen. 

Die UVE zur A9 Pyhrn Autobahn wurde seitens des BMUJF aus verkehrstechn ischer 
S icht als ausreichend bezeichnet. Notwendige Ergänzungen, ohne die eine UVE 
gem. UVP-G n icht vol lständig oder n icht nachvollziehbar ist , wurden für die Bereiche 
Entsorgung von Aushubmaterial , Immission , Lärm, Geologie, Boden, Tiere und 
Pflanzen sowie fü r den Bereich Wasser empfoh len. 

Zusammenfassend ist festzustellen: Mit Ausnahme der bereits oben erwähnten 
Unvollständigkeiten der vier UVE zu den Schiausbauprojekten ,  bei denen der Be­
hörde Nachforderungen zu fast allen Bereichen, die eine UVE enthalten sol lte, 
empfohlen wurden ,  beschränkten sich die meisten zu den UVE angeführten Mängel 
auf die Bereiche Wasser, Abfallentsorgung, Lärm, Tiere und Pflanzen ,  Bauphase, 
Emissionen und Imm issionen sowie auf Störtäl le und Beweissicherung. 

Gemäß § 43 UVP-G hat der/die BMUJF beim Umweltbundesamt eine UVP­
Dokumentation einzurichten, in der die nach dem UVP-G durchgeführten Umwelt­
verträgl ichkeitsprüfungen e rfaßt werden. Die UVE, das Umweltverträglichkeitsgut­
achten bzw. dessen wichtigste Ergebn isse, die Entscheidungen und die Ergebnisse 
der Nachkontro l le sowie a l le weiteren dem BMUJF von den zuständigen Behörden 
übermittelten Unterlagen werden beim Umweltbundesamt gesammelt und in einem 
Verzeichnis dokumentiert. 

Die Dokumentat ion ist öffentl ich zugängl ich. Seit Inkrafttreten des UVP-G im Ju l i  
1 994 b is  zum Ju l i  1998 nahmen ca. 30 Personen in d ie Dokumentation Einsicht. Es 
erfolgten i nsgesamt ca .  60 Anfragen (per Telephon oder Fax). 

Eine EDV-Datenbank zum leichteren Abfragen standardisierter Daten ist im Aufbau. 
Ab sofort ist über die UBA-homepage im Internet (Adresse: www.ubavie.gv.at) eine 
aktuel le Liste al ler UVP-Verfahren abrufbar. 

8.3. Weitere Arbeiten für Öffent!.ichkeit und Vollzugsbehörden 

Mit Inkrafttreten des UVP-G im Ju l i  1994 wurde vom Umweltbundesamt ein "UVE­
Leitfaden" herausgegeben.  Diese I nformation zur UVE für Projektanten, Planer und 
die interessierte Öffentl ichke it wurde im Rahmen des Bund-Länder-Arbe itskreises 
zusammen m it den vol lziehenden Behörden erarbeitet. 

Seit 1994 besteht e in Bund-Länder-Arbeitskreis zum UVP-G, der sich zum Rück­
grat der Zusammenarbeit des BMUJF mit den Landesregierungen und den zur Vol l-
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z iehung zuständigen Bundesministerien sowie der Vol lzugsbehörden untere inander 
entwickelte. In  rege lmäßigen Interval len werden Probleme des Vol lzugs des UVP-G 
und der Leg ist ik erörtert . B isher fanden 9 S itzungen des Arbeitskre ises statt. 

Im  März 1 996 gab das BMUJF ein Rundschreiben zur Durchführung des UVP-G 
heraus, in dem Fragen der Vollziehung des UVP-G , d ie u .  a .  im Bund-Länder­
Arbeitskreis diskutiert wu rden , als Hi lfeste l lung für die Vol lzugsbehörden behandelt 
werden (BMUJF ZI . 1 4 475 1 71 9-1 1/5/96) . 

Das BMUJF führte zah l re iche Schulungsveranstaltungen tür berüh rte Behörden in 
ganz Österreich durch . 

I m  August 1 998 wurde vom Umweltbundesamt eine "Checkliste für  U mweltver­
trägl ichkeitserklärungen" herausgegeben. Diese Checkliste sol l  Begutachtern als 
Kontrol l instrument für die von P rojektwerbern vorgelegten Umweltverträgl ichkeitser­
klärungen dienen . 

I m  Jahr 1 994 und 1 995 führte das BMUJF mit der Slowakei Vorgespräche für e in 
b i laterales Abkommen im Rahmen der ECE-Espoo-Konvention über die UVP im 
g renzüberschreitenden Rahmen (siehe auch unten 1 0.4. ) .  M it der Schweiz und 
Liechtenstein wurden solche Gespräche im Sommer 1 998 aufgenommen, m it Un­
garn im Herbst 1 998. 

9. Zur Tätigkeit des Umweltrates 

9.1. Aufgaben des Umweltrates 

Der Umweltrat konstitu ierte sich am 1 9. Dezember 1 994 auf der G rundlage des § 25  
Abs . 1 UVP-G. De r  Umweltrat hat folgende Aufgaben: 

• Auskünfte und Berichte über Fragen der UVP und des konzentrierten Genehmi­
gungsverfahrens von den zuständigen Organen zu verlangen ;  

• die Auswirkungen der Vol lziehung des UVP-Gesetzes auf den Umwe ltschutz zu 
beobachten und die E rgebnisse solcher Beobachtungen dem Bericht der Bun­
desmin isterin/des Bundesministers für Umwelt, Jugend und Fami l ie an den Nat io ­
nal rat gemäß § 44 UVP-G beizufügen; 

• den Bericht der Bundesministerin/des Bundesministers für Umwelt, Jugend und 
Famil ie an den National rat gemäß § 44 UVP-G durch eine Ste l lungnahme zu er­
gänzen ; 

• Anregungen zur al lfä l l igen Verbesserung des Umweltschutzes den gesetzgeben­
den und vol lziehenden Organeh gegenüber auszusprechen ; 

• auf Antrag eines/einer der dem Umweltrat angehörenden Vertreter/innen der po l i­
t ischen Parteien Fragen von grundsätzl icher Bedeutung für den Umweltschutz in 
Beratung zu ziehen. 

Weiters haben auf Ersuchen des Umweltrates die zuständigen Bundesmin ister/innen 
und Landesreg ierungen diesem über Erfahrungen auf dem Gebiet der UVP und der 
Vol lz iehung des UVP-G aus ihrem Bereich zu berichten. 
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9.2. Zusammensetzung und Geschäftsordnung des Umweltrates 

Der Umweltrat besteht aus 20 Mitgl iedern und 20 Ersatzmitg l iedern ,  die von den in 
§ 26 UVP-G angefüh rten G remien nominiert werden. Nomin ie rungsberechtigt sind 
die im Hauptausschuß des National rates vertretenen pol it ischen Parteien , der öste r­
reichische Arbeiterkammertag , die Wirtschaftskammer Österreichs, die P räsidenten­
konferenz der Landwirtschaftskammern, der österreichische Gewerkschaftsbund, d ie 
Landeshauptmännerkonferenz, der Gemeindebund, der Städtebund, das BMUJF 
und das BKA. 

Der/die Vors itzende und zwei stellvertretende Vorsitzende werden von den Mitgl ie­
dern aus den eigenen Reihen für die Dauer von fünf Jah ren gewählt. Vorsitzender ist 
seit der Konstitu ierung des Umweltrates Herr Josef Arthold .  Die stel lvertretenden 
Vorsitzenden übernehmen im Falle einer Verh inderung des Vors itzenden im Halbjah­
reswechsel dessen Rechte und Pl ichten . Stel lvertretender Vors itzender ist für das 
erste Halbjah r  Vizebürgermeister Dr. Heinz Schaden und für das zweite Halbjahr 
Herr Abg .NR Mag. Thomas Barmül ler. 

Der Umweltrat hat bei seiner 2. Sitzung am 2. März 1 995 eine Geschäftsordnung 
beschlossen. D iese regelt den inneren Geschäftsbetrieb des Umweltrates wie z.B. 
Rechte und Pfl ichten der M itgl ieder und Ersatzmitgl ieder, Aufgaben des Vorsitzen­
den/de r  stel lvertretenden Vors itzenden, Offenlegung, Beschlußfassung, Arbeitsaus­
schüsse, usw. 

9.3. S itzungen des Umweltrates 

Jedes M itg l ied hat auf die Dauer seiner Bestel lung S itz und Stimme im Umweltrat. 
Der Umweltrat wird von seinem/seiner Vors itzenden nach Bedarf e inberufen, minde­
stens jedoch e inmal in jedem Halbjahr. Weiters ist der Umweltrat von dem/der Vor­
sitzenden auf schrift l iches Verlangen eines Mitgliedes unter Angabe des gewünsch­
ten Verhandlungsgegenstandes oder aufgrund eines Beschlusses des Umweltrates 
oder aufgrund des Begehrens des Umweltsenates einzuberufen .  

Der Umweltrat kann  aus seiner M itte ständige oder nicht ständige Arbeitsausschüsse 
bi lden, denen er  d ie Vorbereitung, Begutachtung und Bearbeitung e inzelner Angele­
genheiten übertragen kann .  

Bis dato wurden 9 S itzungen des Umweltrates abgehalten und 4 mal nicht ständige 
Arbeitsausschüsse eingesetzt (ein n icht ständiger Arbeitsausschuß zur Erstel lung 
der Geschäftsordnung, d rei weiter:.e zu unten angeführten Themenbereichen). In den 
S itzungen wurde seitens des BMUJF jeweils über den aktuel len Stand der UVP­
Verfah ren sowie über die Entscheidungen des Umweltsenates und sonstige aktuel le 
UVP-relevante Themen berichtet. 

Zum Thema Massenverfahren (Verfahren mit einer großen Anzahl von Parteien und 
Betei l igten) wu rde vom Umweltrat e in Expertenhearing mit VertreternNertreterinnen 
von Bürgerinit iativen ,  Behörden und Betreibern/Betreiberinnen abgehalten, um über 
auftretende Probleme und Lösungsmöglichkeiten zu d iskutieren (Protokol l :  Beilage 
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6) . Auf Basis dieses Expertenhearings wurde ein nicht ständiger Arbeitsaussch uß 
des Umweltrates eingesetzt , der Empfeh lungen des Umweltrates zu Massenver­
fah ren erarbeitete , welche vom Umweltrat bei seiner 4. Sitzung vom 2 1 .9 . 1 995 an­
genommen wurden.  Diese Empfeh lungen wurden dem Präsidenten des Nationalra­
tes , den Parlamentsclubs und den Vorsitzenden des Verfassungs-,  des Umwelt- und 
des Wirtschaftsausschusses zur Verfügung gestel lt (siehe Beilage 4) . 

Der  Umweltrat beschäftige sich in weiterer Folge mit der Studie "Einheitl iches Um­
weltanlagenrecht" von Univ.-Prof. Dr. Raschauer. Prof. Raschauer wurde zu einem 
Vortrag vor dem Umweltrat eingeladen. Zu diesem Thema wurde ein nicht ständiger 
Arbeitsausschu ß  des Umweltrates eingesetzt, welcher Empfe h l ungen des U m­
weltrates zur Schaffung eines einheitl ichen Umweltanlagenrechts ausarbeitete . 
Diese Empfehlungen wurde vom Umweltrat bei seiner 5 .  Sitzung vom 1 7. 1 . 1 996 an­
genommen und dem Präsidenten des Nationalrates, den Parlamentsclubs, den Vor­
sitzenden des Verfassungs- , des Umwelt- und des Wirtschaftsausschusses sowie 
dem Arbeitskreis zur Reform der Verwaltungsverfahren im Bundesministerium für 
wirtschaftl iche Angelegenheiten übermittelt (siehe Beilage 5) .  

I n  d iesem Zusammenhang wurden vom Umweltrat Vertreter/innen des BKA und des 
BMwA zu seiner 5. Sitzung am 1 7. 1 . 1 996 eingeladen, um zum Stand von legisti­
schen Vorhaben bzgl .  Massenverfahren bzw. Reformen im Anlagenrecht zu berich­
ten .  

Der Umweltrat beschloß die Erstellung und Aussendung von UVP-Fragebögen zur 
Erhebung der laufenden bzw. bereits abgeschlossenen Verfahren nach dem UVP-G , 
um mehr fundierte und belegbare Informationen über die einzelnen UVP-Verfahren 
zu erhalten .  Die Fragebogen wurden an die Vollzugsbehörden der UVP-Verfahren 
übermittelt. Es wurde ein Fragebogen für den Zeitraum von 1 .7 . 1 994 bis 3 1 . 1 2. 1 996 
sowie 1 . 1 . 1 997 bis 31 . 1 2 . 1 997 ausgesandt und ausgewertet . Die Auswertungen 
wurden vom U mweltrat angenommen (7. Sitzung vom 6 . 1 1 . 1 997, 8 .  S itzung vom 
6 .5 . 1 998). Die E rgebnisse der UVP-Fragebogen wurden auf Beschluß des U m­
weltrates den UVP-Vol lzugsbehörden übermittelt und sind diesem Bericht als Bei la­
gen 2 und 3 angeschlossen. 

Zur  Ergänzung der UVP-Fragebögen wurde vom Umweltrat ein Expertenhearing im 
Anschluß an die 8 .  Sitzung am 6.5. 1 998 zu den UVP-Verfahren 
"Abfal lbehandlungsan lage Zistersdorf" und "Heizkraftwerk Salzburg Mitte" abgehal­
ten, um qual itative Erkenntnisse über UVP-Verfahren zu gewinnen. Vertreter/innen 
der jeweil igen betroffenen Behörden, der Betreiber sowie der Bürgerinitiativen wur­
den zu einem Informationsaustausch eingeladen (Protokol l :  Bei lage 7) . 

Der Umweltrat setzte einen nicht ständigen Arbeitsausschuß zur  Erarbeitung einer 
Ste l lungnahme zum Bericht des BM für Umwelt, Jugend und Famil ie an den Natio­
nal rat gem. § 44 UVP-G ein.  Die von der Arbeitsgruppe vorbereitete Stel lungnahme 
soll vom Umweltrat auf seiner 1 0. Sitzung im Jänner 1 999 beschlossen werden.  

9.4. Geschäftsführung 

Die Geschäftsführung des Umweltrates obliegt dem BMUJF. Sie umfaßt insbesonde­
re folgende Tätigkeiten: 
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• die Unterstützung der M itgl ieder bei der Erfü l lung ihrer Aufgaben im Umweltrat, 
• die Unterstützung des Umweltrates, des/der Vorsitzenden, der Arbeitsausschüsse 

und des Berichterstatters/der Berichterstatterin bei der Erfül lung i h re r  Aufgaben ,  
• die Vorbere itung der S itzungen und Arbeitsausschüsse des Umweltrates, 
• die P rotokol lfüh rung und Versendung, 
• die Veran lassun.9 der Auszahlupg des Ersatzes der Reisekosten gemäß § 26 Abs. 

5 UVP-G. 

1 0. Die UVP im europäischen und internationa len Zusammen hang 

10.1. Vol lziehung der UVP-RL aus der Sicht europäischer Organe 

Die Europäische Kommission l ieß zwei Berichte über die Vollziehung der seit 1 985 
geltenden UVP-RL erstel len,6 die erhebliche Defizite der Mitgl iedstaaten bei der Um­
setzung aufzeigten . In der Folge kam es zu zahlreichen Beschwerdeverfahren der 
Kommission gegen einzelne Mitgliedstaaten vor dem Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) .  

I n den bereits ergangenen U rtei len setzt sich der EuGH insbesondere mit der ver­
späteten U msetzung in einigen Mitgliedstaaten und mit der Frage auseinander, wei­
che Vorhaben einer UVP zu unterziehen sind. Zu letzterem Problembereich vertritt 
der Gerichtshof die Auffassung,7 daß es keinem Mitgliedstaat gestattet ist, einzelne 
Arten von den in Anhang 1 1  der RL 8 enthaltenen Projekten generel l  von der UVP­
Pflicht auszunehmen. Diese Judikatur hat auch für das österreichische UVP-G Be­
deutung. 

10.2. Die UVP-ÄnderungsRL 

Aufgrund der Erfahrungen m it der Umsetzung der Richtl inie durch die Mitgliedstaa­
ten wurde die UVP-RL durch die Richtlinie 97/1 1 /EG vom 3. März 1 997 
(ÄnderungsRL) geändert. Die Änderungsrichtl inie ist bis spätestens 1 4. März 1999 
von den Mitgl iedstaaten umzusetzen und innerstaatl ich anzuwenden . 

Schwerpunkt der Änderung ist eine Verdeutlichung der Verpfl ichtung der Mitgl ied­
staaten, für al le Projekte des Anhanges 1 1  die UVP-Pfl icht für diese P rojekte durch 
eine Einzelfal lprüfung oder durch Festlegung von Schwellenwerten bzw. Kriterien zu 
bestimmen. Ein neuer Anhang 111 bringt Kriterien für die Prüfung der UVP-Pfl icht der 

6) Report from the Commission of the I mplementation of Directive 85/337/EEC, COM(93) final - Vol 1 3  
( 1 993) ; Wagner, Concise Revision of the Report from the Commission of the I mplementation of Di­
rective 85/337/EEC on the assessment of the effects of certain publ ic and private projects on the envi­
ronment - update 1 995/96 - Final Report ( 1 997). 
7) EuGH, Rs C-1 33/94, Kommission/Belgien, 81g 1 994, 1-2339; EuGH, Rs C-72195, Aannemersbedrijf 
P. K. Kraaijeveld, 81g 1-1 996, 5403; Rs C-30 1 /95 Kommission/Deutschland. 
s) Während Anhang I der R ichtl in ie jene Vorhaben enthält, die jedenfal ls einer UVP zu u nterziehen 
sind, haben die Mitgliedstaaten die Vorhaben des Anhang 11 einer UVP zu unterziehen,  wenn sie e r­
hebliche U mweltauswirkungen haben. Dies ist durch Einzelfal lprüfung oder im vorhinein aufg rund von 
8chwellenwerten und/oder Kriterie n  festzu legen. 
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Anhang l i -Projekte (Merkmale der P rojekte, z . B .  G röße , Kumu l ie rung  m it anderen 
Projekten, Unfa l l ris iko ;  Standort der Projekte, wie z. B. bestehende Landnutzung, 
Re ichtum und Regenerationsfähigkeit der natürl ichen Ressourcen des  Geb ietes , 
Belastbarkeit der Natur unter Berücksichtigung sensib ler Gebiete wie Feuchtgeb iete ,  
Schutzgebiete nach der F lora-Fauna-Habitat-Richtlinie und der Vogelschutzricht l in ie , 

Gebiete mit hoher Bevö lkerungsdichte usw . ;  Mermale der potent ie l len Auswirkungen 
der P rojekte, wie z .  B. Schwere ,  Komplexität und Wahrscheinl ichkeit der Auswirkun­
gen) . 

Die Eu ropäische Kommiss ion hat 1 997/98 drei Treffen mit den M itg l iedstaaten zur 
Umsetzung der RL  97/1 1 /EG abgehalten, wovon das zweite im Dezember 1 997 in 
Wien stattfand. 

Fü r  Österreich ergibt s ich aus der RL-Änderung ein Anpassungsbedarf im wesent l i­
chen bezügl ich der e iner UVP zu unterwerfenden Vorhaben . Sowoh l  Anhang I als 
auch Anhang 1 1  der UVP-RL wurden wesentl ich erweitert .  

Der vom BMUJF im Dezember 1 997 zur Begutachtung ausgesendete Entwurf einer 
Neuerlassung des UVP-G9 sol l  d iesen Vorgaben Rechnung tragen und darüberh in­
aus Erfahrungen aus dem bisherigen Vollzug des Gesetzes verwerten. Das konzen­
trierte Genehmigungsverfah ren und die Zuständigkeit der Landesregierung sol len 
beibehalten und die Kontrol l kompetenzen der UVP-Behörde ausgebaut, das Verfah­
ren jedoch deutl ich vereinfacht werden .  

10.3. UVP außerhalb der EU 

Die UVP für Projekte wird in zahl reichen Staaten der  Welt angewandt und hat be­
sondere Bedeutung im anglo-amerikanischen Raum, von wo die UVP ihren Ausgang 
genommen hat. 

S ämtl iche nicht der EU angehörigen Nachbarstaaten Österreichs sehen UVP­
Verfahren für G roßvorhaben nach dem Vorbi ld der UVP-RL vor, wobei die Mindest­
anforderungen dieser RL tei lweise weit überschritten werden. 

1 0.4. Die Espoo-Konvention über grenzüberschreitende UVP 

Das Übereinkommen von Espoo über Umweltverträgl ichkeitsprüfung im grenzüber­
schre itenden Rahmen wurde von der UN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE) 
erarbeitet. Die Espoo-Konvention ist seit 1 0. September 1 997 in Kraft . Das erste 
Vert ragsstaatentreffen fand von 1 8 . - 20. Mai 1 998 in Oslo statt. 

D ie Espoo-Konvention wurde neben Österreich von 29 Staaten und der EU unter­
zeichnet. Bisher haben 22 Staaten und die Europäische Union ratifiz iert. 

Österreich hat die Espoo-Konvention im Jul i 1 994 ratif iziert; die Kundmachung er­
folgte mit BGB! .  111 Nr. 201 /1 997.  

9 )  ZI 1 1  4751 /43-1/1 /97 

III-171 der Beilagen und Zu III-171 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 27 von 106

www.parlament.gv.at



26 

Österreich hat die s ich aus dem Übereinkommen ergebende Verpfl ichtung zur Ein­
führung eines Verfahrens zu r UVP im grenzübersch reitenden Rahmen bereits durch 
das UVP-G (§ 1 0) umgesetzt . 

Das Übereinkommen verpflichtet die Vertragsparteien P rojekte , die in Anhang I an­
geführt sind und voraussichtl ich erhebl iche grenzüberschreitende nachte i l ige Um­
weltauswi rkungen haben, den betroffenen Vertragsparteien zu notifizieren und bei 
diesen P rojekten' e i rie ·UVP durchzuführen. InfRähmen dieses UVP-Verfahrens ist 
eine UVP-Dokumentation zu erstel len. Die UVP-Dokumentation sol l unter anderem 
e ine Beschreibung des geplanten Projektes und der dadurch voraussichtl ichen be­
troffenen Umwelt, und der mög l ichen Umweltauswirkungen sowie Maßnahmen zur 
Reduzierung enthalten .  

Auf Basis de r  UVP-Dokumentation sind Konsultationen mit dem mögl icherweise 
betroffenen Vertragsstaat, insbesondere über die Vermeidung oder Verm inderung 
der Umweltauswirkungen zu führen .  

Weiters is t  d ie Öffentl ichkeit des mögl icherweise betroffenen Gebietes vom ge­
planten P rojekt zu informieren und der Öffentl ichkeit ist eine Ste l lungnahmemögl ich­
keit im selben Umfang einzuräumen wie der Öffentl ichkeit des U rsprungsstaates. 

Die Konvention sieht in  Art. 8 vor, daß die Parteien weiterh in  die bere its besch l ossen 
bi l ateralen und mult i lateralen Übereinkommen und sonstigen Vereinbarungen an­
wenden oder neue schl ießen ,  um ih re Verpfl ichtungen aus diesem Übereinkommen 
zu erfül len . 

Anhang VI zäh lt Bereiche auf, d ie von einem solchen Abkommen erfaßt werden 
können, wie z. 8.  zusätzl iche Vorschriften für die Durchführung dieses Übereinkom­
men; inst itutionel le ,  administrative und sonstige Regelungen ; Abstimmung der Um­
weltpol it ik und der Umweltschutzmaßnahmen; Entwicklung, Verbesserung oder Ver­
einheitl ichung von Methoden ;  gegebenenfalls gemeinsame Durchführung von UVPs 
usw. 

Das BMUJF hat bere its 1 994 auf Basis dieser Bestimmungen E lemente für ein bi la­
terales Abkommen mit der S lowakei erarbeitet. Der Entwurf regelt den Ablauf sowie 
die Vorgangsweise Österreichs bzw. der Slowakei in UVP-Verfahren bei Projekten 
mit g renzüberschreitenden Auswirkungen. Mit der Schweiz und Liechtenstein wurden 
im Sommer 1 998 Vorgespräche für ein tri laterales Abkommen geführt. Auch Ungarn 
äußerte bei Gesprächen auf Beamtenebene bereits den Wunsch , ein Schema fü r 
grenzübersch reitende UVP-Verfahren mit Österreich zu erarbeiten . 

1 1 .  Ausbl ick 

Das UVP-G trat am 1 .  7 .  1 994 in Kraft, seither wurden 1 9  UVP-Verfahren durchge­
führt oder eingeleitet . Die relativ geringe Zah l von UVP-Verfahren läßt sich einerseits 
auf eine rege Beanspruchung der Übergangsregelungen des UVP-G , aber auch auf 
eine gewisse Scheu der Wirtschaft vor dem noch unbekannten und als zu aufwendig 
empfundenen UVP-Verfahren zurückführen. 
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D ie durch die Änderung des EU-Rechtes (oben 1 0 .2 . )  notwendige Anpassung des 
UVP-Rechtes in Öste rreich so l lte genützt werden ,  um notwendige St raffungen und 
e ine Verbesserung der Verfahrensabläufe im UVP-G vorzunehmen .  Es wird Aufgabe 
der Gesetzgebung se in ,  m it der EU-recht l ich bedingten Ausweitung der von der 
UVP-Pfl icht betroffenen Vorhaben auch eine Verbesserung der UVP­
Verfah rensab läufe zu ermögl ichen. 

Seitens des BMUJF ,  des UBA und al ler beteil igten Behörden bedarf es zusätz l icher 
Anstrengungen ,  die fach l iche Basis der UVP in Österreich zu ve rbreitern . Dazu wird 
es verstärkter I nformation und Schulung für Behörden und Sachverständige ,  Pro­
jektwerber/innen und Planer, aber auch der Erarbeitung projekttypspezif ischer Leit­
fäden und Rege lwerke bedü rfen. Es wird verstärkt Überzeugungsarbeit dah in zu le i ­
sten sein ,  daß eine konsequente Prüfung der Umweltauswirkungen im Sinne des 
Vorsorgeprinzips und eine Zusammenarbeit mit der betroffenen Öffentl ichkeit bei 
gutem Verfahrensmanagement viele Vortei le für die Umwelt und für den Projektwer­
ber/die Projektwerberin  bringen kann. 

1 2. Anhang 

1 .  Liste per 1 .  1 2. 1 998 abgesch lossener, laufender und in Vorbereitung bef indl icher 
UVP-Verfahren 

2. Auswertung des Fragebogens des Umweltrates zur Vol lziehung des UVP-G im 
Zeitraum 1 . 7 . 1 994 b is 3 1 . 1 2. 1 996 

3. Auswertung  des Fragebogens des Umweltrates zur Vol lziehung des UVP-G im 
Zeitraum 1 .  1 .  1 997 b is 3 1 . 1 2. 1 997 

4. Empfehlungen des Umweltrates zu Massenverfahren 
5 .  Empfehlungen des Umweltrates zur Schaffung eines einheit l ichen Umweltan la­

genrechts 
6. Protokol l  des Expertenhearings des Umweltrates zum UVP-G am 2. 5. 1 995 
7 .  Protokol l  des Expertenhearings des Umweltrates zum UVP-G am 6 .  5 .  1 998 
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B E I L A G E  2 

U M W E LTRAT JUL I  1 997 

VORLAUFIGE 

AUSWERTU NG 

UVP-FRAGEBOG E N  

FÜR DEN ZEITRAUM 1 .  7. 1 994 BIS 3 1 . 1 2 . 1 996. 

Der Umweltrat beschloß auf seiner 6. Vollversammlung am 1 2 . Dezember 1 996 d ie E r­

ste l l ung e ines UVP-Fragebogens zur Erhebung der laufenden bzw. bereits abgesch losse­

nen Verfahren nach dem UVP-G . Der Fragebogen wurde im Februar an die Vollzugsbe­

hörden der UVP-Verfahren (Länder und betroffene Bundesministerien) m it dem Ersuchen 

überm itte lt ,  d iese bis 30. Apri l 1 997 zu retourn ieren. Die letzten Rückmeldungen t rafen 

. . . . . . . . . . . . . .  e in .  
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A Genehm igungsverfahren nach dem 2. Abschnitt (konzentriertes · 
Genehm ig  ungsverfahren) 

Wieviele Feststel lungsverfahren wurden gern. § 3 Abs. 6 UVP-G beantragt 
bzw. durchgefüh rt und wie wurde entschieden (positiv/negativ)? 
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: + 49 -7 1 
: Z 20 -7 2 
: Z 2 1  
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: Z 25 -7 1 
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Wievie le UVP-pfl icht ige Vorhaben wurden gemäß § 4 UVP-G angezeigt? 
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6 

Wievie le  UVP-Verfahren wurden gemäß § 5 UVP-G e inge le itet? 
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7 

Wieviele UVP-Verfahren wurden bereits abgeschlossen? 
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Genehm i g u ngsverfahren nach dem 3 .  Abschnitt (UVP f. B u ndesstraßen 
und Hoch leistungsstrecken) 

Wievie le U VP-pfl i cht ige Vorhaben wurden gemäß § 4 UVP-G angezeigt? 
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Wievie le Verordnun gserlassungsveriahren wurden e inge le i tet? 
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Wieviele Verordnungserlassungsverfahren wurden bereits abgeschlossen? 
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c Genehmig u ngsverfah re n  nach dem 5 .  Abschn itt (Bürgerbete i l igungs­
verfahre n )  

Wieviele Feste i lungsverfahren wurden gem. § 30 Abs. 6 UVP-G beantragt bzw. 
durchgeführt und wie wurde entschieden? 

1 1  
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Wieviele Verfahren wurden gemäß § 3 1  UVP-G eingele itet? 
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Wievie le Bürgerbete i l igungsverfahren wurden nach dem UVP-G bere its abge­
schlossen? 
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D A l l gemeines zum UVP-Gesetz 

Wo treten I hrer Meinung nach die größten Schwier igkeiten auf? 
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Folgende Bemerkungen wurden angeführt: 

UVE-Konzept :  
• Es gibt zu große unterschiedl ich��. Ansichten der Betei l igten über den Umfang des 

Konzeptes (Kärnten) ; 
• Der Verweis des § 3 1  Abs. 1 (Verweis auf die vom/von der Projektwerber ln vorzule­

genden Unterlagen) ist zu ungenau ( V/bg) . 

• keine praktische Erfahrung 
• keine praktische Erfahrung 
• keine praktische E rfahrung 

1 5  
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1 6  

Angaben i n  de r  UVE:  
• D ie Ans ichten der Bete i l igten über d ie Angaben in der UVE ist sehr untersch ied l ich so­

wie d ie Darste l lung der Qual ität der mögl ichen Umweltbeiträcht igungen ist ebenfal ls 
schwierig (Ktn); 

• Der Untersuchungsrahmen für al le Umweltmed ien ,  wie dies vom BMUJF gefordert wird, 
ist prob lematisch zu erste l len . D ies i st zum Te i l  für die Bewi l l igungen nicht re levant und 
führt zu einem großen Umfang der  Unterlagen. D ies wiederum schafft Probleme be i  der  
Sichtung der  Angaben für  d ie  m itwirkenden Behörden (NÖ) ; 

• Forderung nach der Mög l ichke it e iner E inschränkung des Inhalts im Rahmen des §6 
UVP-G durch UVP-Behörden ( Tiro� . 

Erste l lung des Umwe ltverträg l ichkeitsgutachten: 
• Die zeitl iche Verfügbarkeit von Gutachtern schafft P robleme h insichtl ich der E inhaltung 

des Zeitplans (NÖ); 
• Imm issionsprognosen s ind schwierig durchzuführen (NÖ) ; 
• D ie Fest legung der Tei lgutachten sowie d ie Zusammenführung der Gutachten ist pro­

b lematisch (BMwA) .  

Abwicklung des konzentrierten Genehmigungsverfahren: 
• D ies schafft einen g roßen Aufwand bei den personel len Ressourcen und stel lt s ich bei 

der Organisat ion wegen zah l reicher Betei l igter problematisch dar (NÖ) . 
öffentl iche Erörterung gem. § 1 4  UVP-G :  
• D ie Verständigung bzw. Ladung ist problematisch , wünschenswert wäre ein Ediktal­

bzw. Massenverfahren ( BMwA) . 

Abwicklung der mündl ichen Verhand lung :  
• Es existieren Schwierigke iten aufgrund des großen Parteienkreises , voral lem in der 

Terminfindung (große Zah l  von mitwirkenden Behörden und Sacherverständigen) ( NÖ) . 

Anderes :  
• Das Vorverfahren im H inb l ick auf § 4 Abs 3 UVP-G wird vol lkommen mißverstanden 

und als Ankündigung der öffent l ichen Erörterung bzw. a ls Erörterung verstanden 
(Kärnten) .  Weiters sol lte das Vorverfah ren (UVE-Konzept) nur auf Gemeinden, Behör­
den und den Umweltanwalt beschränkt werden (BMwA). 

• Das Erstel len des P rüfbuches gestaltet sich schwierig , da es keine Erfahrungen und 
Vorgaben gibt (Sbg.) .  

• Eine e inheit l iche ( inhaltl ich , zeit l ich) Def in it ion der ParteisteI lung im UVP-Verfah ren wä­
re wünschenswert (Tiro/). 

• Aufgrund des m it der M itarbeit an UVP-Verfahren verbundenen Arbe itsaufwandes ist es 
für die Behörde kaum mög l ich ,  (Amts-)Sachverständige für die M itarbeit zu gewinnen.  
Ohne Anfall von Überstunden fällres schwer, d ie im Gesetz vorgegebene Frist von nur 
1 8  Monaten unter Berücks ichtigung der umfangreichen Verfahrensregelungen e inzu­
halten .  Die zah l reichen Schritte mit Öffentl ichkeitsbetei l igung haben zur Folge, daß 
vie le Bürger bereits i n  sehr frühen Verfahrensstad ien (etwa Auflage des Konzepts der 
UVE) der Meinung sind ,  nu r  du rch sch rift l iche Eingaben ihre Rechte wahren zu können ,  
widrigenfalls s ie s ich verschweigen würden. D iese Eingaben beziehen sich oft gar n icht 
auf den konkreten Verfahrensschritt, sondern wird trotz ausdrückl icher Unterweisung 
offens ichtl ich davon ausgegangen , daß es sich um d ie letzte Mögl ichke it der Äußerung 
vor der Genehmigung e ines Vorhabens handelt (BMWV). 
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- ,  We lche pos itiven Entwicklungen hat das UVP-G ( UVP-Verfahren ,  Bürger­
bete i l igung) bewirkt und erklären Sie kurz warum? 

Folgende positive Entwicklungen wurden angeführt : 

1 7  

• Das konzentrierte Genehmigungsverfahren hat sowohl für Behörden als auch für Pro­
jektwerber große Vorte i le .  Zwischen den einzelnen Fachbereichen sind inha lt l iche Ab­
stimmungen besser mögl ich ,  Doppelgleisigkeiten können vermieden werden. Jedoch 
führt das UVP-Gesetz dazu, daß einzelne Vorhaben erst gar nicht geplant werden 
(NÖ); 

• D ie Einreichunterlagen s ind bereits zu einem relativ frühen Zeitpunkt qua l itativ hoch­
wertig ,  die betroffenen Ste l len s ind besser informiert (Sbg, NÖ); 

• Es erfolgt eine gesamthaftere Planung und Darstel lung im UVP-Verfahren ( Tira!, NÖ); 
• Erörterungstermin im Bürgerbetei l i gungsverfahren kommt gut an ,  wei l  über schriftl iche 

E ingaben d iskutiert werden  kann  (BMwA); 
• Durch das UVP-Verahren bzw. das Bürgerbetei l igungsverfahren werden die Projekt­

werber angehal ten ,  die Bevölkerung vorzeitig über Vorhaben zu informieren. Durch d ie­
se frühe Einb indung der Bevölkerung werden die Projekte im Sinne der Bürger schon in 
der P lanungsphase durch den P rojektwerber verbessert. Im Umweltverträg l ichkeitsgut­
achten s ind nicht nur  unverzichtbare Maßnahmen entha lten ("VorschreibungenU ) ,  son­
dern werden auch weitere Verbesserungsvorschläge unterbreitet, die e in P rojekt nach 
Durchführung des UVP-Verfahrens noch vor den Genehmigungsverfahren verbessern 
helfen (BMWV). 

• Nach Abschluß des UVP-Verfahrens l iegt in Form des Umweltvertägl ichke itsgutachtens 
eine umfassende Beschre ibung des Projekts vor. Durch die integrative Gesamtschau 
werden insbesondere die Wechselwirkungen und damit die durch das Vorhaben zu er­
wartenden Verschlechterungen und Verbesserungen interdiszipl inär beleuchtet, wo­
durch die Bewertung des Gesamtprojekts be i Großbauvorhaben erst mög l i ch wird 
(BMWV) .  
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- j .-- Welche Mögl ichkeiten sehen Sie für Verfahrensbeschleun igungen durch 
.' '.J Änderung im UVP-Verfahren und al lenfal ls durch Änderung des UVP-G? 

Folgende Mögl ichkeiten fü r  e i ne  Verfahrensbesch leunigung wurden angegeben :  

1 8  

Zur  Verfahrensbeschleunigung al lgemein: 
• Schaffung geeignetere Verfahrensbestimmungen für Verfahren mit starker Parteien­

betei l igung (Massenverfahren)  entweder durch AVG- oder UVP-Gesetz-Novel le (Bg/d, 
Sbg); 

- Vere infachung der Ladung von Parteien zu Verhandlungen und Vereinfachung der Be­
scheidzuste l lung (NÖ); 

- Rücknahme von Fomalerfordernissen (z.B . Verkürzung von Auflage-, Ste l lungnahme­
oder Entscheidungsfristen )  (Bg!d, Tira!, V/bg); 

• Zeit ,  die Projektwerber für  Nachbesserungen (Korrekturen ,  Ergänzungen) b raucht, 
so l lte n icht eingerechnet werden (Rechnung ab vol lständ iger UVE) (Sbg) ; 

- Streichung einzelner Verfahrensschritte , z.B. öffent l iche Erörterung, Erste l lung von 
Sachverständigenl isten ,  Übermittlung der Zusammenfassung des Umweltverträg l ich­
keitsgutachten an "sonstige Betei l igte" gem. § 1 3  Abs . 3 UVP-G sowie die Vermeidung 
von Doppelgleisigkeiten w ie d ie Auflage der vorläufigen Sachverständigen Liste mit der  
UVE ,  da nach Abschluß der öffent. Auflage einzel ne Stel len (Bürgerin itiativen ,  mitwi r­
kende Behörden und Umweltanwalt ) abermals zu befragen sind (NÖ, Ktn, BMWV) .  

Zur  Parteienste I lung: 
• Vereinheitl ichu ng der Parte isteI lung (Ktn, Sbg); 
- E inschränkung versch iedener ParteisteI lungen (Sbg).  

Zum Vorverfahren :  
• Entfal l  des Vorverfahrens (Ktn, BMWV); 
• Vorverfahrens-Pflichten sol lten mehr an Vorhabenswerber übergehen (Tira!); 
- Reduzierung bzw. fakultative Anwendung des UVE-Konzeptes (BMwA). 

Sonstiges: 
• UVE-Änderung (Tira!); 
• Bü rgerbetei l igung sol lte nur fal lweise stattfinden (Entfal l über Antrag des Vorhabens­

werbers auf dessen Risiko) (Tiro!). 
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-: ,.< Welche Reakt ionen haben Sie von (potentiel len) Investoren wah rgenommen ?  / ,,/ r 
"' 

Folgende Reaktionen wurden angeführt : 

• Versuch UVP-Verfahren zu vermeiden (Verkle inerung bzw. N icht-Real is ierung von 
Projekten) , da zulange Verfahrensdauer und zusätz l ichen Kosten (z.B .  für d ie E rstel­
lung der UVE) befürchtet werden (Ktn, NÖ, Sbg, Tiro/, V/bg); 

• Wunsch nach Änderungen des Anhanges 1 und 2 (NÖ); 
• nu r  wenige glauben an Besch leunigung und Erhöhung der Akzeptanz (Tiro/); 
• Forderung nach zeitl icher Straffung (wein iger Einzelschritte ,  maximal 1 2  Monate Ver­

fahrensdauer) (BMwA, BMWV); 

1 9  

• Die nach Durchführung des UVP-Verfahrens ausgearbeiteten Projekte s ind wesent l ich 
besser vorbereitet und es können daher d ie nachfolgenden Genehmigungsverfah ren  
schnel ler durchgeführt werden (BMWV).  
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20 

Welche Reaktionen haben S ie von betroffenen Nachbarn bzw. der Öffentl ichkeit 
wahrgenommen? 

Fo lgende Reaktionen wurden wahrgenommen: 

• Grundsätzl ich positive Reaktionen (Bgld, BMwA); 
• Es wurden große Hoffnungen in d ie Bürgerbetei l igung gesetzt, d iese werden nur te i l -

weise erfül lt , derzeit überwiegt noch eher das Mißtrauen von E inzelpersonen (NÖ) ;  
• Bürgerin itiativen begrüßen Parteiste i lung (NÖ); 
• Sog. "Bürgerin itiativen" s ind n icht unbed ingt repräsentativ (-7 Aufbauschung) (Vlbg); 
• das Verfahren ist für den Bürger zu wenig durchsichtig (durch Zweite i lung öffentl iche 

Erörterung - mündl iche Verhandlung) - er weißt oft n icht, wann er Einwendungen e in­
zubringen hat bzw. zu welchem Zeitpunkt er Parteiste I lung erlangt (Vlbg); 

• D ie Reaktionen von Bürgerinit iativen und Nachbarn kann i nsgesamt betrachtet durch­
aus positiv bewertet werden. Dies dürfte e inerseits auf die bereits angesprochene Öf­
fentl ichke itsarbeit der Projektwerber vor dem Ein leiten des UVP-Verfahrens zurückzu­
führen sein , andererseits auch auf  das UVP-Verfahren selbst, das e ine in  sich ge­
schlossene und nachvol lziehbare Aufbereitung der Umweltauswirkungen des Vorha­
bens sicherstel lt. Negative Äußerungen zur Umweltverträg l ichkeitsprüfung waren 
durchwegs darauf zurückzuführen ,  daß das UVP-Verfahren im Rahmen des Trassen­
verordnungsverfahrens n icht als erster Schritt betrachtet wurde, dem nach Ausarbei­
tung der Projektsunterlagen noch andere Genehmigungsverfahren folgen werden, son­
dern davon ausgegangen wurde, daß dieses Verfahren bereits den Abschluß der Ge­
nehmigungsverfahren darstel len würde. (BMWV) 
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I n  d e n  Anhängen wurden zu folgenden Ziffern bzw. Paragraphen P rojektangaben ü be rm ittelt :  

UVP-Verfahren 
Inst itut ion 

Anhang I 
Bgld. 

Ktn. � . 

Z 4, Z 5, Z 1 4  

NÖ Z 4, Z 1 6  

OÖ -

Sbg. Z 7  

Stmk. -;/ // 
Tirol Z 5  

Vlbg. -

Wien 

BMwA 

BMWV -

-----------

§ 24 - UVP-Verfahren 

------- ---------------

Anhang 1 1  

-

-

-

-

-

-

§ 24 Abs . . 2 '1 ·2. /1 
§ 24 Abs. �i .1 :J ') 

I _ .  
_ _  

B ü rgerbete i l igungsverfa hren 

Anhang 1 1 1  
-I 'I J :.. ... J 

Z 1 b ,  Z 5 f, Z 5 9 
Z 1 a 

Z 1 a 

-) - (I Li c: . 

-

Z 1 a 

-

§ 30 Abs. 3 

.
' 
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UMWE LTRAT 

AUSWERTUNG 

UVP-FRAGEBOGEN 

B E I L A G E  3 

A P R I L  1 9 98 

F U R  DEN ZEITRAUM 1 .  1 .  1 997 - 31 . 1 2 . 1 997 

Der Umwe ltrat beschloß auf se iner 7 .  Vollversammlung am 6. November 1 997 die E rste l lung 

eines weiteren UVP-Fragebogens zur Erhebung der laufenden bzw. bere its abgesch losse­

nen Verfahren nach dem UVP-G.  Der Fragebogen wurde Ende Dezember 97 an die Vol l ­

zugsbehörden der UVP-Verfahren (Länder und betroffene Bundesministerien) m it dem E rsu­

chen übermittelt, d iese bis 1 3 . Februar 1 998 zu retournieren. Die letzte Rückmeldung t raf 

Ende März e in .  D ie in der Zusammenfassung enthaltenen Angaben beruhen ausschl ieß lich 

auf den von den Vol lzugsbehörden der UVP-Verfahren übermittelten Daten. 
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U V P - F ragebogen 1 . 1 . 1 997 - 3 1 . 1 2 . 1 997 

KU RZZUSAM M E N FA S S U N G  
D E R  E R G E B N I SSE D E S  UVP-FRAG E B OG E N S :  

A) GENEHMIGUNGSVERFAHREN NACH DEM 2 .  ABSCHN ITI 
(KONZENTRIERTES GENEHMIGUNGSVERFAHREN) :  

Im betreffenden Zeitraum (1 . Jänner 1 997 bis 31 . Dezember 1 997) wurden 23 Feststellungsverfahren 
gem . § 3 Abs. 6 UVP-G beantragt bzw. durchgeführt, wovon in 12 Fällen negativ entschieden Vo{�rpe 
in 3 Fällen positiv und die übrigen noch nicht abgeschlossen sind. Die überwiegende Anzahl fand zur 
Ziffer 20 (3 Feststel lungsverfahren zu Naßbaggerungen in  Schottergruben ab einer offenen Fläche 
von 1 0  Hektar) und zu Ziffer 28 (3 Feststel lungsverfahren zu Anlagen zur industriel len Produktion von 
Stoffen durch chemische Umwandlung) statt. Von den 23 Feststel lungsverfahren wurden 1 5  auf An­
trag des/der Projektwerber/Projektwerberin, 3 auf Antrag der mitwirkenden Behörden,  3 auf Antrag 
des Umweltanwaltes und 2 von Amts wegen eingeleitet. Die meisten Festste llungsverfahren wurden 
in Oberösterreich ( 1 4 Verfahren) beantragt bzw. durchgeführt .  

Gem . § 4 UVP-G wurden 9 UVP-pflichtige Vorhaben angezeigt. 4 Vorhaben wurden in der Steier­
mark zur Ziffer 1 4  (Neuerschl ießung oder Erweiterung von Schigebieten sowie Neuerschl ießung von 
Gletscherschigebieten mit Sei lbahnförderung oder Schleppliften) angezeigt und 3 zur Ziffer 4 
(Anlagen zur sonstigen Behandlung von n ichtgefährlichen Abfäl len).  

Weiters wurden 7 U VP- Verfahren nach § 5 UVP-G eingeleitet, davon wurden 4 Verfahren zur Ziffer 
1 5  (Rohrleitungsanlagen für den Ferntransport von Öl oder Gas mit einem Durchmesser von mehr 
als 800 Mil l imeter) e ingeleitet. Die überwiegende Anzahl der eingeleiteten Verfahren (insgesamt 5) 

ist in  der Steiermark vorzufinden. 

Im Jahre 1 997 wurde 1 UVP- Verfahren in der Ste iermark zur Z 1 4  (Schigebiet Stuhleck) abgeschlos­
sen .  

B) GENEHMIGUNGSVERFAHREN NACH DEM 3. ABSCHN ITI 
(UVP FÜR BUNDESSTRASSEN UND HOCHLEISTUNGSSTRECKEN) 

Gemäß § 24 Abs. 2 UVP-G wurde 1 Feststellungsverfahren zu Vorhaben nach § 24 Abs. 1 Z 1 lit.c 
sub. fit.aa (Festlegung und Umlegung der Trassen von Bundesstraßen B mit einer durchgehenden 
Länge von weniger als 5 km, wenn nach europarechtlichen ,  bundesrechtl ichen oder landesrechtl i­
chen Vorschriften bestehende Schutzgebiete beeinträchtigt werden können) durchgeführt. Angezeigt 
wurden vom BMwA insgesamt 4 UVP-pflichtige Vorhaben zu § 24 Abs. 1 ,  davon zwei zu § 24 Abs. 1 
Z 1 fit. c sub./it.aa. Weiters leitete das BMWV sowie das BMwA je ein Verordnungserlassungsverfah­
ren e in .  Es wurde eine Trassenverordm!D9 zu § 24 Abs. 1 Z 2 erlassen (Güterzugsumfahrung Si. 
PÖlten) .  

Zur Frage der durchgeführten Delegierungen, teilte das BMwA mit, daß vorerst nur Teile des Ermitt­
lungsverfahren nach § 24 Abs. 2 UVP-G (Feststel lungsverfahren) ,  ausgenommen der Bescheide, an 
die Landeshauptleute delegiert wurde. Das BMWV führte keine Delegierungen durch . 

2 
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C) VERFAHREN NACH DEM 5 .  ABSCHN ITI 
(BÜRGERBETEIL IGUNGSVERFAHREN) 

UVP-Fragebogen 1 . 1 . 1 997 - 31 . 1 2 . 1 997 

Es wu rden 3 Feststellungsverfahren gem. § 30 Abs. 7 UVP-G beantragt bzw. durchgeführt ,  wovon in 
2 Fällen negativ entschieden wurde und in e inem positiv. Die meisten Festste l lungsveriahren (2 Ver­
fahren) wurden zu Ziffer 1 a (Anlagen zur Behandlung von gefährlichen Abfällen) beantragt bzw. 
durchgeführt.  Von den 3 Feststel lungsveriahren wurde ' 1 auf Antrag ' des/der Projektwer­
ber/Projektwerberin und 2 auf Antrag des U mweltanwaltes e ingele itet. Die meisten Feststel lungsver­
fahren wurden in Oberösterreich (2 Verfahren) beantragt bzw. durchgeführt. 

26 Verfahren wurden nach § 31  UVP-G eingeleitet, davon wurden 23 Veriahren zu § 30 Abs. 2 UVP­
G (nicht UVP-pflichtige Bundesstraßen) eingeleitet. 

Im für die Fragebogenerhebung relevanten Zeitraum wurden 14 Bürgerbeteiligungsvettcrhren nach 
dem UVP-G abgeschlossen. Es wurden 1 1  Veriahren zu § 30 Abs. 2 UVP-G (nicht UVP-pflichtige 
Bundesstraßen) abgeschlossen. " 

D) ALLGEMEINES ZUM UVP-GESETZ 

Die meisten Schwierigkeiten wurden vor al lem in der Erstellung des Umweltverträglichkeitsgutach­
tens (z.B. Kapazitäten unter den Amtssachverständigen sind nicht unbedingt vorhanden) und betref­
fend die Angaben in der UVE (z.B.  großer Zeitaufwand) gesehen. 

Positive Entwicklungen wurden unter anderem in einer gesamthaften und qualitativ besseren Planung 
sowie besseren und rechtzeitigen I nformation der Bürger erkannt. Weiters wurde das konzentrierte 
Genehmigungsveriahren als vortei lhaft für die Behörden als auch für den Projektwerber hervorgeho­
ben. 

Um Verfahren zu beschleunigen wurden vor allem die Schaffung eines einheitlichen Anlagenrechts, 
sowie diverse Vereinfachungen bestimmter Formaleriordernisse gefordert (z.B. Vereinfachung der 
Bescheidzustel lung).  Weiters wurde eine Vereinheitl ichung der ParteisteI lung gefordert sowie eine 
Angleichung der Bestimmungen des UVP-G an die Bestimmungen der UVP-RL. 

Potentielle Investoren versuchen als Reaktion auf das UVP-G, UVP-Veriahren zu vermeiden bzw. 
lehnen diese wegen zu langer Veriahrensdauer und zusätzlicher Kosten ab. Allerdings wurde auch 
festgestel lt, daß die nach UVP-Verfahren ausgearbeiteten Projekte besser vorbereitet und daher die 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren schnel ler durchgeführt werden können. 

Grundsätzlich wurden von den betroffenen Nachbarn bzw. der Öffentlichkeit positive Reaktionen 
wahrgenommen, da sie von anfang an miteingebunden sind. Es gib aber auch negative Reaktionen, 
da die Öffentl ichke it zu hohe Erwartungen an die UVP-Veriahren stel lt. 

ANHÄNG E  

Zu den Kosten- bzw. Personalfragen kamen Rückmeldungen von Salzburg, Steiermark und dem 
BMWV. Salzburg gab an, daß für das Verfahren Heizkraftwerk Salzburg M itte eine zusätzl iche A und 
C Kraft erforderlich gewesen wäre, welche jedoch nicht veriügbar waren. Salzburg bemerkte weiters, 
daß der Konsenswerber sämtliche Organisationskosten sowie die Gutachterkosten trug und die kon­
krete Höhe derzeit n icht bekannt ist. Steiermark gab die Kosten der GA mit S 272.530,- an und stel lte 
fest, daß für das UVP-Verfahren Stuhleck e in A (Verhandlungsleiter) und ein C Posten (übrige Ver­
waltungstätigkeit) zusätzlich erforderlich waren .  Die Organisationskosten wurden mit 0 beziffert.  Das 
BMWV benötigt für die Projekte Ausbau U nterinntal und Umfahrung Enns je einen zusätzlichen Ko­
ordinator (A Posten) . 
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Geneh m i g u n gsvertahren n a c h  dem 2. Abschn itt 
(konzentriertes Gene h m i g u n gsvertah ren) 

Wieviele Feststel lungsverfah ren wurden gern . § 3 Abs. 6 UVP-G beantragt bzw. 
durchgeführt und wie wurde entsch ieden (positiv/negat iv) ? 
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2 Wieviele UVP-pfl ichtige Vorhaben wurden gern. § 4 UVP-G angezeigt? 
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4 Wievie le U V P-Verfahren  wurden bereits abgeschlossen? 
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U V P - F ragebogen 1 . 1 . 1 997 - 3 1 . 1 2 . 1 997 

Genehmigungsveriahren nach dem 3. Abschn itt 
(UVP f. Bundesstraßen und Hoch leistungsstrecken) 

Wieviele Festste l l ungsverfah ren wurden gem.  § 24 Abs .  2 UVP-G durchgef ü h rt?  
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Auf Antrag 

+ Stand ortgemeinde 
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+ m itwirkende Behörde 
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+ Umweltanwa lt 
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6 
UVP-Fragebogen 1 . 1 . 1 997 - 3 1 . 1 2 . 1 997 

Wieviele Feststel l ungsverfahren wurden gern . § 24 Abs . 6 UVP-G in Verb indung 
mit § 3 Abs. 6 UVP-G durchgeführt? 
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UVP-Fragebogen 1 . 1, . 1 997 - 3 1 . 1 2 . 1 997 

7 Wieviele UVP-pf l ichtige Vorhaben wurden gern . § 4 UVP-G angezeigt? 
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... 1 Vorhaben weg. 
Finanzierung zurückgestellt 

Wieviele Verordnungserlassungsverfahren wurden eingeleitet? 
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U V P · Frageb o g e n  1 . 1 . 1 997 . 3 1 . 1 2 . 1 997 

9 Wievie le Verordn ungser lassungsverfahren wurden bere its abgesch lossen? 

1 0  
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L ............................................................... ... .......... , .............................................................................. l.�.�.�: ... !!�: ... �.� ........................................... , l BMwA : : § 24 Abs. 1 Z 1 l i t .  c : 

; .............................................................................. � ............... .............................................. .. . ...... . ... .... L�.�.�: ... !).�: .. g.� ........................................... . 

L�.�.Y.Y.Y ......................................................... L.. ... ......................... ....... ! ...................... ...... ... ....... .L§ .. ?1 .. A�.�.:...1 ... ?; .. ? ............................ . ! 

Wurden Tei le des Verfahrens delegiert ,  wenn ja welche? 

• Es wurden vorerst nur  ein Großtei l  der "Verfahren" nach § 24 Abs. 2 UVP-Gesetz 
(al lerdings ausgenommen der Bescheide) an die Landeshauptleute delegiert . (BMwA) 

• Es wurden keine Delegierungen vorgenommen. (BMWV) 
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1 1 

U V P - F rageboge n  1 . 1 . 1 9 9 7  - 3 1 . 1 2 . 1 997 

Geneh m i g u n g sverfah ren nach dem 5.  Abschnitt 
( B ü rgerbete i l ig u n g sverfa h ren) 

Wieviele Feststel lungsverfahren wurden gern . § 30 Abs . 7 UVP-G beantragt bzw. 
durchgefüh rt und wie wu rde entschieden (positiv/negativ)? 
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Auf Antrag 

+ Projektwerber/Projektwerberin 
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U V P- Frag e b o g e n  1 . 1 . 1 997 - 3 1 . 1 2 . 1 997 

+ U m weltanwalt  
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+ Von Amts wegen 
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1 2 Wie vie le Verfahre n  w u rden gem.  § 3 1  UVP-G einge leitet? 
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o A l l gemei nes z u m  U VP-Gesetz 

1 4  Wo t reten I h rer  Mein ung nach die g rößten Schwierigkeiten auf ? 
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Folgende Bemerkungen wurden angeführt: 

UVE-Konzept: 
• Das als Konzept zu gestaltende Einre ichpapier ist aus der Natur der Sache heraus inhaltlich m eist 

unergiebig bzw. bietet der Öffentlichkeit zu wenig exakte I nformation und wird auch mißverstanden 
(es wird angenommen,  daß das Konzept bereits e in (wesentlicher) Teil der  Antragsunterlagen ist) . 
Das Vorverfahren als solches ist daher-überflüssig. (Ktn) 

• Die zah l reichen Schritte mit Öffentlichkeitsbetei l igung haben zur Folge, daß viele Bürger bereits in 
sehr frühen Verfahrensstadien (etwa Auflage des Konzepts der UVE) der Meinung s ind,  nur  durch 
schrift l iche Eingabe ihre Rechte wahren zu können , widrigenfalls sie sich verschweigen würden.  
Diese Eingaben beziehen sich oft gar  nicht auf den konkreten Verfahrensschritt, sondern wird t rotz 
ausdrücklicher Unterweisung offensichtl ich davon ausgegangen, daß es sich um die letzte Mög­
l ichkeit der Äußerung vor der Genehmigung eines Vorhabens handelt. (BMWV) 

• Die zeitl iche Abwicklung ist enorm aufwendig. (Stmk) 

1 Diese Frage kann mangels Erfahrungswerten nicht beantwortet werden. 
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Anqaben in der Umweltverträglichkeitserklärung (UVE): 
• Im anhängigen UVP-Verfahren betreffend Erweiterung einer Massenabfalldeponie im alpinen Ge­

lände z .B .  mit Föhn konnte die Erklärung betreffend zu erwartende Auswirkungen auf Luft/Geruch 
noch nicht beigebracht werden.  (Tirol) 

• Die UVE erfordert e inen großen Zeitaufwand aufgrund des nötigen Umfanges. (OÖ) 
• Mitwirkende Behörden werden in der Regel nur von einem geringen Teil der Angaben in der UVE 

berührt. Es bereitet Probleme, :die 'sehr umfangreichen'Unterlagen darauf zu sichten, welche An­
gaben für die mitwirkenden Behörden von Interesse sind. (NÖ) 

Erste l lung des Umweltverträglichkeitsgutachtens (UVG): 
• Kann in der derzeit im  Gesetz vorgesehenen Form (bei bis zu 20 Gutachtern, etc.)  ordnungsge­

mäß nicht erstel l t  werden .  Wer sollte denn eine fachübergreifende "Zusammen-fassung" (= G e­
samtgutachten) erstel len ? - Eine rein in der Theorie durchführbare Gesetzesbestimmung! (Ktn) 

• Die Prüfung der UVE ist qualitativ hochwertig und zeitlich umfangreich; die KapazitäterLSind riicht 
unbedingt unter Amtssachverständigen vorhanden, um das UV-Gutachten in der nötigen Zeit fer­
tigzustel len.  (OÖ) 

• Es existieren wenige Vorgaben und es gibt keine Erfahrung. (Sbg) 
• Problematisch ist die Einhaltung des Zeitplanes; schwierig ist weiters die Abgrenzung der Aufga­

benbereiche der e inzelnen Sachverständigen und die abschließende Koordinierung der Gutachten 
zu einem einheitl ichen Umweltverträglichkeitsgutachten. (NÖ) 

Abwicklung des konzentrierten G enehmigungsverfahren: 
• Schwierigkeiten treten mit verschiedenen ParteisteIlungen und ohne sogenannte "gemeinsame 

Vertretung" ab z .B.  1 00 Parteien auf. (Tirol) 
• Problematisch ist das zum Teil unterschiedliche Verfahrensrecht in den anzuwendenden Materi­

engesetzen. (Sbg) 
• Die Abwicklung des konzentrierten Genehmigungsverfahren erfordert einen großen Aufwand an 

personellen Ressourcen. (NÖ) 

Berücksichtigung der Ergebnisse der UVP in der Entscheidung: 
• Was sind bei "Gesamtbewertung . . .  schwerwiegende Umweltbelastungen", die eine Abweisung 

erzwingen? (Tirol) 
• Bei Uedenfalls immer wieder vorl iegenden) negativen (Einzel-) Gutachten (aus den Bereichen 

Forst, Naturschutz, etc.) wird bei der Entscheidung die Abwägung öffentlicher Interessen nur in­
soweit möglich sein ,  als - in  Beachtung der Aufgabe des UVP-G und der UVP selbst - negative 
Auswirkungen nur durch solche positive Auswirkungen kompensiert werden dürfen ,  die die Um­
welt dire kt betreffen .  Wirtschaftl ich öffentl ichen Interessen und dgl .  können dabei keine Berück­
sichtigung finden. D ie Abwägung ist daher jedenfalls eingeschränkt und dadurch sind negative 
Entscheidungen vorprogrammiert. (Ktn) 

• Unklarheit besteht, wie (formal) die Ergebnisse zu berücksichtigen sind. (Sbg) 

Anderes: 
• Aufgrund des mit der Mitarbeit an UVP-Verfahren verbundenen Arbeitsaufwandes ist es für die 

Behörde kaum möglich, (Amts-) Sachverständige tür die Mitarbeit zu gewinnen. Ohne Anfall von 
Überstunden fällt es schwer, die im Gesetz vorgegebene Frist von nur 1 8  Monaten unter Berück­
sichtigung der umfangreichen Verfahrensregelungen einzuhalten. (BMWV) 

• Das UVP-G geht über die EU-RL hinaus. Insbesondere durch die Ausweitung der ParteisteI lung 
wi rd ein kompliziertes Verfahren bewirkt. (BMWV) 
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1 5  Welche posit iven E ntwick lungen hat das UVP-G (UVP-Ve riahren ,  
B ü rgerbete i l i gung)  bewi rkt und  e rklären S ie  kurz wa rum? 

• Das UVP-Verfah ren führt zu einer besseren Vorbereitung der Vorhaben .  (Tirol) 
• D u rch das UVP-Verfahren bzw. das Bürgerbeteil igungsverfahren werden die Projektwerber ange­

halten , d ie  Bevölkerung vorzeitig von einem Vorhaben zu informieren .  Durch diese frühe E inb in­
dung der Bevölkerung werden die Projekte im Sinne der Bürger schon in der Planungsphase 
d u rch den Projektwerber verbessert. Die Projektunte rlagen sind zu einem relativ frühen Zeitpunkt ,  
aufg rund umfangreicher Auseinandersetzung mit Ökologie, Abfallvermeidung etc .  sowie früher 
E inbindung der Betei l igten ,  q ualitativ hochwertig . Weiters führt die Bürgerbetei l igung zu g roßer 
Akzeptanz des Vorhabens in der Bevölkerung. (BMWV, OÖ, Sbg) 

• I m  Umweltverträglichkeitsgutachten sind nicht nur unverzichtbare Maßnahmen enthalten 
("Vorschreibungen"), sondern werden auch weitere Verbesserungsvorschläge unterbre+tet, die- ein 
P roje kt nach Durchführung des UVP-Verfahrens noch vor den Genehmigungsverfahren verbes­
sern helfen .  (BMWV) 

• P ositiv war der Zwang der Zusammenarbeit zwischen den Sachverständigen. (Stmk) 
• Die Verfahrenskonzentration fördert die Koordination der Dienstste l len.  Weiters wird durch die 

Verfahrenskonzentration das vernetzte Denken und eine materienübergreifende Betrachtungswei­
se u nterstützt. Die integrative Gesamtschau bringt Vortei le gegenüber Einzelbetrachtungen.  (Ti ro l ,  
N Ö ,  Stmk) 

• Nach Abschluß des UVP-Verfahrens l iegt in Form des Umweltverträgl ichkeitsgutachtens e ine 
umfassende Beschreibung des Projekts vor. Durch d ie integrative Gesamtschau werden insbe­
sondere die Wechselwirkungen und damit die durch das Vorhaben zu erwartenden Verschlechte­
rungen und Verbesserungen i nterdisziplinär beleuchtet, wodurch die Bewertung des Gesamtpro­
jekts bei Großbauvorhaben erst ermöglicht wird. Hiedurch wird auch die vermehrte Einbezi e hung 
von U mweltaspekten bewirkt. (BMWV) 

• Das UVP-Verfahren bewirkt einen Aufbau einer systematischen Beurtei lung von Umweltbelange n ,  
welcher auch als Voraussetzung für andere Verfahren genutzt werden kann .  (Sbg) 

• Es sind keine positiven Entwicklungen bekannt. (Ktn , W) 
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1 6  Welche Mög l ichke iten sehen Sie f ü r  Verfah rensbesch leun igungen d u rch 
Ände rung im UVP-Verfah ren und a l lenfa l ls du rch Änderung des UVP-G? 

Zur Verfahrensbeschleunigung allgemein: 
• Schaffung e ines einheit l ichen Verfahrensrechts; (Sbg) 
• Vereinfachung der Ladung zu Verhandlungen; (NÖ) 
• Vereinfachung der Bescheidzuste l lung im sogenannten Massenverfahren; (NÖ) 
• Das Vorverfahren ist bei ausreichender Öffentlichkeitsarbeit durch den Projektwerber  entbehrl ich 

und könnte daher wesentlich eingeschränkt werden bzw. ersatzlos entfal len .  (BMWV) 
• Erste l lung der Projektunterlagen sol lte nur durch bestimmte autorisierte Fachstel len erfolgen. 

(Wien) 
• Schaffung einer gemeinsamen Vertretung für gleichartige Umweltinteressen je G rad der behaup­

teten BeeinträChtig ung (z.B .  für 6 Umweltmedien leicht, mitte l ,  schwer = 6 x 3 = 1 8  Vertreter für  
z .B.  tausende Parteien) .  (Ti rol) 

' 0 _  • 

Zur ParteisteIlung 
• Einheitl iche Regelung der ParteisteI lung für UVP-Verfahren ; (Sbg) 
• Schaffung einer einheitl ichen Definition der Parteiste I lung; (Tiro l )  
• Einschränkung der ParteiensteI lung.  (Sbg) 

Zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
• Die Öffentlichkeitsbete i l igung sol lte eingeschränkt werden .  (Sbg) 
• Vor der Bestel lung der Sachverständigen ist zunächst die vorläufige Sachverständigenliste mit der 

UVE aufzulegen. Nach Abschluß der öffentl ichen Auflage sind einzelne Stel len (Bürgerinitiativen,  
mitwirkende Behörden und Umweltanwalt) abermals zu befragen. Diese Doppe lgleisigkeit scheint 
entbehrlich. (BMWV) 

• Die Übermitt lung der Zusammenfassung des Umweltverträgl ichkeitsgutachtens an "sonstige Be­
teiligte" gemäß § 1 3  Abs. 3 UVP-G veru rsacht einen immensen Verwaltungsaufwand , der ange­
sichts der öffentlichen Auflage von Umweltverträg l ichkeitsgutachten und der Zusammenfassung 
entbehrlich erscheint. (BMWV) 

Verhältnis UVP-RL - U VP-G 
• Das derzeit geltende UVP-G ist so gut wie nicht bzw. kaum administrierbar und müßte durch eine 

Novelle ein schlankes und effizientes, den EU-Mindestanforderungen genügendes, (Verfahrens-) 
Gesetz geschaffen werden. (Ktn) 

• Das UVP-G sollte weitestgehend an die UVP-Richtl inie angeglichen werden .  (Stmk) 

Zur UVP-G Novelle: 
• Eine Verfahrensbeschleunigung könnte größtenteils durch die Umsetzung der geplanten Novel le 

des UVP-G vom Dezember 1 997 erreicht werden. (Tirol) 
• Im  Rahmen des Novell ierungsentwurfes zum UVP-G wurden wichtige Schritte zur Verfahrensbe­

schleunigung vorgezeichnet. Wie sich aus der ho. Stel lungnahme zum Novel l ierungsentwurf er­
gibt, reichen diese Schritte nach ho. Ansicht aber nicht aus. Andererseits werden wichtige Be­
standteile des UVP-Verfahrens nicht mit hinreichender Detai l l ierung behandelt (insbesondere er­
scheint das Umweltverträglichkeitsgutachten aufg rund der Zielsetzungen der UVP unverzichtbar) . 
(BMWV) 

1 9  
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UVP-Fragebogen 1 . 1 
.
. 1 997 - 3 1 . 1 2 . 1 9 97 

1 7  Welche Reakt ionen haben S ie  von (potent ie l len)  I nvesto ren wah rgenommen? 

• Weitestgehende Flucht aus der  UVP (Umgehungsanträge) ;  Projektwerber versuchen Projekte 
nach Möglichkeit so zu gestalten ,  daß sie keiner UVP unterliegen . (Stmk, NÖ) 

• Einerseits werden die komplexen Verfahrensvorschriften kritisiert ,  da es hiedurch zu Verzögerun­
gen bei der Genehmigung' der Projekte kommt. . Andererseits wurde auch eingeräumt, daß die 
nach Durchführung des UVP-Verfahrens ausgearbeiteten Projekte wesentlich besser vorbere itet 
sind und daher die nachfolgenden Genehmig ungsve rfahren schnel ler durchgeführt werden kön­
nen . (BMWV) 

• Durch das UVP-Verfahren kommt es zu erheblichen Verteuerungen für die Unternehmen.  
(BM WV) 

• Die I nvestoren beklagen einen zu g roßen Aufwand und die damit im Zusammenhang stehende zu 
lange Verfahrensdauer. (Sbg) 

.- , 

• Es wurden nur negative Reaktionen wahrgenommen.  (Ktn) 
• Es sind keine Reaktionen bekannt. (Wien , Tirol) 

1 8  Welche Reaktionen haben Sie von betroffenen Nachbarn bzw. der Öffentl ichkeit 
wah rgenommen? 

• Es existieren relativ wenig Konflikte, da die kritischen Bereiche von Beginn an abgedeckt sind. 
(Sbg) 

• Die Reaktionen von Bürgerinitiativen und Nachbarn kann insgesamt betrachtet durchaus positiv 
bewertet werden. Dies dürfte einerseits auf die bereits angesprochene Öffentlichkeitsarbeit der 
Projektwerber vor dem Einleiten des UVP-Verfahrens zurückzuführen sein , andererseits auch aui 
das UVP-Verfahren selbst , das eine in sich geschlossene und nachvol lziehbare Aufbereitung der 
Umweltauswirkungen des Vorhabens sicherstel lt. (BMWV) 

• Negative Äußerungen zur UVP werden durchwegs darauf zurückzuführen, daß das UVP­
Verfahren im Rahmen des Trassenverordnungsverfahrens n icht als erster Schritt betrachtet wur­
de , dem nach Ausarbeitung der Projektunterlagen noch andere Genehmigungsverfahren folgen 
werden ,  sondern davon ausgegangen wurde, daß dieses Verfahren bereits den Abschluß der Ge­
nehmigungsverfahren darstel len würde.(BMWV) 

• Im  Vorverfahren wird die Öffentlichkeit unnötig "aufgescheucht" und verwirrt, im eigentlichen G e­
nehmigungsverfahren gehen die Rechte der Öffentlichkeit zu weit. Eine z .B.  1 5  km von einem be­
absichtigten Anlagenstandort konstituierte Bürgerinitiative besitzt mehr (Partei-) Rechte als der 
unmittelbar anrainende Nachbar - das versteht n iemand. Dementsprechend sind die Reaktionen 
der betroffenen Nachbarn bzw. der Öffentl ichkeit. (Ktn) 

• Teile der Öffentl ichkeit sehen in UVP scheinbar ein Allheilmittel für den Schutz der Umwelt. (Ti rol) 
• Es wurden weitestgehend ablehnende Reaktionen wahrgenommen. (Stm) 
• Es sind keine Reaktionen bekannt. (Wien) 

20 
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UVP Fragebogen ( 1 . 1 . 1 997 - 3 1 . 1 2 . 1 997) 

In d e n  A n h ä n gen zum UVP-Fragebogen wurden zu fo l genden Ziffern bzw. Para g rap hen P rojekta n g aben 

ü berm itte lt :  

UVP-Verfahren 
, 

I nst i tut ion � 
Anhang I 

Bgld. -

Ktn . Z 14 

NO Z 4, Z 16 

OÖ Z 7  

Sbg .  Z 7  

Stmk. Z 14 

Tiro /  Z 5  

V /bg . 

-

Wien Z 7  

BMwA -

BMWV -

§ 24 - UVP-Verfahren 

Anhang 1 1  
-

-

-

-

-

-

-

-

-

§ 24 Abs. 1 Z 1 l iLa,  b ,  c sub . I iLaa 

§ 24 Abs. 1 Z 2 f 

B ürgerbetei l igu ngsverfahren 

Anhang 1 1 1  
-

-

Z 1 a 

Z 1 a 

Z 4 a  
-

-

-
.. 

-

§ 30 Abs. 2 

§ 30 Abs .  3 
- -_.-
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UMWELTRAT 

EMPFEHLUNGEN 

DE S UMWELTRATE S 

ZU MASSENVERFAHREN 

B E I L A G E 4 
2 1 . S ept ember 1 9 9 5  

Z i e l  i s t  e l ne E r l e i cht e rung der Dur chführung von Ve rwa l tungs ­

v e r f ahren m i t  einer großen ?�zah 1  von Par t e i en und Bet e i l i g ­

t en ( Massenverfahren ) . 

D i e  stetige Erwe i t erung des ges et z l i chen Part e i enkr e i s e s  l n  

Verwal tungsver f ahren und das ver s t ärkte Interesse B e t ro f f ener 

a n  Genehmigungsver f ahren von ?�l agen , ha t zum Phänomen de s 

Mas s enver f ahrens ge führ t . Die Behörden , sow i e  Betreiber und 

P a r t eien für chten , daß eine ordnungsgemäße und e f f i z i ente 

Abwicklung au f Bas i s  des geltenden Ver f ahren s r echt n i ch t  mehr 

mögl i ch i s t . Probl eme schaf fen vor al lem der große Part e i en ­

kre i s , d i e  persönl i chen Zustel lungen ( Ladung , Bescheid usw . ) ,  

d i e  Durchführung von mündl ichen Verhandlungen mi t e iner gro ­

ß e n  ?�zahl von Par t e i en und Be t e i l igten , d i e  t a t säch l i ch 

a n f a l lenden Verfahrensko s t en . 

E i n e  ordnungs gemäße Abwicklung von Mass enver fahren e r fordert 

n eben verf ahrenst e c hn i s c hen Änderungen i m  Vorf e ld klare in­

h a l t l i che P o l i t ikz i e l s e t zungen . 

D i e  Empfehlungen bas i eren auf den Ergebni s s en einer D i s ku s s i ­

o n  des Umwel trat es am 2 .  Mai 1 9 9 5  m i t  Vertret ern/ innen von 

Bürgerini t i a t iven , Behörden und Betre ibern zum Thema Mas sen­

verf ahren . 

Das  Papier i s t  geg l i edert ln Fes t s t e l lungen des Umwe l t r a t e s  

z um Bereich des Vor f eldes von Ma s s enver f ahren und i n  Fe s t ­

s t e l lungen zu Mas s enverfahren . 
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1 .  Grund s ä t z l i che s zum Vo r f e l d  von Ve r f ah r e n  m i t  e i ner großen 

An z ah l  von P a r t e i en und B e t e i l i gt en ( Ma s s e nve r f ahren ) 

V i e l f ach ent s t ehen Probl eme in Genehmi gung sver f ahren , wei l  im 

Vorf e l d  keine oder n i cht ausgewogene Pl anung s - oder Programm­

ent scheidungen getro f f en werden . Grunds a t z en t s che idungen und 

P lanungen s ind daher ver s t ärkt e inzu führen und Umwe l t schu t z  

muß dabe i zum integrier ten Be s t andt e i l  v o n  programma t i s chen 

Vorarbe i t en , Planungen und Grunds a t z en t s c h e i dungen werden . 

I nsbesondere wären da für er forder l i c h : 

* klare Pr ior i t ä t en und Vorgaben bere i t s  i n  den G e s e t z en und 

aus führenden P l änen sowie für di e .�u f gaben , die von der 

ö f f en t l i chen Daseinsvorsorge g e l ö s t  werden s o l l en 

Prü fung der Umwel t auswirkungen a u f  der Ebene von Plänen 

und Programmen ( Konzept -lNP ) m i t Öf f ent l i chkei t sbete i l i ­

gung 

Es wird emp fohlen , geeignete Grundl agen z u r  Klärung und Fe s t ­

l egung von Priori t ä t en und Vorgaben i n- den e i n z e lnen umwel t ­

r e l evan t en S ektoren zu scha f f en , d a  sons e d i e s e  Fragen i n  das 

e i gent l i che Ver f ahren verlagert werden . D i e s e  sind unter 

B e te i l i gung der Ö f f ent l i chkei t  f e s t zu l egen . E r s t  nach der 

verbind l i chen Fes t l egung der ent sprechenden Prior i t ä t en kön­

nen e f f i z i ente Bedar f sprü fungen und S t andortverg l e i che durch­

ge führt werden . Ökobi l anzen sol len vers tärkt zum Einsat z 

kommen . 
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2 .  Emp f eh l ungen d e s  Umwe l t r at e s  

e in e r  großen An z ah l  von 

( Ma s s enve r f ahren ) 

zu Ve rwa l tung s ve r f ahren m i t  

P a r t e i en und B e t e i l i gt en 

Der Umwel t ra t  spr i cht s i ch grundsät z l i ch für e l n  e f f i z i en t e s  

und kos t engünst ig e s  Ve rwa l tungsver fahren a u s  u n t e r  Wahrung 

e r r e ichter Rech t s s chu t z s t andards und ohne E ins chränkung der 

bes tehenden Par t e i ens t e l l ungen . 

Der Umwel trat s t e l l t  zu f o lgenden Problemberei chen f e s t : 

P ar t e i enbe gr i f f / P art e i en s t e l lung : 

D i e  Fes t l egung des Par t e i enkr e i s e s  so l l t e  we i t erhin durch d i e  

Mat e r i enge s e t z e  erfolgen , insbesondere sol len d i e  Kri t e r i en 

für Nachbarn , wi e Betro f f enhe i t  und Ge sundhe i t s g e f ährdung , 

b e s t ehen b l eiben . Wünschenswert wären j edoch e i nhe i t l i che 

B e s t immungen für den Erwerb d e r  Part e i s t e I lung z .  B .  durch 

E rhebung s chri f t l i cher E i nwendungen vor der münd l i chen Ver ­

handlung . Überlegenswert i s t , i nwiewe i t  eine Par t e i s t e I lung 

f ür Bürgeri n i t i a t iven und Geme i nden durch Intere s s ensbünde ­

lung Mas s enver fahren er l e i chtern könnt e .  

Zu s t e l lungen : 

Ange s trebt werden sol l t en ver f ahrensökonomi s che B e s t immungen , 

d i e  d i e  Ve rwendung mo derner Mas s enkommunikat i ons - und Büroau ­

t omat i s at i onsmit t e l  ermögl i chen und d i e  admini s t rat ive B e l a ­

s tungen der Behörde verr lngern . Z u  prü fen i s t e twa , e lne 

Zus t e l lung des Bes cheidspruches in Form einer ind ividue l len 

Benachr i ch t igung über den Spru c h i nhal t oder die Kundmachung 

über eine Z e i tung mi t Recht auf Zus t e l lung innerha l b  e iner 

b e s t immt en Fri s t . In ei nem s o l chen Fal le sol l t e  die Recht s ­

m i t t e l f r i s t  verlängert werden . Im Zus a��enhang mi t individu ­

e l l en Abwe s enhe i t en sol l t e  d i e  E i nräumung von individu e l len 

Recht smi t t e l f r i s t en überl egt werden . 
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B e ru fun g s f r i s t : 

Im Hinbl i ck au f die  Komp l exi t ät 

Harmoni s i erung von Beru fungs f r i s t en 

der Sachverhal t e  

( vg 1 .  Z PO , BAO ) 

und d i e  

s o l l  di e 

Beru fung s f r i s t  au f minde s t ens v i e r  Wo chen ver l ängert werden . 

S a chver s t än d i ge : 

A l s  vert rauensbi ldende Maßnahme s o l l en d i e  B e hörden den Par ­

t e i en vor der Bes t e l lung von Sachvers tändigen f rühz e i t ig d i e  

Mögl i chke i t  zur S t e l lungnahme zu d e n  beabs i ch t i g t en Gutach­

t ern einräumen . Gene r e l l  sol l t e  d i e  Heranz i ehung von externen 

S achvers t ändigen er leichtert werden . We i t ers s o l l t en während 

d e r  mündl ic hen Verhandlung , Fragen der Par t e i e n  und Betei l i g ­

t en direkt a n  den Sachvers tändi gen zugelas sen werden . 

Vorbere i t un g  und Abwi cklung der mündl i chen Verhandlung : 

E s  sol l t en klare Vorgaben au fge s t e l l t  werden , wel che Unt er l a ­

gen der Behörde vom Antrags t e l l er übermi t t e l t  werden müs s en , 

um eine rasche Behandlung des An t rags zu ermög l i chen . I n  

d i e sem Zus ammenhang sol l t en der Behörde mehr Zurückwe i sung s ­

mögl i chke i t en bei unzurei chenden Unt e r l agen e i ngeräumt wer ­

den . 

Zur Ent l a s t ung und zur bes s ern Vorber e i t ung der mündl i chen 

Verhandlung sol l t e , Wl e bei der UVP , der mündl i chen Verhand­

l ung eine ö f f ent l i che Anhörung vorgeschal t et  werden . In e i nem 

s o l chen F a l le wäre d i e Verhandlungs führung im S inne des Mode ­

r a t i onspri n z ip aus zuüben , bzw . wären ext erne Moderatoren 

b e i zuz iehen . 

Notwendi g  s ind wei t ers be ss ere Rege lungen zur Verhandlung sab­

w i cklung . E s  s o l l t e  eirre- Ver fahren s g l i ederung in Abschn i t t en 

mög l ich s e i n  im S i nne einer S t ra f fung und Ver e i nhe i t l ichung 

d e r  mündl i chen Verhand lung ( z . B .  Zusammen f a s sung g l e ichge­

r i chteter oder ähnl i cher Einwendungen , E int ragung in Unter­

s chr i f tenl i s t en ) . 
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Emp f oh l en w i �d d i e  Vor l age der e r f o�der l i chen Un t er lagen , 

i n s be sondere der vorläu f i g e n  Gut a c ht en sowi e der s chr i ft l i ­

chen E inwendungen , spä t e s t en s  e ine Wo che vor Verhandlungsbe ­

g l nn ,  bei g l e i ch z e i t i g e r  Vorve r l e gung der Kundma chung , um 

e lne be s s e r e  Vorbe r e i tung und Durch füh�ung der münd l i chen 

Verhandlung zu ermög l i chen . 

Verf ahrensbeschleunigend wär en e f f i z i ent e  Rege lungen zur 

K l ä rung und Überwachung von Vertretung sbe fugn i s s en , 

Übergabe e iner L i s t e  zu Verhandl un g s beginn . 

z . B .  

Das Ve r l e s en der Verhand l ungs s chr i f t so l l t e  aus E f f i z i enz ­

g ründen ge s t r i chen werden und dafür andere Maßnahmen , Wl e 

Aus fo l gung e iner Kop i e  oder Au f l a g e  mit E inspruchsmög l i chke i t  

g eprü f t  werden . 

Kos t en :  

D i e  Kos t en der Mas s enve r f ahren s ind hoch . D i e Kos t enent ­

wi cklung und Ko s t entragung e r forde rn eine .'\us e inander s e t zung . 

S i e  wären i n  einer Re form zu behande ln . 

wien , am 

Jnef� zt� �er Vors i t z ende � 
ARTHOLD 
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B E I L A G E  5 

1 7 . Jänner 1 9 9 6  

EMPFEHLUNGEN 

DES UMWELTRATES 

ZUR SCHAFFUNG EINES EINHEITLICHEN UMWELTANLAGENRECHTS 

Das ö s t er re i ch i s che Anl agenrecht we i s t  e ine hohe s Maß an Z e r ­

sp l i t terung a u f . D i e s  füh r t  z u  e iner unübe r s i c h t l i chen und 

s chwi e r i g en Rech t s l age . D i e  Fo lgen s ind l ange G enehmi gungs ­

ver f ahren , mehrere Ver f ahren für e i ne An l age , e i n  beträcht l i ­

cher K o s t enau f wand f ü r  d i e  Behörden s owie B e t r e i be r . Ein we i ­

t e r e r  Kri t i kp unkt i s t  d i e  mangelha f te Kon t ro l l e  bei bere i t s  

be s t ehenden Anl agen . D i e  Entwicklungen des G eme i n s cha f t s ­

r e c h t s  ( R i ch t l i n i envor s ch l ag über d i e  integ r i e r t e  Verme i dung 

und Verminderung der Umwe l tver s c hmu t z ung I PC - RL , UVP­

Anderungs r i c h t l inie ) ve r l angen eben f a l l s  e ine Neus t ruktur i e ­

rung der ö s t e r r e i chi s chen Rechts l age . 

D i e  Emp f eh l ungen de s Umwe l tr a t e s  bas ieren au f der S t u d i e  

" Ei nhe i t l i ch e s  Umwe l t an l agenrecht " von Univ . - A s s . Dr . Chr i ­

s t oph Grabenwarter , Uni v . -As s . Dr . Georg L i enbacher , Un iv . ­

Pro f . Dr . B ernhard Ras chauer . Dem Par l ament l i e g t  d i e  S t ud i e  

au f grund e in e r  Ent s ch l i eßung des Na t i ona l ra t e s  vom Sep temb e r  

1 9 9 3  ( E  1 2 1 NR / XVI I I . GP )  vor , die z u s ammen mi t den EU­

r e c h t l i c hen Anpas sung s e r f orderni s s en a l s  Ausgangspunkt f ür 

e i ne umf a s s ende F� l agenreeh t s r e f orm genommen werden s o l l t e . 

Der Umwe l t r a t  f orde r t  daher eine Harmoni s i erung und Vere in­

he i t l i chung des Anl agenrecht s au f be s tmög l i chem mater i e l l ­

r e c h t l i chen und ve r f ahrens recht l i chen Niveau mi t f o l genden 

Prämi s s en : 
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� Ver s ta r k t e  E i n f uhrung von Grunds at z ent s che i dungen und P l a ­

nungen lm Vo r f e l d  m i  t Überprü fung der ümwe l t a u s w i rkungen 

unter Be t e i l i gung der Ö f f en t l i chke i t  ( Ko r: z ep t - LNP ) 

* Z u s ammen führung und Ve r e inhe i t l i chung der d e r z e i t  unabhan ­

g i g  vone i nander l au f enden Genehmi gung sve r f ahren dur c h  Ent ­

s c heidungskonzentration ( inkl u s i  ve Re f ormen d e r  B ehörden ­

s truktur ) mi t der Mög l i chke i t  zur Umwe l tmedi en übe rgre i f en­

den Prü f un g  der Umwe l tauswirkungen e ines Vorhab e n s  

* Vere i nhe i t l i chung d e r  mat erie l l en Genehmi gungs kr i t e r i en f ü r  

g l e i che K a t egorien von Anl agen 

* Entbürokr at i s i erung und B e s c h l eun i gung von V e r f ahren durch 

Abstufung de s Verf ahrens aufwands ( z . B .  nach J...n l a gengröße , 

Umwe l tre l evan z u . a . ) 

* Verbe s s er t e s  Verfahrensmanagement z ur B e s c h l e u n i gung von 

Ver f ahren und Verbes s erung der Kommun ikat i on zwi s ch e n  s amt ­

l i c hen B e t e i l igten 

* Erle i cht e rung der Abwi cklung von Verf ahren mi t e in e r  

Vi e l z ahl von Bete i l ig ten 

* Verbe s s erung der Kontrol l e  be s tehender .� l agen , z . B .  durch 

E i nräumung von Rechten der Nachbarn z ur Wahrung i hrer 

S c hu t z an sp rüche . 

Der Umwel t rat fordert eine mögli chst ras che Umse t zung eine s 

" Ei nhe i t l i chen Umwe ltanl agenrechts " . B i s  zur Rea l i s i e rung 

s o l l t e  kur z f ri s t i g  durch e ine ent sprechende AVG-Nove l l ierung 

die S i tuat i on bei Mas s eriverf ahren ent s chär ft we rden ( s i ehe 

Emp f ehlungen de s Umwe ltrat e s  zu Mas s enve rf ahren vom 2 1 . Sep­

t ember 1 9 9 5 ) . 

y� �:'--:f ß -/, r J /� ! L-c' �q/ 
t ../ Der o r s i t z ende ! 

)'l.RTHOLD 
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UW�ELTRAT 

PROTOKOLL 

D I SKUS S I ON 
ZUM THEMA MASSENVE RFAHREN 

2 .  MAI 1 9 9 5  

B E I L A G E 6 

Am 2 .  Ma i 1 9 9 5  f and im Par lament e ine D i s ku s s ion des Umwe l t ­

r a t e s  zum Thema u Ma s s enve r f ahren " s t at t . Da zu wurden f o lgende 

Vertret e r  v on Behörden , Bürge r i n i t ia t iven und Betre ibern e i n ­

g e l aden , um m i t  i hnen die derz e i t  be i Mas senve r f ahren au f t r e ­

t enden Probl eme und Lösungsmögl i c hke i t en z u  d i sku t i eren : 

Bürger i ni t i a t iven : RA Dr . Va na , RAAW i n  Dr . F r i s chenschlager 

. B ehörden : Dr . Sel tner ( OÖ ) , Mag . Scheur inger ( NÖ )  

B e t re iber : Dr . Haas ( ASA ) , DI S t empkowski ( HL - AG )  

Vertreter / in von Bürgerinit iat iven : 

Zunächs t be r i ch t e t e  Dr . Fri schen s c h l ager a l s  Vertreterin von 

Bürger ini t i a t iven von ihren E r f ahrungen m i t  Ver f ahren im Ab­

f a l lbere i c h . Nach ihrer Ans i cht s o l l t e  vor dem e i gent l i chen 

Ver fahren d i e  rel evan ten Vor f ragen geklärt werden , insbeson ­

dere eine B edar f sprü fung und e i n  S t andor t  verg l e ich durch­

g e führt werden ( d . h .  es sol l t e  vor a l l em geklärt werden , ob 

e ine An lage überhaupt benö t i g t  wird und d i e  S t andor t f rage 

g eklärt werden ) . Dadurch könnt e  das Ver f ahren selbst we sent ­

l i ch e f f i z i enter abgewi cke l t  werden . 

S i e erkl ä r t e  an e inigen Be i sp i e l en ( doppe l t e  Aktenf ührung , 

Verwe i gerung von F ragen an Sachver s t ändige durch den Vor ­

s i t z enden e t c . ) ,  w i e  d i e  - verme i n t l i che oder tat säch l i che -

B enacht e i l i gung der Na��barn zum Mißt rauen gegenüber der 

B ehörde führe und damit zur B i l dung von Bürgerini t i a t iven 

( Druck der Mass e ) . Ein Mi t t e l , s i ch gegen Benacht e i l igungen 

zur Wehr zu s e t z en , s e i  das Aus nü t z en von Forma l i smen ( z B .  

Verl esen d e r  Verhandlung s s chr i f t )  . 
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B ehörden wü rden B e s c he i d e  o f t  vor Fe i er t a g e n  z u s t e l l en . Dr . 

F r i schensch lager f or de r t e  daher e ine Ver l a n g e ru ng d e r  Be ­

r u fung s f r i s t . E i ne we i t er e  Forderung , i s t d i e  Mög l i chke i t  der 

S chulung von Verhandlung s l e i t ern für Mass enve r f ahren . 

D r . Fr i s chenschlager spra c h  s i ch dez idi ert gegen e i ne E in ­

s chränkung von Part e i e nr e c h t en aus und führ t e  a l s  G egenbe i ­

s p i e l  den Weg an , den da s UVP - G  geht , ( Mög l i chke i t , s i ch 

außerhal b  d e s  Ver f ahr e n s  z u  i n f ormi eren , E i nbe z i ehung von 

Bürger i n i t i at iven ) und s ch lu g  vor , bei Mas senver f ahren die 1 m  

UVP - G  vorge s ehenen R e g e l un g en z u r  Burgerbe t e i l i gung i n s  AVG 

z u  übernehmen . Jeden f a l l s  dür f e  die in den Mat e r i enge s e t zen 

vorgesehene Part e i s t e l l u ng n i cht e i nges chränkt werden . 

D anach beri ch t e t e  Dr . Vana über se ine E r f a hrunge n  m i t  Bürge r ­

i ni t ia t iven und Anra i ne r g eme inden , bes . im Ve rkehr s bere i ch . 

S e i ner Ans i ch t  nach s o l l t en e r s t  Er fahrungen m i t  dem UVP ­

V e r f ahren g esamme l t  werden , bevor man s i ch an e ine AVG -No ­

v e l l e  wagt . Es i s t  z u  erwar t en ,  daß vi e l e  Probl eme dur c h  das 

UVP -G ent s chär f t  werden . 

Nach Ans i c h t  Dr . Vana s e r f o l gt die Einbindung d e r  Bürger zu 

s pä t  und zu kurz . Er spra c h  in diesem Zus ammenhang auch d i e  

Konz ept - UVP an , v o n  der e r  s i ch we i t ere Vor t e i l e  erho f f t e ,  da 

h i er d i e  Prü fung noch f rüher anset z t  und e ine E i nbi ndung der 

B evöl kerung bere i t s  be i der Grundsat zent s ch e i dung über Vorha ­

ben mög l i c h  i s t . Kumu l a t i v e  oder synergi s t i sche Auswi rkungen 

l i eßen s i c h  in E in z e l pro j e k t en o f t  nicht angeme s s en bewer t en . 

Nach d i e se n  E r f ahrung s be r i chten wurde die D i s ku s s i on m i t  

e iner Kl a r s t e l lung von Dr . Hart ig eröf fnet , e s  s e i  k e i ne s ­

f a l l s  daran gedach t , Par t e i enrechte einzus chränken . E s  gehe 

v i e lmehr darum , n i c ht mehr z e i tg emäße f orma le B e s t i mmungen 

d e s  AVG anz upassen und d i e  modernen Ma s s enkommuni ka t ionsmi t ­

t e l  zur Ent l a s tung der Behörden e inzuset z en . 
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D r . F r i s c he n s ch l ag e r  sah auch b e i  f orma l e n  �,derungen P r ob l e ­

me , z B . be i d e r  Z u s t e l l ung bzw . V e r kü n d u n g  von B e s c he i de n  i n  

Z e i t u n g e n : dam i t  e r r e i che man n i c h t  a l l e  P e r s onen , a b  wann 

beg i n n t  d i e  R e c h t s m i t t e l f r i s t  zu l au f en e t c . Der An s c h l a g  au f 

Amt s t a f eln i n  großen Geme i nden s e i  n i c h t  z u f r i eden s t e l l end 

( niemand g e h t  h i n , zu viele Ta f e ln ) . Dr . Vana und Dr . Frisch­

enschl ager ' sahen bei · der Zus t e l lung Kompr omißmög l i chke i t en . 

Dr . Hart i g  f ra g t e  d i e  Vert reter der Bürg e r ini t i a t iven nach 

i hre S i ch t  d e s  Part e i enbegr i f f e� . E ine Vere i nhe i t l i chung des 

Parte i begr i f f e s  von der mater i e l l en S e i t e  s e l  laut Dr . Vana 

unmög l i ch , aber e inhe i t l i che Bes t immungen für den Erwerb der 

Part e i s t e i lung wären wünschenswe r t . 

Zum I n forma t i o nsbedür fni s der Bevö l ke rung und zum geeigneten 

Z e i tpunkt , d i e  ö f f ent l iche Disku s s i on über ein Vorhaben zu 

e rö f fnen , g ab es unterschiedl i ch e  Ans i cht en . Dr . Schaden be ­

r i cht et e ,  daß s ich se iner Er fahrung nach d i e  Öf f ent l ichkei t  

auch nach e i ne r  D i s kuss ion o f t  n i cht genügend informiert 

f ühl t . Al s Bei sp i e l  für eine frühze i t i ge pol i t i sche D i s ­

kus s io n  über e in Vorhaben führ t e  e r  den S emmering - Bas i s ­

Tunnel an . Dr . Vana meinte dazu , d i e  D i sku s s ion dazu sei erst 

� der j ur i s t i schen Ent scheidung ( Veror dnung gern . § 1 r�G 

aus dem Jahr 1 9 8 8 ) eröf fnet worden . 

Dr . Har t i g  wo l l t e wis sen , ob ans c h l i eßend an e l ne Konzept -UVP 

e ine Pro j e k t -UVP durchgeführ t werden muß . Dr . Vana meinte , 

beide UVP s  e r gänzen einander . 

Am B e i spi e l  Semme r i ng - Basis -Tunnel z e i g t  s i ch auch der " Nach­

t e i l " e i ner Konzep t -UVP : hier w i r d  e i n  Ge samtkonzept geprü f t  

und n i cht e i n  E i n z e lvorhaben . 

Dr . Haas ( ASA ) Wles au� Model le z u r  Ver f ahrensvere infachung 

i n  Deu t s c h l and ( BI SchG ) hin ; d i e s e  könn t e  man vor Ort recher­

c h i e ren . S e i ne r  Ans i cht nach f ehl t e i ne s innvol l e  De f ini t ion 

von Anr a i n e rn und Betro f f enen ; d i e  S t e l lung sol l t e  unter ­

s chi edl i c h  s e i n . I n  Deut schland g ebe e s  h i er d i e  B e s t immungen 
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der TA - Lu f t  ( 5 0 f a c h e  Rau c h f anghöhe ) . Für grenznahe An l agen 

wäre e i ne S onde r l ö sung denkbar . 

Dr . K ö n i g  m e inte z u r  Konz ept - UV P , wenn der Bevö l kerung die 

Bedar f s f r a g e  und d i e  S innha f t igke i t  ei nes Vorhabens p l au s ibel 

g emac h t  werden kann , würde dies v i e l e  Widerstände abbauen . 

Dr . P e t e k  s ah e l n  grundsät z l i ch e s  Probl em im Verwa l tung sver­

f ahren dar i n , daß vorge lagerte Probleme i m  Ver f ahr en n i cht 

g e l ö s t  w e r d en können ( s iehe dazu auch die obigen Au s führungen 

von Dr . F r i s chen s c h l ager l .  D i e  Konz ept -UVP l i egt noch n i cht 

a l s  R i ch t l i n i e  vor , es g ibt bi s dato nur ei nen komm i s s i onsin­

t ernen E ntwur f f ü r  e i ne Richt l i n i e , ein o f f i z i el l er Vorschlag 

w i rd für Herbst 1 9 9 5  e rwar t e t . 

D r . F r i s c h e n s ch l ager w i e s  nochma l s  auf di e Opt imierung der 

Verf ahren h i n . Es müs s e unbedingt zuerst die Bedar f s f rage 

g e k l ä r t  w e rden . W e i te r s  s o l l t e  d i e  Bürgerbe t e i l i gung des 

UVP-G i n s  AVG übernommen werden . Die Bürger ini t ia t i v e n  sol l ­

t en Part e i s t e i lung haben . 

Au f e i n e  F r a g e  Dr . P e t eks me i n t e  Dr . Vana , daß d i e  Z u s t e l lung 

s ekundär s e l ,  d i e  z en trale Frage i s t  die Be s t e l lung der Sach­

ver s t änd i g en . Auc h  h i er so l l e man die UVP - Er f ahrung en abwar ­

t en .  Dr . F r i s chens ch l ager w i e s  au f die Ko s t enfrage im Zusam­

menhang m i t  den S a chvers tändi gen h i n . 

Mag . Kovar w i e s  darau f hin , daß Ma s senverfahren auch e in 

po l i t i s ch e s  I ns t rument s e i en , I nd i katoren für pol i t i s che 

Versäumni s s e . Der E in sa t z  von g e s c hul ten Modera toren könnt e 

zur Verkl e i nerung der Probl eme be i tragen . Jedenf a l l s  s o l l t e  

s i ch e i n  re f ormi e r t e s  AVG k o s t engüns t i g  auswirken . 

Dr . M i t t endor f er e r ku npi g t e  s i ch nach Er f ahrungen m i t  Modera ­

t or e n  und Media t i s i e rung . Dr . F r i s chensch lager ha t t e  dami t 

k e i ne E r f ahrunge n , h i e l t  d i e  Idee der Modera t ion aber für 

d i s ku s s i on swert . Dr . Vana me i n t e  da zu , Modera toren l e i t en 

e ine D i s ku s s i on z w . Bürger ini t i a t iven und Be treibe r n , das 
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H a u p t prob l e m  sei aber d i e  mange lnde G l e i chbere c h t i gung von 

Bürg e r i n i t i a t iven und G eme inden im Ver f ah r e n . Der D i skus ­

s i ons rahmen und die B e s t e l lung der Gu t a c h t e r  s o l l t e  immer 

mög l i ch s t  b a l d  gek l a r t  werden . 

Au f e lne B emerkung von D r . F r i s chenschlager , Bürger ini t i at i ­

v e n  füh l t e n  s ich vom Umwe l tanwa l t  o f t  nicht _ vertret en , kam e s  

z u  e iner kur z en D i s ku s s i on ,  in deren Verl au f  k l arge s t e l l t  

wurde , daß d i e s  ni cht s e ine Auf gabe i s t , da e r  j a  d i e  Inter ­

e s s e n  de s Umwel t schu t z e s  zu ver t r e t en hat . Zur Problema t i k  

d e r  wech s e l nden Sprecher von Bürgerini t ia t iven s ah Dr . F r i ­

s chenschlager kein Problem . 

Au f d i e  Frage von Dr . Medinger , ob eine Bürger ini t i a t ive 

e inen s t r i t t i gen Sachverha lt akzept iere , wenn e i n  S achver ­

s tändiger dazu e i ne pos i t ive Meinung vert r i t t , me i n t e  Dr . 

F r i schen s ch l ager , wenn d a s  Vertrauen zum Sachve r s t ändigen 

i nt ak t  s e i , würden s e ine Aus sage auch akz ept iert werden . 

Der Vorschlag von Dr . Har t ig , Ver fahren para l l e l  zu führen 

( Wa s serrecht , Gewerberecht et c . ) und erst am Schluß wieder 

z u s ammenführen , wurde von Dr . Vana mit dem H inwe i s  au f eine 

v o r zu z i ehende Ver fahr ens konzentrat i on abg e l ehnt . 

Dr . S e l tner w i e s  darau f h i n ,  daß i n  OÖ Vo rarbe i t en für Vor ­

s chläge e iner geset z l i chen Rege lung lm AVG i m  S inne e ines 

e f f i z i en t en und kos tengünst igen Ver f ahren lau fen , ohne Ein­

s chränkung der bes tehenden zentralen Par t e ienrech t e . 

D r . S chwa r z e r  sprach s i ch gegen eln Zurüc k s t e l l en e i ner Re­

f orm der Ma s s enver fahren aus . D i e s e  Reform wäre der zwe i te 

l o g i s che S chri t t  nach dem UVP-G gewesen . 

D i e  Frage d e r  Bedar f sprü fung wurde im Ver lau f  der D i s ku s s ion 

m ehrma l s  a u f g ewor f en . Dr . Hartig meint e ,  d i e  Beda r f sprü fung 

s e l  bei a l l g eme inen ö f f ent l ichen Vorhaben mög l i ch , aber nicht 

b e i  pr ivat en Betre ibe rn . Dr . Fr i schenschlager erwiderte , daß 

b e i  Anl a g en mi t ö f f en t l i chem Int er e s s e  eine Bedar f sprüfung 
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d u rchg e f ühr t werden s o l l e . Dr . Har t i g  sah in der Be �a r f sprü ­

f ung und S t andort suche a l l e i n  keine Lösung f ü r  Kon f l i kt e . Er 

o r t e t e  au ch e ine s t e i gende D i skus s i onsverwe i gerung be i der 

B e v ö l kerung . 

D r . Fr i s chensch l ager s t e l l t e  k l ar , daß e i ne E f f i z i e nz s t e i ­

g e rung n i c h t- au f - Ko s t en- der. Nachbarn gehen _ _  dür f e . 

Vertreter von Behörden : 

D r . S e l tner ( OÖ )  bezog s i c h  in se inen Aus führungen au f drei 

V e r f ahren ( Lenzing mi t c a . 9 5 0 ,  Wel s  m i t  ca . 3 . 5 0 0 , Ransho f e n  

m i t  6 0 . 0 0 0  Ver f ahrenspar t e i en )  und ber i c h t e t e  über d i e  Ver ­

f ahrensprax i s  ( Probl em , g e e igne t e  Räum l i chkei ten z u  f i nden , 

" E ingang s kontro l l e " , po l i z ei l i che Maßnahmen , Au f schau k e l n  von 

Emot ionen b i s  hin zu körper l i che A t t acken gegen Verhandlung s ­

l e i ter u sw . ) .  I m  Ver l au f  der spät eren D i s ku s s i on s t e l l t e  Dr . 

S e l t ner k l a r , daß man s e i ner Eins chät zung nach ab c a . 3 0 0  
Personen von e inem Ma s s enve r f ahren sprechen kann . 

Aus se inen Aus f ührungen ergab s i ch , daß bei derar t i g  großen 

V e r f ahren f ür d i e  Behörde e in außerordent l i ch hoher Au f wand 

a n  Per sona l und Mat er i a l  ( i nkl . EDV- Eins a t z ) , aber a u c h  e i n e  

e rheb l iche emo t i ona l e  Be l a s tung f ü r  a l l e  Betei l i g t e n  e n t s t e ­

hen . Unbe s t r i t t en s e i  j edoch , daß Ko s t ens enkungen und d i e  Be ­

s ch l eunigung des Ver f ahrens nur dort mög l i ch s e i en , wo Par ­

t e i enrechte n i ch t  be s chni t ten werden . We i ters s t ehen d i e  den 

B ehörden an f a l l enden Kos t en in k e i ner Re l a t ion zu den für das 

V e r f ahren vorgesehenen Ko s t ensä t z en . 

D a s  Grundproblem s e l , daß s i ch ln e inem Ver f ahren zwe i S e i t e n  

g egenüber s t ehen , von denen die e ine etwas errei chen u n d  d i e  

a ndere e t w a s  verhindern möchte . E i ne Vorabentsche i du n g  bzw . 

d i e  po l i t i s che Ent sc h e i dung i s t  unbedingt vorher zu t r e f f en . 

A l l erdings i s t  d i e s  dann zu akzep t i eren und so l l te n i c h t  noch 

e inma l im Ver fahren a u f g e ro l l t  werden . 
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Z e i tprobleme gebe e s  auch au f Behördensei t e . Be i sp i e l swe i se 

mü ss en a l l e  Einwendungen , die spätes tens am Tag vor Beg i nn 

der mündl i c hen Verhand lung be i der Behörde e i ngelangt s ind 

oder während der Verhandlung vorgebracht werden , be rü c k s i c h ­

t igt werden . Er könnt e  s i ch vorstel len , daß d i e  E inwendungen 

und Anträge s chr i f t l i ch spätes tens e ine Woche vor Beg i nn der 

mündl ichen Verhandlung � i ngebrach� werden mü ss en und da für 

der Z e itpunkt der Kundmachung vorverlegt wird . 

D i e  Klärung und Überprüfung von Vertre tungsbe fugni s s en ( Be i ­

spiel : e i n  Recht sa nwa l t  gibt an , 5 0 0  Personen zu v e r t r e t en )  

l n  e i ner Verhandlung seien o f t  sehr z e i t r aubend ; Rec h t s anwäl ­

t e  könn t en z u  Verhand lungsbeginn auch e i n e  L i s t e  übergeben . 

Das Ver l e s e n  der Verhandlungsschri ft  so l l t e  gestT i c h e n  werden 

( di e s  führt nur zu Ver zögerungen ) .  

E i n  Problem s t e l l t  da s F inden e ines gee i gn e t en Verhand lungs­

raumes dar . Prinz i pi e l l  kann übera l l  verhandel t  werden , wenn 

aber e i n  Lokalauge ns c hein s tattzuf inden hat , s ind o rgani sa­

t or i s che Maßnahmen für den Transfer zu tre f f en .  Eine wei tere 

S chwi erigke i t  bes t eht auch dar i n , abzus chät z en , w i ev i e l e  Per ­

sonen t a t s ä chl ich z u  e i ner Verhandlung kommen ( z . B .  We l s : 

3 5 0 0  Personen wurden ver s tändig t ,  2 0 0 erschienen z u r  Verhand ­

lung ) . D i e  Unmi t t el barke i t  des Ver fahrens muß gewähr l e i stet 

s e in . Gutachten s o l l t en zum Zei tpunkt der Kundmac hung der 

Verhandlung e insehbar gemacht werden ( au f g e l egt werden ) , wenn 

d i e s  mög l i ch i s t . 

Zur Frage der Zus t e l lung ( von Bescheiden , Kundmachunge n ) 

brachte Dr . S e ltner e in Bei spiel ( Ransho f en ) :  e i n  s o l cher 

Bescheid inkl . Verhandlung s s chr i f t  würde bis zu 65 kg wi egen 

und müßte a l s  RsB an 6 0 . 0 0 0  Ver fahrenspart e i en zuge s t e l l t  

werden ( be i  Paket e n  über 2 0  kg i s t  die Po s t  al l e r d i n g s  nicht 

mehr zur Zu s t e l lung ve��! l i cht e t ) . 

Einsparungen ( Verhand lung s s chri ft nicht be i l egen , druckt ech­

n i s che Maßnahmen , Fam i l i enzustel lung ) müs sen übe r l e g t  werden , 

tro t z dem wäre irgendwann d i e  Grenze des Machbaren e r r e i cht . 
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Man könn t e  auch den Spruch publ i z i eren und z u s t e l l en , den 

R e s t  ö f f ent l i ch zugäng l i ch machen . Eine Mög l i chke i t  wäre d i e  

Z u s t e l lung e i ner Kundma chung mi t Pos twur f s endung . 

Mag . Scheur i nger ( NÖ )  ergänz t e  zu den Aus führungen se ines 

Vorredn e rs ,  daß der Organ i s a t i onsau fwand be i Ma s s enve r f ahren 

ü be rhand nehme . Er f order t e , daß d i e  Pro j ektun t e r l agen e ine 

a l l geme i nve r s t ändl i c h e  Zu s ammen f a s sung entha l t en so l l t en . 

W e s ent l i che Te i le der Gut a chten s o l l ten vor Beg inn der münd ­

l i chen Verhandlung s c hr i f t l i ch vor l i egen , da Bürger d i e s e  

G u t achten haben wol l en , u m  Gegenexpert i sen e inho l en zu können 

( di e  Gut achten können a l l erding s zu d i e sem Z e i tpunk t nur vor ­

l äu f i g e  s e i n ) . Er verw i e s  au f den hohen Ver f ahrensaufwand in 

G roßver f ahren : Für e i nen 7 0 0 - S e i t e n  Bescheid s e i en 3 0 0  S tun­

d e n  j u r i s t i s che Arbe i t  und 4 0 0  S tunden Sc hreibarbe i t  e r f or ­

d er l i ch . 

D i e  münd l i che Verhan d l ung s o l l t e  s i ch in Ri chtung Anhörung 

e ntwi c k e ln . D i e  Verhandlungs f üh rung könn t e  im S i nne des Mo ­

d e r a t i onspr inz ips aus g eübt werden , d . h .  der Verhandungs l e i te r  

i st g l e i chz e i t i g  Mode r a t o r , das AVG s o l l t e  i m  Hintergrund 

s t ehen . Auch Mag . Scheu r i ng e r  u n t e r s tü t z t e  d i e  Forderung nach 

V e r l ängerung der Rech t smi t t e l f r i s t  ( Recht s s chu t z ) . 

D r . Vana war dem Vor s ch l ag , s c hr i f t l i che Einwendung en zu 

e i nem b e s t immt en Term i n  vor der Verhandlung einzubr ingen , 

n i ch t  abgene i g t , wenn d i e  Kundrnachung s f r i s t  ver l ängert w i rd 

u n d  d i e  Gut acht en bei der Kundrnachung ber e i t s  vo l l s t ändig 

v o r l i eg e n . S t a t t  der Ver l e sung der Verhand lung s s chr i f t  könn t e  

e r  s i ch d i e  Aus f o l gung e i n e r  Kop i e  der Ve rhandlung s s chr i f t  

v or s t e l l en . 

Z u  den Probl emen der Behörden m i t  der Zu s t el lung me inte Dr . 

Vana , d i e s  s e i  kein neugs Probl em , wenn er auch kon z ed i er t e , 

d a ß  e s  manchma l schwer s e i , da d i e  S c hw i e r i gke i t en im De t a i l  

l i egen . D a s  z entra l e  Problem s e i  d i e  Frage der Gut acht e rbe ­

s t e l lung und d i e  F inanz i erung der Gegengu tach t en ( er führ t e  

e in Be i sp i e l  an , wo d i e  HL - AG S achve r s t ändi ge f ü r  die Bürger 

b ezahl t hat - bei f r e i er Au swah l der Gutach t er ) . 
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D r . F r i s c h e n s c h l a g e r  bedaue r t e , daß G u t a c h t en i n  de r P r ax i s  

s e l t en vo r d e r  Ve r h a n d l ung f er t i g  s i nd ( i m U n t e r s c h i ed z u  

G e r i c h t sve r f ah r e n ) ,  man h a t  dann kaum g e n ü g end Vorber e i t ung s ­

z e i t , wenn man i n  d e r  Verhandlung d a z u  F r ag e n  s t e l l en möcht e .  

D i e  Mög l i ch ke i t  d e r  E i nwendung s o l l t e g e g eben s e i n , s o l ange 

d a s  Pro j ekt geände r t ' werden kann : 

D i e  Behörde s o l l t e  l au t  Dr . S e l tner erst dann hande l n , wenn 

d i e  Pro j ekt uner l ag en s o  vorl i egen , W l e  g ebaut werden s ol l . 

A l lerdings muß d i e  B e hörde der z e i t  be i j edem Antrag t ä t i g  

werden . We i t e r s  s t e l l t  s i ch d i e  Frage , wa s m i t  den ber e i t s  

übermi t t e l t en E i nw e ndungen ges chehen so l l , wenn das Proj ekt 

g eändert wi rd ( bl e iben d i e  a l ten E i nwendu ngen übr i g , können 

neue vorgebracht werden . . .  ) . 

Mag . S cheur inger me i n t e  auch , d i e  münd l iche Verhand lung 

s ch e i n t  v er z i chtbar zu s e in , wenn sämt l i che erforde r l i che 

S chr i t t e  au f schr i f t l i cher Ebene s t a t t f inden . Die Ent ­

s ch e i dung w i rd ohn e h i n  n i cht in der Verhandl ung g e f äl l t . B e i  

Ver f ahren m i t  münd l i c hen Verhand lungen können ke ine f ixen 

T ermine e i ngeha l t en werden . 

Dr . F r i s chen s c h l a g e r  verwehr te s i ch dagegen , daß d i e  münd l i ­

c h e  Verhandlung abg e s cha f f t werden so l l . Mag . Scheu r inger 

b e t on t e ,  es gehe i hm n i cht darum , d i e  münd l i che Verhandlung 

abzuscha f f e n , es s o l l e  nur d i e  Form d i sku t i ert werden . Au f 

d i e  Frage , wo der Un t er s chied z u  e i ner Anhörung l i e g e , e r ­

l äu t e r t e  Dr . S e l t n e r , d a ß  in der Verhandl ung e ine Ent sche i ­

dung g e f ordert w i r d , d i e  Par t e i en möchten Recht bekommen . Das 

i s t  aber n i cht der S i nn der Verhand l ung . Be i e iner Anhörung 

g ehen d i e  P ar t e i en m i t  anderen Erwar tung an d i e  Sache heran . 

Z i e l  d e r  Anhörung i s t  d i e  kons t ru k t ive Mi tarbe it a l l er Bet e i ­

l i g t en . D e r  Druc k  muß von der münd l i chen Verhand lung g enommen 

w e r den . 

B e i de Behördenve r t r e t er st immten übere i n , daß vers c h i e dene 

Mode l l e  denkbar s e i en ( z B .  nur e i n  Termin oder d i e  Anhörung 

III-171 der Beilagen und Zu III-171 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)92 von 106

www.parlament.gv.at



- 1 0  -

z u r  E n t l a s t un g  d e r  mün d l i chen V e r ha n d l u ng ) .  Auc h  da s UVP ­

Mode l l  wäre d en kba r . 

D r . Meyer wo l l t e  w i s s en ,  we lche Ko s t e n  n a c h  AVG dem B e t r e i be r  

übe r t ragen werden können . Dr . S e l t ner f ühr t e  Komm i s s i o n s g e ­

bühren f ü r  ö f f ent l i che Verhandl ungen , Tar i fpo s t  und Baraus l a ­

g e n  ( zB �  �ür· Sachver s t ändige ) an �· D i e  Mög l i chke i t  der Übe r ­

w ä l z u ng we i t erer Ko s t en ( z B .  S a a lmi e t e , Kop i en ) s e i  f rag l i c h . 

Au f d i e  F r a g e , w i e  unvo l l ständ i g e  Pro j e k t un t e r l agen von den 

B e hörden g ehandhabt werden , me i n t e  Dr . S e l tner , d i e  B ehörde 

müs s e  über j eden Ant r a g  ent sche i den und immer kundmachen , 

a u c h  wenn d e r  Antrag unvo l l st ändi g  i s t . Mag . Scheur inger war 

h ingegen d e r  Ans i cht , der Antrag müs s e  beu r t e i lbar s e i n , dann 

e r s t  w i r d  er kundgema cht . 

Von Dr . S chwarz er wurde ge fragt , wi e o f t  in e inem Ver f ahren 

z u g e s t e l l t  w i r d . Dr . S e l tner re chne t e  dur chschni t t l i ch m i t  

4 - 5 Zus t e l lungen ( Au f f orderung zur Mäng e l sanierung , Kundma ­

c hung der mündl i chen Verhandlun g , Überm i t t lung von Gutachten , 

P a r te i engehör , B e s che i d ) . 

Zum Prob l em der Kl ärung s t r i t t i ger Fragen 1m Vor f e l d  bzw . vor 

d em e i gent l i chen Ver f ahren , d a s  im Ver l a u f d e r  Di s ku s s i on 

i mme r  w i ed e r  ang e s chn i t ten wurde , me i n t en d i e  Behördenvert r e ­

t er ,  d i e  P r o j ektvo rbe r e i tung s e i  a n  und f ü r  s i ch ni cht be ­

h ö rd l i che Au f gabe , d i ene aber der E r l e i ch t erung des Ver f ah ­

r e n s  und d e r  En�sche i dung s f indung . 

Vertreter von Betre ibern : 

A l s  l e t z t e  Gruppe ber i chteten Ver t r e t e r  von Betre iber f i rrnen 

über ihre E r f ahrungen m i t  Mas s e nve r f ahren . Dr . Haas ( AS A )  

s p r a c h  zunächst über d i e  Schwi e r ig ke i t , Pro j ek t e  au f l ängere 

S i ch t  au s z u l egen und durchzu führen , da die der z e i t i g e  Gese l l ­

s cha f t  k e i n e  Kon s ens g e s e l l s cha f t  s e i  und a l l e  Be t ro f f enen 

a l l e  ver f ahrensrecht l i chen Mög l i chke i t en au snü t z en würden . 

D e r  G e s e t z g eber müs s e  Prior i t ä t en s e t z en . Im Ab f a l l bereich 
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i s t  d i e s  de r z e i t  n i c h t  der Fa l l , daher i s t  auch e l n e  B e ­

d a r f s p l anung n i cht mög l i c h . I m  Ver l a u f  der D i s ku s s i on ver ­

s u cht e Dr . S e l tner d i e s e n  Vorwu r f  m i t  dem Argumen t z u  ent ­

kr ä f t en ,  daß e i ne P l a nung s chon deshalb be sonders s c hw i e r i g  

s e i , we i l  s i ch auch d e r  G e s e t z g eber h i er au f Neul and bewege . 

Von e l nem S tandort ever g l e i c h  s o l l e  man s i ch n�ch den E r f ah ­

r unge n  von Dr . Haa s n i ch t  z uv i e l  versprechen . I m  Pinz gau 

wurden 3 0  S tandorte f ür e ine D eponi e  unte rsucht und s ch l uß­

e nd l i ch ke i n  S t ando r t  ausgewäh l t . Er übte auch Kr i t i k  an der 

Umse t z ung d e s  UVP - G . Das G e s e t z  i s t  s e i t  Jul i 1 9 9 4  i n  Kra f t , 

aber e r s t  im Herbs t 1 9 9 5  w i rd e s  e inen Kr i t er i enka t a l og für 

d i e  UVE geben . 

Z u  e i ne r  Ver f ahrensv e re i n f ac hung im AVG meinte Dr . Haa s , daß 

d e swegen di e Vorhaben n i c h t  l e i ch t e r  durchzuführen s e in wer ­

d e n , da ke ine Komprom i ßber e i t s c ha f t  bes t eht . 

D r . Haas sprach auch den häu f i gen Wec h s e l  von Anspre chpart ­

n e r n  i n  Bürge r ini t i a t iven an ( z B .  Z i s t er s do r f  - therm i s che 

Abf a l lverw e rtungsan l ag e  in P l a nung ) , was die Kommun i ka t i on 

n a t ü r l i ch e r schwere . D i e  R e su l t a t e  e l ner UVP würden nach 

s e iner Ans i cht von der Bevö l ke rung n i cht akzep t i ert . 

Auch Dr . Haa s  unter s t ü t z t e  d i e  Forderung nach Ver l ängerung 

d e r  Recht smi t t e l f r i s t  ( au f  m i nd e s t ens 6 Wochen ) . Zum Probl em 

u nvo l l s t änd iger Proj e k t e  me i n t e  e r , man möge doch bedenken , 

daß Vorhaben m i t  einem I nve s t i t ionsvolumen in Mi l l i ardenhöhe 

n i ch t  g l e i c h  komplet t konz i p i e r t  werden können . 

Abs c h l i eßend s t e l l t e  Dr . Haas f e s t , daß n i emand mehr Pro j ek t e  

e inre i chen w i rd , wenn d i e  r echt l i ch e  S i tu a t i on we i t e r h i n  s o  

s chwi e r i g  b l e ibt . 

D I  S t empkow s k i  ( HL - AG ) ber i ch t e t e  über d i e  Ö f f ent l i chke i t sar ­

b e i t  b e i  Hoch l e i s tung s s t r e cken der E i s enbahn . Es gebe mehr ere 

Ebene n , au f denen gearbe i t e t  w i rd ( Gemei ndeebene mi t Bür ­

g erme i s t er , Grunds t ü c k s e i gen tümer , Bürger i n i t i a t ive , G e -
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m e i nderät e n , Arnt s Clr z t en U . Cl .  i we i t ers ein reg iona l e s
· 

und el.n 

überreg i o na l e s Forum mit e i ner pro j ek tbeg l e i t enden Arbe i t s ­

g ruppe ) . E i n  Proj ekt w i rd i n  den be t ro f f e nen Geme i nden vorge ­

s t e l l t  ( s amt Begehung ) ,  schr i f t l i che Fragen werden von der 

HL - AG beantwo r t e t  und auch der Behörde zur Unt e r s t ü t z ung 

ü be rm i t t e l t . Dur ch d i e s e  au fwendi g e  Informa t i on s a rbe i t  er ­

wart e t  man s i ch·· qual i f i z i er t e · S t e l lungnahmen � sowi e  e ine 

S t r a f fung und Kana l i s i e rung . 

I n  Deu t s ch l and g ibt e s  i m  Unt e r s c h i ed zu Ö s t e rr e i ch zwe l.  

V e r f ah r e n : e i n  Raumor dnung sver f ahren ( S tando r t ) m i t  Raumve r ­

t rä g l i chke i t sprü fung ohne B e t e i l i gung d e r  Ö f f en t l i chke i t  und 

e in P l anung s f e s t s t e l l ungsve r f ahren ( wie wird gebau t ) m i t  

Ö f f en t l i chke i t sbet e i l i gung . 

D i e  S achver s t ändigen werden nach Ans i cht von DI St empkowski 

z u  spät be s t e l l t  ( nach der UVE ) , bes ser wäre es , s i e  zu einem 

f rüheren Z e i tpunkt zu bes t e l l en ( Untersuchung srahmen ! )  . 

Mit Bürg er i n i t i a t iven machte er bi sher di e E r f ahrung , daß d i e  

B e t e i l i gung im Lauf der Z e i t  s t ark nachläßt . D i e  B ehörde 

s o l l t e  daher vor dem Ver f ahren nochma l s  d i e  Par t e i s t e i lung 

ü be rprü f e n . 

D r . Mey e r  wandte gegen d i e  nochma l ige Übe rprü f ung e iner Bür ­

g er i n i t ia t i ve e i n , daß e s  norma l i s t , daß s i ch d i e  Mas s e  

" zu rü c kz i eh t " ,  wenn e in k l e i ne s  Team für d i e  ge samt e B I  akt iv 

i s t . 

S i e  r eg t e  auch an , man s o l l e  e i nm a l  die F rage , W l. e  das Ab­

f a l l p ro b l e m  zu l ö sen i s t , grundsät z l i ch kl ären ( Verme i dung 

o de r  Verwe r t ung e tc . ) ,  dann d i e  Zahl der MVAs f e s t l egen und 

e in e  Vo l ks a b s t immung oder Vo lksbe f ragung durch führ e n . Dr . 

H a a s  wan d t e  e in , das s e i  a l l e s  Theor i e . E i ne po l i t i s che Linie 

k ö nne man g e s et z l i ch f e s t l egen , aber nie den Konsens a l l e r  

e rr e i c h e n . E r  wies au ch darau f h i n , daß au f lange S i cht gese ­

hen e i n e  Deponie i m  G runde das g l e i che Problem dar s t e l l t  wie 

e i ne MVA . Man so l l e  für j edes g ep l antes Vorhaben Ökobi lanzen 

e r s t e l l en und dann abwägen . 
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D r . Haas br a c h t e d i e  D i s ku s s i on un t er Verwe i s  au f das Ver fah ­

r e n  AVA Ran sho f en ( 6 0 0 0 0  Einwendungen ) ,  au f d i e  Frage der 

D e f i n i t ion und der G r enzen des Nachbarbegr i f f es und erwähn t e  

d i e  deut sche T A - Lu f t . E r  ber ichtete von e iner be i sp i e l ha f t en 

M e s sung , be i d e r  1 Jahr l ang a l l e  S chads t o f f e  in e i nem Con­

t a i ner geme s s e n  und mi t anderen Me s sungen verg l i chen wurde . 

Danach wurde e i n  Mode l l  e r s t e l l t  ( Gauß ' s ches Au sbr e i tungsmo ­

d e l l , 7 km Hauptwindr i cht ung , 2 km Gegenw indr i chtung ) . S e lb s t  

n a c h  großz ü g i g e r  Aus l egung nach al l en ge l t enden Grenzwe r t en 

konnten max . 2 4 0 0  Per sonen a l s  Nachbarn gel t en . 

D r . Petek g a b  z u  bedenken , daß Be t r o f f enhe i t  auch subj ekt iv 

i s t . Viele f ü h l en s i c h  betro f fen ,  auch wenn sie v i e l l e icht 

n a c h  obj ekt i ven Maß s t ab n i cht betro f f en sein können und daher 

k e i n e  Part e i s t e l lung im Ver f ahren haben . Bei der UVP i s t  man 

d a h e r  den W e g  g egangen , e i n  o f f enere s  Ver f ahren dur chz u f üh ­

r en , wo ( zumind e s t  am Anf ang ) j edermann m i t r eden kann . 

D r . Fr i schens c h l ag e r  s t e l l t e  fest , daß der Nachbarbegr i f f  i n  

d e r  Gewerbe o r dnung gu t de f iniert i s t . Dr . S t emberger würde 

d en Par t e i enbeg r i f f  l i eber eben f a l l s  we i t  f a s sen , a l s  spä t e r  

e i n e  übergangene Par t e i  zu haben . Dr . S e l tner s t e l l t e k l ar , 

d a ß  es nich t im Erme s sen der Behörde l i eg t , wer Par t e i s t e l ­

l ung hat ; i m  Zwe i f e l s f a l l  s o l l t e  man s i e  e inräumen . Es s e i  

a u c h  manchm a l  po l i t i s ch heikel , d i e  Par t e i s t e I lung zu ver ­

wehren ( grenznahe An lagen , Einwendungen aus dem Au s l and ) . 

D r . Haas me i nt e ,  d i e  Vor s t e l lungen über Fernve r f rachtung von 

Emi s s ionen s e i en über t r i eben , ö s t e r r e i ch i sche MVAs s ind 

K l e i nan lagen . D i e  Äng s t e  der Bevö lkerung rühren von den Atom­

k r a f twerken h e r . Äng s t e  s ind mi t Argument en o f t  nicht aus z u ­

r äumen . 

N a c h  Absch l uß d e r  D i sku s s ion um ca . 1 7 . 1 5 dankte der Vor s i t ­

z ende den G ä s t en f ü r  ihre wer tvo l l en Anregungen : 
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I n  e l ner ku r z e n  Abs chl ußrunde d e s  Umwe l t r a t e s  wu rde k e i n  

o f f i z i e l l e r  B e s c h l u ß  über d i e  w e i t er e  Vorgangwe i s e  g e f aßt . 

aber man e i n i g t e  s i ch darau f .  daß e ine in f orme l l e  Arbe i t s ­

g ruppe d e s  Umwe l t ra t e s  ( Zu s ammens e t zung w i e  Arbe i t s g ruppe 

" Ge s c ha f t so rdnung " )  a u f  Ba s i s  der D i s ku s s i on The s e n  und Vor ­

s chlage f ü r - Re f o rmerr- der - Mas s enver f ahren für d i e  nachs t e  

Umwe l t ra t s i t zung erarbe i t en s ol l . D i e  S i t zung wurde um 1 7 . 3 0 
g e s c h l o s s en . 
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B E I L A G E  7 

U mweltrat 

PROTOKOLL 

_ _  Expe:J1enheari ng . 

ABFALLBEHANDLUNGSANLAGE ZISTERSDOR F 
UND H EIZKRAFTWERK SALZBURG M inE 

6. Mai 1998 

Jun i  1 998 

Am 6.  Mai 1 998 fand im Parlament ein Expertenhearing des Umweltrates zu zwei UVP­
Verfahren ,  Abfallbehandlungsanlage Zistersdorf und Heizkraftwerk Salzburg Mitte,  statt. Da­
zu wurden folgende Vertreter von Behörden, Bürgerinitiativen und Betreibern eingeladen, u m  
mit ihnen über die auftretenden Probleme sowie Vorteile der UVP-Verfahren z u  diskutieren :  

Abfal lbehandlungsanlage Zistersdorf: 

Behörde: Or.  Gottfried Krasa (NÖ LReg.)  
Betreiber: 01 Siegfried Hager (ASA Abfallservice AG) 
Bürgerinitiativen:  Mag.  Riedl (Bürger in Sorge), Mag. Stix (Bürgerinitiative) 

Heizkraftwerk Salzburg Mitte: 

B ehörde: 
Betreiber: 

Or. Andreas Sommer, Dr. Gerhard Reitmeyer (Sbg . LReg.)  
01 Fliegl (Salzburger Stadtwerke) 

ABFALLBEHANDLUNGSANLAGE ZISTERSDORF: 

Behördenvertreter Dr. Krasa (NÖ Lreg.) : 

Dr. Krasa berichtete, daß gegenständliches Verfahren bereits Ende 1 995 mit einem entspre­
chenden Ansuchen eingeleitet wurde. Die Abwicklung des Verfahrens l iege im Zeitplan m it 
ein igen Abweichungen, die darin begründet l iegen, daß der ASA ein Verbesserungsauftrag 
hinsichtlich der U nterlagen gestel lt wurde. Die ASA benötigte ein Jahr, um diesem Verbesse­
rungsauftrag nachzukommen. Das Verfahren ging 1 997 relativ schnell weiter bis zur Erste l­
lung des Umweltverträgl ichkeitsgutachtens. 

Derzeit liegt das Verfahren drei Monate hinter dem Zeitplan aufgrund des Umfangs des U m­
weltverträglichkeitsgutachtens. Für die Erstel lung des Gutachtens wurden 22 Gutachter be­
nötigt, 4 externe und 1 8  Amtssachverständige. Problematisch sei d ie Koordinierung in zeit l i­
cher sowie thematischer Hinsicht. Aufgrund der gewonnenen Erfahrung wisse man jetzt, daß 
die Koordinierung des Gutachtens länger dauert a ls  ursprünglich angenommen. Weiters 
l iegen 935 Einwendungen von Bürgern vor. Es haben sich zwei Bürgerinitiativen (BI )  m it 
über 400 bzw. 500 Unterschriften gebildet. Die Sichtung der Einwendungen koste Zeit. 

Zum UVP-G bemerkte Dr. Krasa, daß einige Verfahrensschritte aufgrund der Erfahrungen in  
NÖ nicht sinnvoll erscheinen. So  könnte das UVP-Verfahren durch folgende Schritte verkürzt 
werden:  
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• Die Anhörung der BI zur Gutachterl iste sol lte entfa l len .  Die Anhörung dauerte 2 Monate . 
D ies wäre entbehrl ich, da bei der Auflage der Unterlagen bereits entsprechende Stel lung­
nahmen der BI e rfolgten.  

• Es sei fragl ich, ob eine unmittelbare Abfolge der öffentl ichen Erörterung und der mündl i­
cher Verhandlung i n  dieser Zeitabfolge notwendig sei .  Die öffentl iche Erörterung könnte 
entfallen. ' Eine· zwangsweise -Vorschreibung . der- öffentl ichen Erörterung sei jedenfal ls 
n icht sinnvol l .  

• Bezüglich der Erstel lung eines Prüfbuches und des Untersuchungsrahmens genüge eine 
U nterlage. Der Zeitplan brauche nicht öffentl ich aufgelegt werden.  

• Die Auflage der Unterlagen vor der öffentlichen Erörterung in den BH und im Amt der 
LReg bringe h insichtlich der Bürgernähe n icht viel .  Hier genüge die Auflage in den Ge­
meindeämtern. 

• Derzeit ist eine Langfassung der Umweltverträgl ichkeitsgutachten dem Projektwerber ,  
den mitwirkenden Behörden und dem Umweltanwalt zu überm itteln .  Die sonstige Bete i­
l igten erhalten eine Zusammenfassung. Manchmal wäre es auch sinnvol l ,  den BI bzw. 
den Bürgern e ine Langfassung zu übermitte ln .  

Zur UVP-G Novel le brachte Dr.  Krasa vor ,  daß die Inhalte der Novel le n icht über die Anfor­
derungen der EU-RL h inausgehen sollten. Die EU-Anforderungen sollten erfüllt werden, es 
werde jedoch keine Aufblähung des Verfahrens gewünscht. Weiters sollten die Schwellen­
werte nicht niedrig angesetzt werden ,  da es sonst zu nMassen-UVPs" käme. 

Auf die Frage Dr. Medingers ,  warum die öffentl iche Erörterung entfallen könne bzw. mit der 
m ündliche Verhandlung zusammengelegt werden sol le,  antwortete Dr. Krasa, daß manch­
mal kein Interesse an einer öffentlichen Erörterung vorhanden ist. I n  einem solchen Fal l  
müsse aber trotzdem eine abgehalten werden. Weiters können mündliche Verhandlungen ,  
wenn viele B I  anwesend sind, nicht streng nach dem AVG durchgeführt werden. Diese wä­
ren dann eigentlich quasi öffentliche Erörterungen. 

Dr. Schwarzer wollte wissen,  wann mit der Beendigung des Verfahren zu rechnen sei.  Dr. 
Krasa meinte, daß der ursprünglich für Sommer geplante Abschluß des Verfahrens auf 
Herbst verschoben wurde. 

Vorsitzender Arthold sprach die Problematik der mangelnden Unterlagen an. Dr. Krasa wies 
darauf hin, daß bereits vor Einreichung eines Projekts Gespräche mit den Behörden und 
Sachverständigen hinsichtlich der  Vollständigkeit der Unterlagen geführt werden sollten .  
H iezu gäbe es Versuche in zwei BH.  Die Ergebnisse zeigen, daß d ie Verfahren,  be i  denen 
Vorsprachen geführt wurden ,  um 80% schnel ler seien. 

Vorsitzender Arthold sah in der Erstel lung des Umweltverträgl ichkeitsgutachtens ein Pro­
blem, da hier das Verfahren verzögert werde. Dr. Krasa wies darauf h in ,  daß im Fall Zisters­
dorf externe Gutachter genommen wurden. Diese seien aber teuer und es hätte auch inhalt­
l iche Probleme gegeben , da die externen Gutachter nicht mit den entsprechenden Verfah­
rensbestimmungen und Verwaltungsabläufen vertraut sind. 

Auf die Frage Dr. Medingers ,  wie das Umweltgutachten zustande kam,  antwortete Dr. Krasa , 
daß für das Umweltverträgl ichkeitsgutachten 1 70 Konfl iktbereiche aufsummiert wurden. Zu 
d iesen Konfliktbereichen wurden konkrete Fragen geste l lt, die die einzelnen Sachverständi­
gen behandeln mußten .  Weiters wurde ein UVP-Koordinator für die Umweltgutachter bzw. 
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das Umweltverträglichkeitsgutachten instal l iert. U nter der Federführung d ieses Koordinators 
wurde das Umweltgutachten erarbeitet, welches 300 Seiten umfaßt. Dr. Krasa betonte , daß 
die Nomin ierung der Umweltgutachter durch die Vollzugsbehörde eine Schwachstel le dar­
stel le.  D ie Umweltgutachter wären somit dem Vorwurf der Unobjektivität ausgesetzt . Zur 
Lösung d ieses Problems gäbe es keine Patentlösung.  H ier ist Überzeugungsarbeit notwen­
d ig .  

Dr. Schnattinger wol�te wissen ,  wie-der Zeitplan für d ie Genehmigung eines solchen Projek­
tes ohne UVP-Verfahren ausschauen würde. Dr. Krasa antwortete , daß das konzentrierte 
Verfah ren eine Beschleunigung darstel le und zu einer Personalreduktion in der Verwaltung 
führen kann.  Das konzentrierte Verfahren sei der richtige Weg, da sonst Doppelgleisigkeiten 
im Genehmigungsverfahren stattfinden. 

Abg. Langthaler schlug vor, daß die G utachter gemeinsam von den Bürgerinitiativen ,  Betrei­
bern und Behörden ausgewählt werden sollen bzw. sol lte es den Bürgerinitiativen möglich 
sein , e in ige Gutachter ihres Vertrauens zu wählen.  Abg. Langthaler nannte als Beispiel den 
Fall Enzersdorf, wo diese Vorgangsweise gewählt wurde . 

Abg. Barmül ler wollte wissen ,  wie mit den Massen von Unterlagen umgegangen wurde und 
ob es U nvereinbarkeiten der Behörde mit der Geschäftsführung des Betreibers gab. Dr. Kra­
sa antwortete, daß in diesem speziel len Fall ke ine Unvereinbarkeit vorliegt. Zum Handling 
der U nterlagen brachte er vor, daß diese tei lweise in Lastwagen transportiert wurden. Die 
Räuml ichkeiten für diese Vielzahl von U nterlagen sind eigentlich nicht vorhanden, auch nicht 
in der G emeinde. Betreffend die Zuste l lung von Bescheiden sei die NÖ LReg. mit dem BKA 
in Kontakt betreffend einer AVG-Novel le .  

Dr .  Lauber wies darauf hin,  daß die frühzeitige I nformation der Bürger durch die Behörde 
von der Einste l lung der Beamten abhängt. Dr. Krasa antwortete, daß in Zistersdorf die Bür­
ger bereits informiert wurden ,  als es noch keine Bürgerinitiative gab. 

Dr. Schwarzer gab zu bedenken, daß 22 Gutachter schwer zu koordinieren wären.  Ggstl .  
Anlage se i  technisch nicht schwierig .  Es stellt s ich  daher d ie  Frage, ob 22 Gutachter tat­
sächlich notwendig sind. Dr. Krasa stel lte klar, daß sich die 22 Gutachter aus den Themen­
kreisen ,  die von der Anlage berührt sind, ergeben (z.8. ist auch der Bereich Tourismus be­
troffen). 

Bezugnehmend auf den Verbesserungsauftrag an die ASA meinte Dr. Krasa, daß im ur­
sprünglichen Konzept entscheidende Elemente feh lten. Die Behörde wurde von der ASA 
diesbezüglich nie kritisiert. Dr. Krasa wies in diesem Zusammenhang auf das I nstrument des 
NÖ Verfahrensexpresses hin.  Der NÖ Verfahrensexpress sieht vor, daß der Projektant und 
die Bürger so früh als möglich Kontakt aufnehmen sollen und zwar noch vor dem eigentli­
chen P rojektantrag. 

Abg. Kummerer wies schlußendlich noch einmal auf die fehlende Variantenprüfung h in .  Die­
se müsse seiner Meinung nach im UVP-G verankert sein. 

Parteienvertreter 01 Hager (ASA Abfallservice AG): 

DI Hager erläuterte, daß das UVP-Verfahren seit 1 995 laufe. Die ASA hätte dabei auf Erfah­
rungen aufgebaut, die sie mit einem anderen Projekt machte . Problem wäre die Erstel lung 
der Umwelterverträglichkeitserklärung (UVE) gewesen und zwar welche Inhalte erforderlich 
sind. Aus Planersicht sind die vorgegebenen I nhalte zu wenig präzise. Mit der Projektanzei­
ge soll bereits ein Konzept für die UVE vorgelegt werden. Zu diesem Zeitpunkt sind aber die 
Gutachter bzw. zu untersuchende Bereiche noch nicht präzisiert . Diese Unklarheiten be-
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wirkten im Fall Zistersdorf ein Jahr Zeitverlust. Die Gutachter der Behörde sollten bereits bei 
Konzeptvorlage beste llt werden ,  damit die Wünsche der Gutachter bei der Konzepterste l lung 
berücksichtigt werden können . Ein weiteres Problem sei ,  daß zu diesem Zeitpunkt kein An­
sprechpartner bei  der Behörde existiert. I nnerhalb der Begutachtung der UVE komme es 
weiters zu überschießenden Forderungen der Umweltgutachter. Es wurden z.T. wissen­
schaftl iche G rundsatzstudien gefordert. 

01 Hager kritisierte die mangelnde Rechtssicherheit-betreffend Vol lständigkeit der Umwelt­
verträgl ichkeitserklärung .  Es könnten jederzeit Nachforderungen erhoben werden. Er for­
derte den Erlass e ines Bescheides, der die Vollständigkeit der e ingereichten Unterlagen 
bzw. der UVE feststel lt .  01 Hager wies weiters darauf hin, daß mit dem UVP-G die Festle­
gung der Untersuchungsgebiete erfolgen hätte können. Hier sollte es entsprechende Rege­
lungen geben ,  was betroffen ist und was nicht. Weiters wäre der Parte ienbegriff zu weit ge­
faßt. Jedermann könne Stel lung nehmen. Hier stel lt sich die Frage, inwieweit dies sinnvoll 
ist. 

0 1  H ager stel lte jedenfal ls fest, daß die NÖ Landesregierung eine sehr ambitionierte Behör­
de sei und es diesbezüglich keinerlei Beschwerden gibt. 

Abg. Barmül ler wollte wissen, welche wissenschaftlichen Grundsatzstudien verlangt wurden .  
0 1  Hager  antwortete ,  daß das UBA z .B .  eine Biotopstudie verlangte. Diese Untersuchung 
wurde jedoch letztendlich von der  Behörde nicht vorgeschrieben.  Zur  Spezifizierung des 
U ntersuchungsrahmens schlug 01 Hager die Erstellung projektspezifischer Leitfäden vor. Es 
wurde bereits versucht, einen entsprechenden Kriterienkatalog zu e rstel len. Dieser wurde 
jedoch vom U BA nicht akzeptiert. 

Abg. Kummerer wollte wissen , ob die Betreiber Kontakte zu den Sachverständigen gesucht 
h ätten. 01 Hager antwortete, sie hätten versucht, Kontakte zu Sachverständigen aufzuneh­
men.  Das Problem allerdings war, daß zum Zeitpunkt der Konzepterste l lung keine Sachver­
ständigen bestellt s ind. 

Auf d ie Frage von Abg. Kummerer, ob das UVP-Verfahren Umplanungen erforderlich 
machte, antwortete 01 Hager, daß keine Um planungen vorgenommen wurden. Es wären 
a l lerdings zu viele Ergänzungsarbeiten aufgrund des UVP-Verfahrens notwendig gewesen.  
D iese Ergänzungsarbeiten hätten u .a .  einen Zeitverlust von 1 Y2 Jah ren gebracht. 

01 Hager wies darauf h in ,  daß sie im gegenständlichen Verfahren mit den Bürgerinitiativen 
zusammenarbeiten wollten. Dies scheiterte jedoch, da die Bürgerin itiativen die Anlage als 
solche n icht akzeptie ren wollten .  

H err Kovar wollte wissen, ob d ie  Anzahl der  Parteien e in  Problem in  Zistersdorf darstellten 
und wie der Betroffenenkreis eingeschränkt werden könne. 01 Hager antwortete, daß die 
Anzahl der Parteien in Zistersdorf kein Problem darstellen. Die Akzeptanz ist prinzipiell groß. 
Er stellte jedoch fest, daß der Betroffenheitskreis eingeschränkt werden sollte, da nach den 
jetzigen Bestim mungen auch Einwohner außerhalb Österreichs Stel lungnahmen abgeben 
können. 01 Hager führte als Beispiel -den Standort Ranshofen an und schlug als Abgrenzung 
für die Betroffenheit e in Ausbreitungsmodell für  Emissionen nach dem deutschen Imissions­
schutzgesetz vor. 

Ein weiteres P roblem im ggstl .  Verfahren ist laut 01 Hager, daß umfangreiche Ersatzmaß­
nahmen geplant werden mußten .  So mußten z .B .  Lehmkanten ·geschaffen werden . Dies 
führte zu großen M aterialtransporten .  H ier stellt sich die Frage, ob dies sinnvoll sei .  
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Or. Hein gab zu Bedenken , daß die ASA sowie auch die NÖ LReg. aus diesen ersten UVP­
Erfahrungen profitiert hätten .  Verzögerungen könnten zukünftig vermieden werden , indem 
al le Beteil igten so früh als möglich eingebunden werden. 

01 Hager verwies auf die Konkurrenzsituation und stellte fest, daß die ASA sehr genau p rü­
fen werde , ob bei anderen Bewerbern d ie gleichen Anforderungen gestellt werden oder 
n icht. Er  strich jedoch hervor, daß das Vorgehen der NÖ LReg. sehr korrekt war. 

Bezugnehmend auf die Kosten erläuterte 01 Hager, daß die Projektkosten S 1 ,4 M rd .  betra­
gen.  Die Planungskosten belaufen sich auf S 35 Mio., davon sind S 4 Mio externe G utach­
terkosten .  Bei dieser Kostenaufste llung sind die internen Personalkosten nicht inkludiert .  0 1  
Hager wies noch e inmal darauf hin, daß die Planungstiefe auf Grund der Anforderungen des 
UVP-Verfahrens sehr groß ist und sich daher jede Planungsänderung sehr nachtei l ig aus­
wi rkt. 

Bürgerinitiativenvertreter Mag. Hedwig Stix/Mag. Riedl (Bürgerinitiaative, Bürger in  
Sorge) : 

Mag. Stix erläuterte ,  daß den Bürgerinitiativen (BI) keine I nfrastruktur zur Verfügung stehe.  
D ie Bürgerinitiativen  müßten sich eine Struktur schaffen .  Hierbei spielen d ie Kosten e ine 
g roße Rol le. Mag Stix stellte anschließend Vorschläge zur Verbesserung der  Situation der B I  
vor. Diese Vorschläge liegen dem Protokoll bei. 

Mag. Riedl stellte e inleitend fest, daß nicht jede Abfallbehandlungsanlage nach dem Stan d  
d e r  Technik zu genehmigen sei. Ziel des UVP-G sei die Betei l igung der Bürger. E s  gäbe 
zwar die Möglichkeiten Einsicht zu nehmen oder Stellungnahmen abzugeben. Das UVP-G 
sehe jedoch keine tatsächlichen Partizipationsmöglichkeiten vor. 

Mag. Riedl brachte vor, daß es unmögl ich sei, 26 Ordner im Rahmen des Parteienverkehrs 
zu lesen .  Das Anfertigen von Kopien wäre teuer, da eine Seite 4,-- S kostet. Zwar kann je­
dermann Stel lungnahmen abgeben, allerdings brauchen Bürger fachliche Unterstützung.  
Normalbürger hätten kaum diese fachliche Kompetenz. Bürgerin itiativen brauchen dahe r  
G utachter, sie benötigen weiters einen versierten Anwalt. Hier wiederum ist das Geldpro­
blem immanent. Weiters müßten Bürgerin itiativenvertreter Urlaub nehmen, um am Verfahren 
teilnehmen zu können.  Aufgrund der Kompliziertheit der Genehmigungsbescheide ist es für 
den Bürger schwierig ,  zu berufen. Mag. Riedl stellte nochmals fest, daß das UVP-G keine 
echte Bürgerbetei l igung vorsehe.  

Weiters sehe das Gesetz keine Bedarfsanalyse vor. Jeder Betreiber kann ein UVP­
Verfahren  durchführen. Die Verfahrenskosten sind jedoch gewaltig .  Der Bedarf sollte vorweg 
geprüft werden ,  dies käme auch der Verwaltung und den Betreibern zugute. 

Auf die Frage Herrn Kovars zu den Schwierigkeiten betreffend die Informationsbeschaffung 
stel lte Mag.  Stix klar, daß sie zwar, wenn sie wollte , d ie I nformationen bekommen konnte ,  es 
jedoch schwierig war abzuschätzen, wann etwas passieren würde und wann nicht. Es ist 
notwendig,  intensiven Kontakt zu den Behörden zu pflegen. I hrer Meinung nach wäre es 
weiters von Vortei l ,  wenn die Bürgerinitiativen die Teilgutachten früher bekämen, damit nicht 
auf e inmal das G esamtgutachten beurteilt werden muß. 

Abg. Kummerer zeigte Verständnis für den Wunsch der Bürgerin itiativen rechtzeitig I nforma­
tionen zu bekommen.  Er stellte jedoch fest, daß im Falle einer BI  dies kein Problem darste l­
le .  Falls jedoch mehrere existieren , könne das Informationsproblem kaum gelöst werden.  
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Zur Problematik der Sachverständigenwahl durch die Bürgerinitiativen stel lte Abg. Kumme­
rer fest, daß dies n icht finanzierbar sei .  Die Bürgerinitiative ist ein junges Instrument, leider 
verstünde sie sich manchmal  als Oberbehörde. Beim Standort Zistersdorf hätte der Betre i­
ber versucht, Kontakt mit den Bürgerin itiativen aufzunehmen. Dem Betreiber wurde jedoch 
mitgeteilt, daß die Bürgerinitiativen zwar mitmachen wollen , aber prinzipiel l  gegen das Vor­
haben sind. Weiters hätte die in Zisterdorf durchgeführte Volksbefragung entsprechende 
Auswirkungen auf die Bürgerinitiative . Mag. Stix stellte dazu fest, daß die Volksbefragung 
mit dem Projekt Zistersdorf nicht wirklich etwas zu tun hatte. -

Abg. Kummerer wol lte wissen ,  ob die Bürgerinitiativen irgendeine Entscheidung akzeptieren 
würden. Mag. Riedl erklärte, daß die Vertreter der Bürgerin itiativen sich mit den Betreibern 
getroffen haben ,  diese jedoch verlangt hätten, daß über die Sitzungen nichts nach außen 
dringen dürfe. Aus Sicht der Bürgerinitiativen sei dies eine unhaltbare Forderung. Weiters 
wurde auch verlangt, daß bestimmte Gutachter nicht einzuladen wären .  

I n  diesem Zusammenhang warf Abg. Schrefel e in ,  ob be i  Zistersdorf das Verhi ndern der 
Anlage oder möglichst hohe Auflagen im Vordergrund stehen. Mag. Stix stel lte dazu fest, ihr 
Anl iegen sei , daß die Umwelt im UVP-Verfahren so weit als möglich behandelt wird. Derzeit 
ist dies nicht der Fall, z.B. wurde die Frage des Wassers nicht ausreichend diskutiert. 

Die Vertreter der Bürgerinitiativen stellten klar, daß sie zwar rechtl iche Beratungen seitens 
der Behörde bekommen hätten. Es gebe jedoch keine fachliche Beratung, z.B. wurden ihnen 
keine Gutachter zur Verfügung gestel lt . 01 Schima stellte dazu fest, daß die Behörden al le 
Schutzinteressen wahrnehmen sollten und zur Objektivität verpfliChtet s ind.  

Vorsitzender Arthold warf ein,  daß auch die Kostenfrage ein wichtige Rol le spie le .  Die Ver­
treter der Bürgerinitiativen wiesen nochmals darauf hin,  daß es ihnen in  erster Linie um 
Fachinformationen g inge und sie sich besser vertreten fühlen würden,  wen n  s ie ihre eigenen 
G utachter hätten .  

Abg.  Langthaler berichtete über 3 Fälle, wo d ie  Bürgerinitiativen ihre Sachverständigen 
selbst aussuchen konnten (HTV Linz, Blumau , Enzersdorf) . Normalerweise gebe es pro 
Standort ein bis zwei Bürgerin itiativen .  Bei dieser Anzahl sol lte es möglich sein, daß die BI  
s ich ihre Gutachter selbst aussuchen können. Dies könnte bei  der UVP-Novel le berücksich­
tigt werden. Jedenfalls wäre die Frage der Gutachterauswahl zu thematisieren. 

Abg. Barmül ler verwies auf die Problematik der Öffnungszeiten des Gemeindeamts sowie 
auf die Kosten einer Kopie in Höhe von S 4 ,--. Diese Fragen sollten jedoch lösbar sein. 
Weiters wollte e r  wissen, ob die Bürgerinitiativen es für sinnvoll halten,  wenn d iese mit den 
Sachverständigen über die G utachten diskutieren könnten. Mag. Stix antwortete, daß sie 
diese Idee bereits früher vorgebracht hätte und sie diese Möglichkeit für sehr zielführend 
halte. Sie hätte jedoch gedacht, daß dies in  der öffentlichen Erörterung passieren würde. 

Dr. Hein warf die Frage auf, was denn ein Erfolg für die Bürgerinitiative wäre. Wäre z .B .  ein 
Erfolg ,  wenn die Anlage nicht in Zistersdorf gebaut würde, aber dafür wo anders? Mag. Riedl 
antwortete, daß dies eine schwierige' Frage sei. Jeder müsse jedoch für sich entscheiden,  
was im Fall Zistersdorf einen Erfolg bedeutet. 

Dr. Schwarzer nahm noch einmal zur Gutachterproblematik Stel lung und verwies darauf, 
daß es auch noch andere Parte ien außer Bürgerinitiativen gäbe. Wenn eine Partei ein Vor­
schlagsrecht bekäme,  dann hätten auch die anderen Parteien ein Recht Gutachter vorzu­
schlagen.  Die Problematik sei daher nicht so einfach. Zur Bedarfsfrage bemerkte e r, daß ein 
Bedarf gegeben ist .  Die Frage ist jedoch zu stel len, welcher Standort sinnvolle r ist .  Mag. Stix 
ste l lte klar, daß die Frage sehr wohl zu ste l len wäre, wie Abfall zu behandeln ist, ob z.B. die 
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Verbrennung an sich notwendig ist. Für die Bürgerinitiative ist es e in Erfolg,  wenn eine Dis­
kussion über die Behandlungsart des Abfal ls geführt wird . I h re r Meinung nach istZistersdorf 
jedenfalls nicht der geeignetste Standort. Mag. Riedl ergänzte,  daß jeder Betre iber sein 
Verfahren bekommt. Dieser hätte nicht zu prüfen,  ob der Standort überhaupt sinnvol l  wäre . 

Herr Kovar erläuterte,  daß im Rahmen der Konzept-UVP bzw. strategischen UVP die Be­
darfsfragen sowie die Abfal lbehandlungsart geprüft werden könne. Herr Kovar wollte wissen ,  
falls d ie  BI- i n  eine strategische UVP eingebunden wären ,  ob  dann d ie  Bedenken der  BI be­
treffend Bedarf und Abfal lbehandlungsart im Rahmen der Projekt-UVP ausgeräumt wären .  
Mag . Stix antwortete , daß sich normalerweise Bürgerinitiativen dort bi lden, wo es direkt Be­
troffene g ibt, dies sei im Zusammenhang mit einer strategischen UVP unter Umständen 
n icht gegeben. 

HEIZKRAFTWERK SALZBURG MITTE 

Behördenvertreter Dr. Sommer/Dr. Reitmeyer (Salzburger LReg): 

Die Behördenvertreter wiesen auf das Hauptproblern der unterschiedlichen Verfahrensbe­
stimmungen hin. Es wären alle betroffenen Materienvorschriften anzuwenden, auch wenn  
diese unterschiedliche Verfahrensbestimmungen beinhalten. Weiters seien vor al lem die 
verschiedenen Bestimmungen zur ParteiensteI lung ein Problem. Sinnvoll wären einheitliche 
auf die UVP-Verfahren  zugeschnittene Verfahrensregelungen. 

Dr. Sommer verwies weiters auf die Schwierigkeiten in der Koordination der Gutachter. I n  
ihrem Fall mußten 25 G utachter koordiniert werden. Die G utachter waren al le Amtsgutach­
ter. Es sei sicher sinnvol l ,  für die Gutachter bzw. zur Erstel lung des Prüfbuchs gewisse 
Checklisten als O rientierungshilfen zu erstellen, damit ein gewisser Standard gewahrt bleibt. 
Eine Hi lfestel lung sei vor al lem die Wechselwirkungen betreffend notwendig. 

Abg. Langthaler wies darauf hin,  daß zur Diskussion stand, einen Leitfaden für die verschie­
denen Anlagentypen zu erstel len. Sie brachte weiters vor, daß in diesem Fall das Verfahren 
durch die UVP schnel ler ablief. Dr. Sommer antwortete, daß er die Leitfäden etwas al lge­
meiner sehe. Es genüge die Überarbeitung der bestehenden Leitfäden, z.B. in Hinbl ick auf 
die Berücksichtigung von Wechselwirkungen. 

Dr. Reitmeyer berichtete betreffend die Verfahrensdauer des Heizkraftwerks Mitte (nach 
UVP-Verfahren) und Heizkraftwerks Nord (ohne UVP-Verfahren) ,  daß das erstinstanzliche 
Verfahren betreffend Heizkraftwerk Nord 6 Monate dauerte. Im Vergleich dazu benötigte die 
Verfahrensdauer des Heizkraftwerks Mitte 22 Monate. Dr. Baumgartner bemerkte dazu, daß 
n icht nur die Dauer des erstinstanzlichen Verfahrens zu beachten ist, sondern daß die G e­
samtdauer zu betrachten wäre. Wenn man die G esamtdauer beider Verfahren betrachte, so 
ist festzustel len,  daß das Heizkraftwerk Mitte wesentlich schneller abgeschlossen werden 
konnte als das Heizkraftwerk Nord. 

Dr. Reitmeyer brachte weiters vor, daß in einem UVP-Verfahren jedes Schutzgut geprüft 
werden müsse, auch wenn keine Auswirkungen auf dieses Schutzgut vorhanden sind (z.B .  
mußten beim Heizkraftwerk Mitte d ie Auswirkungen auf d ie Landwirtschaft geprüft werden).  
Weiters erläuterte e r, daß die Verfahrensdauer auch vom Verhältnis zwischen Projektant 
und Bürgern abhängig sei .  

Dr. Petek wollte wissen, ob das UVP-Verfahren sich qualitativ auf das Projekt im Vergleich 
mit herkömmlichen Genehmigungsverfahren auswirkte. Dr. Sommer antwortete, daß die 
Konsequenzen für das Projekt gleich oder ähnlich s ind ,  viel leicht wurden im UVP-Verfahren 
mehr Aspekte angeschaut wie z .B.  die Wechselwirkungen. 
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Abg. Langthaler wies darauf h in ,  daß die Erfahrungen, die in diesem UVP-Verfahren  ge­
macht wurden ,  zukünftig verwertet werden können. Dr. Sommer meinte dazu, daß das Prüf­
buch für künftige Fälle adaptiert werden könnte . Dr. Reitmeyer ergänzte , daß dies natürl ich 
projektabhängig sei und wies darauf hin, daß die Verfahrensdauer vom laufenden Kontakt zu 
den Betreibern abhängig ist ,  so wurde z.B.  der Inhalt der UVE bzw. des Umweltverträglich­
keitsgutachtens zeitgerecht abgeklärt .  Dr. Sommer ergänzte, daß auch bereits im Vorverfah-
ren Konfl ikte ausgeräumt-wurden. -- -

- - . . - - - .  - . - - .  - � 
" - . 

Vorsitzender Arthold warf ein,  daß sich in diesem Zusammenhang die Frage stel lt ,  zu wei­
chen Zeitpunkt Bürgerin itiativen sinnvoll e ingebunden werden sol len. 

Dr. Grossendorfer wollte wissen, ob nur bei stadtnahen Projektanten oder auch bei Privat­
unternehmen rechtzeitig Kontakt aufgenommen werde. Dr. Sommer stel lte klar, daß auch 
bei privaten Projektanten so früh als Möglich der Kontakt hergestellt werde. Dr. Reitmeyer 
ergänzte, daß in Salzburg prinzipiel l  so früh als möglich mit den zukünftigen Konsenswer­
bern Kontakt aufgenommen werde.  Er wies darauf hin,  daß in Salzburg im Vergleich zu den 
übrigen Behörden die schnel lsten Verfahren stattfinden.  

Betreibervertreter 01 Fliegl (Salzburger Stadtwerke): 

01  Fliegl berichtete, daß das UVP-Verfahren 1 995 eingeleitet wurde. Zu diesem ggstl . Pro­
jekt gab es verschiedene P ilotstudien . Auf Grund d ieser Studien wurde die Kraftwerksgröße 
adaptiert, weil dem Betreiber bewußt war, daß das Projekt umweltverträglich sein mußte , um 
die Genehmigungen zu erhalten. 

Der negative Aspekt im UVP-Verfahren sind laut 01 Fliegl die Kosten .  Die Gesamtkosten für 
das Projekt betragen eine Mi l l iarde, davon waren S 1 1 ,5 Mio. für die Verfahrensabwicklung 
erforderlich. Die Kosten für d ie UVE betrugen S 7,4 Mio. Zur Erstel lung der UVE mußten 
Fremdleistungen zugekauft werden, da firmenintern diese Leistungen aus personellen Grün­
den nicht erbracht werden konnte n .  Problematisch ist i n  diesem Zusammenhang auch,  daß 
die UVE sehr detai l l ierte Planungsschritte erfordert, da al les was technisch gebaut werden 
soll ,  frühzeitiger zu planen ist. 

Abg. Langthaler wollte wissen,  ob dadurch nicht Vortei le für den Projektwerber entstanden 
sind. 01  Fliegl antwortete, zum Teil ja, aber es wären eben sehr früh entsprechend genaue 
Planleistungen e rforderl ich. Der Betreiber mußte daher Planungen erbringen, die normaler­
weise die Lieferanten ausführen. Es mußten daher auch rechtzeitig Leistungen zugekauft 
werden, um die UVE erstellen zu können. Damit diese Leistungen zugekauft werden kön­
nen, sind detai l l ierte Ausschreibungen notwendig 

Dr. Hein wies darauf hin , daß die Ausschreibungen vor der Einleitung des Verfahrens durch­
geführt werden könnte n .  01 Fliegl meinte dazu, daß dies betreffend die Gasturbine so er­
folgte. Im Heizkraftwerk Nord wurde generell vor dem Verfahren mit dem Lieferanten ge­
plant, aber der Detai l l ierungsgrad im gewerblichen Verfahren sei  nicht so groß. 

Problematisch sei im UVP-Verfahren die Zeitdauer zur Erstel lung der Umweltverträglich­
keitserklärung. Im Heizkraftwerk Mitte dauerte die Erste llung der UVE ein Jahr. Zeitgleich 
hatten auch die Planungen zu erfolgen.  Dies stel le ein großes Problem dar, da Unklarheit 
besteht, ob das was in der UVE angenommen wird durch die Planungen tatsächlich realisiert 
werden kann .  I n  diesem Zusammenhang wäre die Frage zu stel len, wie mit den entspre­
chenden Änderungen umzugehen ist. Positiv im UVP-Verfahren ist al lerdings, daß nach 
Vorlage des Bescheides die Vorschreibungen bekannt sind und besser geplant werden 
kann .  
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Abg. Kummerer wollte wissen ,  ob im Rahmen des UVP-Verfahrens maximale Emmissions­
werte oder Gesamtfrachten behandelt werden. 01 Fliegl antwortete , daß in der UVE Ge­
samtfrachten zu beschreiben sind, welche von der Maschine abhängig sind. 

01 Fliegl wies darauf hin, daß es sich bei der Entscheidung , die Ausschreibungen e rst nach 
der Planung durchzuführen ,  um eine unternehmerische Entscheidung handle. Vorausset­
zung für einen Kaufbeschluß sei '-normalerweise die · Genehmigungsreife des Projekts auf 
behördlicher Seite. Prinzipiel l  könnte die unternehmerische Entscheidung auch anders aus­
fal len. Jedenfal ls sei es sehr schwierig, 3 Jahre vor Kaufbeschluß ein Verfahren zu planen, 
da in der Zwischenzeit die techn ische Entwicklung weitergeht. Die eigentlichEm Entscheidun­
gen in Kraftwerksprojekten im Rahmen einer UVP müssen vor der Erstel lung der UVE ge­
troffen werden ,  da vor allem bezüglich der Emissionen eine Entscheidung getroffen werden 
muß. In  der UVE ist unter anderem darzustel len, wie die Situation in 1 0  Jahren sein wird. 
Dies ist natürlich ausschlaggebend für die Anlage. 

Bezüglich der rechtzeitigen Einbindung der Öffentlichkeit durch das UVP-Verfahren wies 01 
Fliegl darauf hin,  daß er dies positiv sehe. Im konkreten Fall wurden die umliegenden Anrai­
ner über das Verfahren und das Projekt informiert. Die Anzahl der Anrainerbeschwerden 
waren gering.  Es wurde keine Bürgerinitiative gebildet. 

Wien, am 

Der Vorsitzende des Umweltrates 
ARTHOLD 
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